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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über weitere Ergänzungen 
und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes sowie 
über Ergänzungen des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
(Drittes D-Markbilanzergänzungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat In seiner 129. Sitzung am 15. Oktober 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen 
vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitfits-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heser, Bad Godesberg. Rheinallee 20. 
Telefon 3551 




Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über weitere Ergänzungen und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über Ergänzungen des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
(Drittes D-Markbilanzergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Endgültige Wertansätze für Wertpapiere 
und Anteile sowie für Vermögensgegenstände 
in Berlin (West) 

§ 1 

(1) Die Werte, mit denen Wertpapiere und An- 
teile in einer nach § 1 des D-Markbilanzgesetzes oder 
nach §§ 2 bis 4 des D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
aufgestellten und vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes festgestellten Eröffnungsbilanz eingesetzt 
worden sind, gelten als vorläufige Werte im Sinne 
des D-Markbilanzgesetzes; das gleiche gilt für 
Werte, mit denen Wertpapiere und Anteile in einer 
nach § 2 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes aufgestell- 
ten Eröffnungsbilanz oder in einer nach § 74 Abs. 4 
des D-Markbilanzgesetzes aufgestellten steuerlichen 
Bilanz eingesetzt worden sind. Die vorläufigen 
Werte können durch Einsetzung endgültiger Werte 
berichtigt werden; sie müssen berichtigt werden, 
soweit sie nach den Vorschriften dieses Gesetzes als 
endgültige Werte nicht beibehalten werden können. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Werte, mit denen eigene 
Aktien oder Geschäftsanteile eingesetzt worden sind. 

§ 2 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung, bergrechtliche 
Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften), die am 
31. Dezember 1948, am 30. Juni 1951 und am 31. De- 
zember 1952 im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
einer deutschen Börse amtlich notiert oder im ge- 
regelten Freiverkehr gehandelt worden sind, können 
endgültig höchstens mit dem Wert angesetzt werden, 
der sich aus dem Durchschnitt ihrer Börsenkurse an 
diesen Stichtagen ergibt; bezieht sich der Börsen- 
kurs an einem der Stichtage auf den in Deutscher 
Mark neu festgesetzten Nennbetrag der Anteile, so 
ist er für die Ermittlung des Durchschnittskurses 
unter Berücksichtigung des Verhältnisses, in dem 
das Nennkapital neu festgesetzt worden ist, in einem 
auf den Reichsmarknennbetrag der Anteile bezoge- 
nen Kurs umzurechnen. Besteht an einem der Stich- 
tage kein Börsenkurs, so tritt an seine Stelle der 
letzte Börsenkurs vor diesem Stichtag. 

(2) Ist der Wert der Anteile nach dem Börsenkurs 
am Stichtag der Jahresbilanz, in welcher der end- 
gültige Wert angesetzt wird (Berichtigungsbilanz), 
niedriger als der Wert auf Grund des Durchschnitts- 
kurses, so kann höchstens der sich aus dem Börsen- 


kurs am Stichtag der Berichtigungsbilanz ergebende 
Wert angesetzt werden. Absatz 1 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. Werden die Anteile am Stichtag der Berich- 
tigungsbilanz nicht mehr amtlich notiert oder im ge- 
regelten Freiverkehr gehandelt, so tritt an die Stelle 
des Börsenkurses am Stichtag der Berichtigungs- 
bilanz der letzte Börsenkurs. 

(3) Aktien, die von der IG Farbenindustrie Aktien- 
gesellschaft in Frankfurt (Main) ausgegeben worden 
sind, können endgültig höchstens mit dem Wert an- 
gesetzt werden, der sich für sie nach dem am 3. Juli 
1952 an der Wertpapierbörse Frankfurt (Main) fest- 
gesetzten Börsenkurs ergibt. 

(4) Anteile im Sinne der Absätze 1 und 3, die eine 
Beteiligung darstellen, können mit einem Zuschlag 
angesetzt werden. Der Zuschlag darf höchstens zwan- 
zig vom Hundert der nach den Absätzen 1 bis 3 zu- 
lässigen Wertansätze betragen. Als Beteiligung gel- 
ten nur Anteile, deren Nennbeträge insgesamt den 
zehnten Teil des Nennkapitals der Kapitalgesell- 
schaft erreichen, sowie Kuxe, deren Zahl insgesamt 
den zehnten Teil der Kuxe der bergrechtlichen Ge- 
werkschaft erreicht. 

(5) Für Wertpapiere, die am 31. Dezember 1948, 
am 30. Juni 1951 und am 31. Dezember 1952 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes an einer deutschen 
Börse amtlich notiert oder im geregelten Freiverkehr 
gehandelt worden sind, aber keine Anteile an Ka- 
pitalgesellschaften verkörpern, gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend; Anteilscheine an der Deutschen 
Reichsbank sind jedoch weiterhin vorläufig mit 
einem Erinnerungsposten von einer Deutschen Mark 
anzusetzen. 

§ 3 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht 
unter § 2 Abs. 1 und 3 fallen, können endgültig höch- 
stens mit achtzig vom Hundert des Betrages ange- 
setzt werden, der anteilmäßig auf sie von dem Eigen- 
kapital der Kapitalgesellschaft entfällt. Ist der für 
sie bei der Hauptfeststellung für den Hauptveran- 
lagungszeitraum 1949 festgestellte Vermögensteuer- 
wert höher als der nach Satz 1 zulässige Wertansatz, 
so können sie mit einem Wert bis zur Höhe des Ver- 
mögensteuerwerts angesetzt werden. 

(2) Eigenkapital im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist 
die Summe der Beträge, die in der Eröffnungsbilanz 
der Kapitalgesellschaft als Kapital (Nennkapital, 
Kapitalkonten) sowie als gesetzliche oder andere 
Rücklagen ausgewiesen sind. Ist in der Eröffnungs- 
bilanz auf der Passivseite eine Lastenausgleichsver- 
mögensabgabe ausgewiesen, so ist ihr ausgewiesener 
Betrag der Summe hinzuzurechnen. Von dem nach 
den Sätzen 1 und 2 sich ergebenden Betrag sind ab- 
zusetzen 
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a) der Betrag einer in der Eröffnungsbilanz 
nicht ausgewiesenen Kreditgewinn- oder 
Hypothekengewinnabgabe, 

b) der Betrag eines in der Eröffnungsbilanz auf 
der Aktivseite ausgewiesenen Kapitalent- 
wertungskontos, Kapitalverlustkontos oder 
Lastenausgleichsgegenpostens, 

c) der in der Eröffnungsbilanz auf der Aktiv- 
seite für eigene Aktien oder Geschäftsan- 
teile ausgewiesene Betrag. 

(3) Ein Anteil an einer Personengesellschaft kann 
in der Handelsbilanz endgültig höchstens mit dem 
Betrag angesetzt werden, auf den sich der Kapital- 
anteil des Gesellschafters in der Personengesell- 
schaft am Stichtag der Handelsbilanz beläuft. In 
der steuerlichen Eröffnungsbilanz ist der Anteil 
endgültig mit dem Betrag anzusetzen, der sich als 
Kapitalanteil des Gesellschafters aus der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz der Personengesellschaft 
ergibt. 

(4J Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für Anteile an 
Gesellschaften mit Sitz außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes, ferner nicht für Anteile an 
Gesellschaften mit Sitz in Berlin, wenn die Gesell- 
schaft ihre Geschäftsleitung außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes hat. Solche Anteile sind 
weiterhin mit dem bisherigen vorläufigen Wert an- 
zusetzen. 

(5) Wertpapiere, die keine Anteile an Kapitalge- 
sellschaften verkörpern und nicht unter § 2 Abs. 5 
fallen, können endgültig höchstens mit dem für sie 
bei der Hauptfeststellung für den Hauptveranla- 
gungszeitraum 1949 festgestellten Vermögensteuer- 
wert angesetzt werden. 

§ 4 

(1) Ist in einer Eröffnungsbilanz für eine Beteili- 
gung im Sinne des § 2 Abs. 4 oder für Anteile, die 
unter § 3 Abs. 1 oder 3 fallen, ein höherer Wert als 
der nach §§ 2, 3 zulässige endgültige Wert eingesetzt 
worden, so kann dieser Wertansatz in der Handels- 
bilanz als endgültiger Wert beibehalten werden, 
soweit nicht die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch- 
führung Abschreibungen oder Wertberichtigungen 
nötig machen. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
ist der Wertansatz durch Einsetzung des nach §§ 2, 3 
zulässigen Höchstwertes zu berichtigen. 

(2) Sind Wertpapiere und Anteile, ohne daß ihr 
vorläufiger Wertansatz in einer Handelsbilanz vor- 
her berichtigt worden ist, vor Aufstellung der in § 5 
Abs. 1 oder 2 als letzte Berichtigungsbilanz bestimm- 
ten Bilanz veräußert worden, so können sie in der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz endgültig höchstens 
mit dem nach §§ 2, 3 zulässigen Wert angesetzt wer- 
den. Dies gilt nicht, wenn sowohl der bisherige Wert- 
ansatz als auch der Veräußerungserlös niedriger 
sind als der nach §§ 2, 3 zulässige Wertansatz. In 
diesen Fällen können sie endgültig höchstens mit 
dem höheren der beiden Werte angesetzt werden. 

(3) Sind Wertpapiere und Anteile, ohne daß ihr 
vorläufiger Wertansatz in einer Handelsbilanz, vor- 
her berichtigt worden ist, vor Aufstellung der in § 5 
Abs. 1 oder 2 als letzte Berichtigungsbilanz bestimm- 
ten Bilanz aus dem Betriebsvermögen entnommen. 


so gilt Absatz 2 entsprechend. An die Stelle des Ver- 
äußerungserlöses tritt der Teilwert (§ 6 Abs. 1 Ziffer 1 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes) der Wert- 
papiere und Anteile am Tage der Entnahme. 

§ 5 

(1) Eine Berichtigung der vorläufigen Wertansätze 
durch Einsetzung von endgültigen Wertansätzen nach 
§§ 2, 3 muß spätestens in der Jahresbilanz für das 
am 31. Dezember 1955 endende oder laufende Ge- 
schäftsjahr erfolgen. Ist bei Aufstellung dieser Jah- 
resbilanz die Eröffnungsbilanz des Unternehmens, 
an dem Anteile im Sinne des § 3 Abs. 1 oder 3 be- 
stehen, deren Wertansätze berichtigt werden sollen, 
noch nicht festgestellt, so muß die Berichtigung spä- 
testens in der Jahresbilanz erfolgen, die nach Fest- 
stellung der Eröffnungsbilanz aufgestellt wird. 

(2) Vorläufige Wertansätze für Wertpapiere, die 
auf Grund der Wertpapierbereinigung kraftlos ge- 
worden sind, können erst berichtigt werden, wenn 
im Wertpapierbereinigungsverfahren für das Wert- 
papier Gutschrift auf Sammeldepotkonto erteilt wor- 
den ist. Die Berichtigung muß spätestens in der 
Jahresbilanz für das Geschäftsjahr erfolgen, in dem 
die Auslieferung der auf die Gutschrift entfallenden 
Einzelurkundea verlangt werden kann. 

(3) Kann in einem Fall des § 4 Abs. 1 Satz 1 der ein- 
gesetzte Wert nicht beibehalten werden, so sind die 
erforderlichen Abschreibungen oder Wertberichti- 
gungen spätestens in der in Absatz 1 Satz 1 bestimm- 
ten Jahresbilanz vorzunehmen. 

(4) In einem Fall des § 4 Abs. 1 Satz 2 ist die 
steuerliche Eröffnungsbilanz spätestens an dem Tage 
zu berichtigen, an dem die Bilanz für das am 31. De- 
zember 1955 endende oder laufende Wirtschafts- 
jahr beim Finanzamt eingereicht wird. 

(5) In Fällen des § 4 Abs. 2 oder 3 muß die Berich- 
tigung der steuerlichen Eröffnungsbilanz spätestens 
an dem Tage erfolgen, an dem die Bilanz für das 
Wirtschaftsjahr, in dem die Wertpapiere oder An- 
teile veräußert oder entnommen wurden, beim 
Finanzamt eingereicht wird. Sind vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Wertpapiere oder Anteile 
veräußert oder entnommen worden und ist die in 
Satz 1 bezeichnete Bilanz bereits eingereicht worden, 
so tritt an die Stelle dieser Bilanz die erste Bilanz 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Absatz 1 
Satz 2 gilt sinngemäß. 

§ 6 

(1) Werden Wertansätze, die nach §§ 1 bis 4 be- 
richtigt werden können, nicht spätestens in der in 
§ 5 Abs. 1 oder 2 als letzte Berichtigungsbilanz be- 
stimmten Bilanz oder an dem in § 5 Abs. 5 bestimm- 
ten Tage berichtigt, so gelten sie handelsrechtlich als 
endgültige Wertansätze und steuerrechtlich als 
Ausgangswerte. 

(2) Werden Wertansätze, die nach § 4 in einer 
Handelsbilanz oder in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz berichtigt werden müssen, nicht spätestens in 
der in § 5 Abs. 3 als letzte Berichtigungsbilanz be- 
stimmten Bilanz oder an dem in § 5 Abs. 4 oder 5 be- 
stimmten Tage berichtigt, so gelten die nach § 4 zu- 
lässigen endgültigen Höchstwerte handelsrechtlich 
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für die letzte Berichtigungsbilanz und die künftigen 
Jahresbilanzen als Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten im Sinne der in § 5 Abs. 2 des D-Markbilanz- 
gesetzes angeführten gesetzlichen Vorschriften, 
steuerrechtlich als Ausgangswerte für die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz und die künftigen Bilanzen. 

(3) Für die Bewertung von Wertpapieren und An- 
teilen in einer Eröffnungsbilanz im Sinne des § 1 
Abs. 1, die erst nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes festgestellt wird, gelten anstelle der Bewer- 
tungsvorschriften des D-Markbilanzgesetzes die nach 
§§ 2 bis 4 zulässigen Wertansätze, und zwar als 
höchstzulässige endgültige Wertansätze. Ist bei Auf- 
stellung dieser Eröffnungsbilanz die Eröffnungs- 
bilanz des Unternehmens, an dem Anteile im Sinne 
des § 3 Abs. 1 oder 3 bestehen, noch nicht festgestellt 
oder ist für Wertpapiere, die auf Grund der Wert- 
papierbereinigung kraftlos geworden sind, Gutschrift 
auf Sammeldepotkonto noch nicht erteilt worden, so 
bewendet es für die Bewertung dieser Anteile und 
Wertpapiere bei den Vorschriften des D-Markbilanz- 
gesetzes; für die Berichtigung dieser vorläufigen 
Wertansätze gelten §§ 1 bis 4, § 5 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 und 5 entsprechend. 

§ 7 

Ein nach §§ 2 bis 6 endgültiger Wertansatz für 
eine Beteiligung im Sinne des § 2 Abs. 4 oder für 
einen Anteil im Sinne des § 3 Abs. 1 und 3 kann 
berichtigt werden, wenn das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung oder der Anteil besteht, den in seiner 
Handelsbilanz eingesetzten Wert für Auslandsver- 
mögen berichtigt und der Berichtigungsbetrag zwan- 
zig vom Hundert des Eigenkapitals des Unterneh- 
mens im Sinne des § 3 Abs. 2 erreicht. Bei wieder- 
holtem Eintritt der Voraussetzungen ist jeweils eine 
erneute ■ Berichtigung zulässig Der für die Beteili- 
gung oder den Anteil eingesetzte Wert kann um den 
Betrag berichtigt werden, der anteilmäßig auf die 
Beteiligung oder den Anteil entfällt. Die Berichti- 
gung muß spätestens in der Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr vorgenom.men werden, in dem die be- 
richtigte Jahresbilanz des Unternehmens, an dem 
die Beteiligung oder der Anteil besteht, festgestellt 
worden ist. Auf die Berichtigung sind §§ 47, 73 Abs. 4, 
§ 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes anzu- 
wenden. 

§ 8 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 bis 7 sind auf Werte, 

mit denen Wertpapiere und Anteile von Geldinsti- 
tuten, Versicherungsunternehmen und Bausparkas- 
sen in einer nach § 1 der Zweiundvierzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz, § 1 der 
Dreiundvierzigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz, § 3 der Vierundvierzigsten 

Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
aufgestellten Eröffnungsbilanz eingesetzt worden 
sind, ohne Wirkung auf die Umstellungsrechnung 
der Unternehmen anzuwenden. 

(2) Berichtigt ein Unternehmen, dem nach dem 
Ergebnis der Umstellungsrechnung Ausgleichsforde- 
rungen auf Grund des § 1 1 Abs. 1 oder des § 24 Abs. 2 
des Umstellungsgesetzes oder des § 3 Abs. 1 der 


Dreiunddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umsteilungsgesetz zuzuteilen sind, Wertansätze für 
Wertpapiere und Anteile auf Grund des Absatzes 1, 
so hat es mit Wirkung vom Stichtag der Berichti- 
gungsbilanz ab ihm zugeteilte Ausgleichsforderun- 
gen in Höhe von dreißig vom Hundert des Betrages 
zurückzugewähren, um den der berichtigte Wert- 
ansatz den Wert übersteigt, der in der Umstellungs- 
rechnung nach den Vorschriften der Durchfüh- 
rungsverordnungen zum Umstellungsgesetz und der 
Richtlinien der Bank deutscher Länder und der Ver- 
sicherungs- und Bausparkassenaufsichtsbehörde zur 
Erstellung des Reichsmarkabschlusses und der Um- 
stellungsrechnung eingesetzt ist; in den Fällen des 
§ 4 Abs. 2 oder 3 sind Ausgleichsforderungen mit 
Wirkung vom Tage der in § 5 Abs. 5 bezeichneten 
Bilanz zurückzugewähren. 

(3) Bei einer Berichtigung nach Absatz 1 sind 
handelsrechtlich auf den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen dem berichtigten Wertansatz, gekürzt um den 
Betrag der zurückzugewährenden Ausgleichsforde- 
rungen, und dem in der Umstellungsrechnung ein- 
gesetzten Wert § 14 der Zweiundvierzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz, § 13 
der Dreiundvierzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz, § 16 der Vierundvierzig- 
sten Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz sinngemäß anzuwenden. 

(4) Steuerrechtlich sind auf eine Berichtigung nach 
Absatz 1 § 73 Abs. 4, § 74 Abs. 2 und 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes anzuwenden: der Betrag der zurück- 
gewährten Ausgleichsforderungen ist bei der Ermitt- 
lung des Einkommens nicht abzugsfähig. 

(5) Die vorstehenden Vorschriften sind auf Wert- 
papiere und Anteile, die Berliner Altbanken (§ 1 des 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 1953 — Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 1483) ge- 
hören. sinngemäß anzuwenden. Dies gilt nicht für 
Wertpapiere und Anteile, die Berliner Vermögens- 
werte im Sinne des § 2 des Altbanken-Bilanz-Ge- 
setzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 1488) sind; für die Berech- 
nung des Anspruchs auf die Gewährung einer Aus- 
gleichsforderung nach § 45 Abs. 2 bis 6 sowie der 
Höhe der Inanspruchnahme nach § 37 Abs. 2 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes sind jedoch auf Ver- 
langen der Altbank diese Wertpapiere und Anteile 
mit den Werten, mit denen Geldinstitute im Bundes- 
gebiet sie in ihrer Umstellungsrechnung anzusetzen 
hatten, zuzüglich dreißig vom Hundert des Unter- 
schiedsbetrages zwischen diesen Werten und den 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zulässigen 
Höchstwerten anzusetzen. 


§ 9 

Grundstücke in Berlin (West) und Forderungen 
gegen Schuldner in Berlin (West), die nach §§ 17, 26 
des D-Markbilanzgesetzes bewertet worden sind, 
können endgültig höchstens mit den nach §§ 16, 24 
des D-Markbilanzgesetzes zulässigen Werten ange- 
setzt werden; eine weitere Berichtigung nach § 47 
des D-Markbilanzgesetzes ist ausgeschlossen. § 5 
Abs. 1 Satz 1, § 6 sind entsprechend anzuwenden. 
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§ 10 

Führt der Aasatz eiaes nach §§ 2 bis 4, §§ 7 bis 9 
zulässigen Wertes zu einer Berichtigung der Steuer- 
lidien Eröffnungsbilanz und ist der in dieser Bilanz 
eingesetzte Wert höher als der bei der Hauptfest- 
stellung für den Hauptveranlagungszeitraum 1949 
festgestellte Vermögensteuerwert, so ist § 75 des 
D-Markbilanzgesetzes mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß der höhere Wertansatz auch bei Wertfort- 
sdireibungen auf den 1. Januar 1950, 1. Januar 1951 
und 1. Januar 1952 zugrunde zu legen ist. §§ 9, 10 
Abs. 1 des Gesetzes zur Bewertung des Vermögens 
für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptveranla- 
gung 1949) sind insoweit nicht anzuwenden. 

Artikel 2 

Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 

§ 11 

Das D-Markbilanzgesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
genden Satz 2: 

„Ist in der Eröffnungsbilanz ein nach § 47 berich- 
tigungsfähiger Wert angesetzt worden, so gilt 
Satz 1 entsprechend für den in einer späteren 
Jahresbilanz eingesetzten berichtigten Wert." 

2. § 29 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Für die Verpflichtungen aus den bereits 
am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen ist eine 
Rückstellung in Höhe eines versicherungsmathe- 
matisch auf der Grundlage eines dreieinhalbpro- 
zentigen Rechnungszinsfußes errechneten Gegen- 
wartswertes auszuweisen. Eine am 21. Juni 1948 
laufende Pension liegt auch vor, wenn der Be- 
rechtigte an diesem Tage die für den Beginn der 
Zahlung der Pension vertraglich vorgesehene 
Altersgrenze erreicht hatte, ihm die Pension aber 
wegen seiner weiteren Tätigkeit noch nicht ge- 
zahlt wurde; dies gilt nicht, wenn schon bei Bil- 
dung der Pensionsrückstellung vor dem 21. Juni 
1948 von einer längeren Tätigkeit des Berech- 
tigten über den 21. Juni 1948 hinaus ausgegangen 
worden ist. Die Passivierungspflicht für bereits 
am 21. Juni 1948 laufende Pensionen in der Er- 
öffnungsbilanz und in den künftigen Jahres- 
bilanzen besteht insoweit nicht, als bei vorsich- 
tiger Beurteilung der künftigen Entwicklung des 
Unternehmens anzunehmen ist, daß die Pensions- 
verpflichtungen aus den Jahreserträgen erfüllt 
werden können; Absatz 3 bleibt unberührt." 

3. § 29 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(2) Für die am 21. Juni 1948 bestehenden An- 
wartschaften auf Pensionen (Versorgungsan- 
sprüche von Personen, bei denen der Versor- 
gungsfall noch nicht eingetreten ist) braucht in 
der Eröffnungsbilanz eine Rückstellung nicht aus- 
gewiesen zu werden; Absatz 3 bleibt unberührt." 

4. § 29 Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(4) Ist in der Eröffnungsbilanz für die am 
21. Juni 1948 bestehenden Anwartschaften keine 
Rückstellung ausgewiesen, so kann in den künf- 


tigen Jahresbilanzen eine Rückstellung unter der 
Annahme einer am 21. Juni 1948 neu gegebenen 
Pensionszusage gebildet werden. Das gleiche gilt 
sinngemäß, wenn eine in die Eröffnungsbilanz 
eingestellte Rückstellung den vollen Gegen- 
wartswert der Anwartschaften nicht deckt." 

5. § 37 Abs. 3 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 7 Nr. 3 des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes erhält folgende Fassung: 

„Die Gesellschaft ist verpflichtet, das außer- 
ordentliche Kapitalentwertungskonto innerhalb 
von acht Geschäftsjahren auszugleichen." 

6. § 38 Abs. 5 des D-Markbilanzgesetzes erhält fol- 
genden Satz 2: 

„Ist ein Kapitalverlustkonto ganz oder teilweise 
nach Absatz 1 Buchstabe b in die Eröffnungs- 
bilanz eingestellt worden, so hat die Gesellschaft 
das Kapitalverlustkonto in Höhe des Betrages 
zu tilgen, um den sich eine Vorkriegsrembours- 
verbindlichkeit der Gesellschaft vermindert oder 
in dessen Höhe die Gesellschaft auf Grund des 
Gesetzes über die innerdeutsche Regelung von 
Vorkriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 999, 1386) einen 
Beitrag zur Erfüllung ihrer Remboursverbind- 
lichkeit erhält." 

7. In § 44 Abs. 6 des D-Markbilanzgesetzes werden 
die Worte „spätestens bis zum 31. Dezember 
1954" gestrichen. 

8. § 46 Abs. 1 Satz 1 des D-Markbilanzgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Wird ein Kapitalentwertungskonto nicht inner- 
halb der in § 36 Abs. 2 Satz 3, § 37 Abs. 3 Satz 2 
bestimmten Frist ausgeglichen, so hat die Haupt- 
versammlung (Gesellschafterversammlung) spä- 
testens bei der Beschlußfassung über den Jahres- 
abschluß des dritten (achten) Geschäftsjahres die 
Maßnahmen zu beschließen, die erforderlich 
sind, um das Kapitalentwertungskonto auf andere 
Weise als durch Tilgung, insbesondere durch 
Ermäßigung des Nennkapitals, auszugleichen." 

9. § 72 a Abs 2 des D-Markbilanzgesetzes erhält 
folgenden Satz 2. 

„Vorerst ist das Konto in Höhe des Betrages zu 
tilgen, um den sich eine Vorkriegsremboursver- 
bindlichkeit des Unternehmens vermindert oder 
in dessen Höhe das Unternehmen auf Grund des 
Gesetzes über die innerdeutsche Regelung von 
Vorkriegsremboursverbindlichkeiten vom 20. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl ! S. 999, 1386) einen 
Beitrag zur Erfüllung seiner Remboursverbind- 
lichkeit erhält." 

10. § 72 b des D-Markbilanzgesetzes erhält folgende 
Fassung: 

.§ 72b 

Einlage des Kommanditisten 
(1) Soweit der Betrag der Einlage eines Kom- 
manditisten noch unter Verwendung der Rech- 
nungseinheit Reichsmark in das Handelsregister 
eingetragen ist, ist zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden, daß an die Stelle die- 
ser Rechnungseinheit die Rechnungseinheit Deut- 
sche Mark getreten ist; die Anmeldung ist von 
sämtlichen Gesellschaftern zu bewirken. 
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(2) Wird der Kapitalanteil eines Kommandi- 
tisten in der Eröffnungsbilanz auf Grund der 
Neufestsetzung der Kapitalanteile aller Gesell- 
schafter auf einen Betrag in Deutscher Mark neu 
festgesetzt, der niedriger ist als der auf die Ein- 
lage des Kommanditisten in Reichsmark gelei- 
stete Betrag, so ist dies keine Herabminderung 
des Kapitalanteils durch Verlust im Sinne des 
§ 169 Abs. 1 Satz 2 und des § 172 Abs. 4 Satz 2 
des Handelsgesetzbuches." 

11. Hinter § 74 des D-Markbilanzgesetzes wird fol- 
gender § 74 a eingefügt: 

.§ 74 a 

Rückstellungen für Pensionsanwartschaften 

(1) Ist in der Eröffnungsbilanz eine Rückstel- 
lung für eine am 21. Juni 1948 bereits bestehende 
Anwartschaft auf Pension im Sinne des § 29 
Abs. 2 nicht gebildet worden, so kann in den auf 
die Eröffnungsbilanz folgenden Wirtschaftsjah- 
ren die Rückstellung unter der Annahme einer 
am 21. Juni 1948 neu gegebenen Pensionszusage 
gebildet werden. Dabei darf die Rückstellung in 
einem Wirtschaftsjahr den Gewinn für die 
Zwecke der Steuern vom Einkommen und Ertrag 
nur bis zur Höhe des Betrages mindern, der auf 
das Wirtschaftsjahr entfällt, wenn die Rückstel- 
lung nach versicherungsmathematischen Grund- 
sätzen gleichmäßig auf die Zeit von dem 21. Juni 
1948 bis zu dem vertragsmäßig vorgesehenen 
Eintritt des Versorgungsfalls verteilt wird. Als 
Rechnungszinsfuß sind mindestens dreieinhalb 
vom Hundert zugrunde zu legen. In dem Wirt- 
schaftsjahr, in dem der Versorgungsfall eintritt 
oder der aus der Pensionszusage Berechtigte 
seine Tätigkeit für den Steuerpflichtigen unter 
Beibehaltung des Versorgungsanspruchs been- 
det, darf die Rückstellung den Gewinn bis zu dem 
Betrag mindern, der sich als Unterschied zwischen 
dem versicherungsmathematischen Barwert der 
künftigen Pensionsleistungen und einer nach den 
Grundsätzen der Sätze 1 bis 3 für den Bilanz- 
stichtag des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs 
berechneten Rückstellung ergibt. 

(2) Ist durch eine in die Eröffnungsbilanz ein- 
gestellte Rückstellung für eine am 21. Juni 1948 
bereits bestehende Anwartschaft auf Pension im 
Sinne des § 29 Abs. 2 der Gegenwartswert der 
Anwartschaft nicht voll gedeckt, so gilt Absatz 1 
sinngemäß für die Bildung der Rückstellung für 
den noch nicht gedeckten Teil der Anwartschaft." 

12. In § 80 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes tritt an 
die Stelle des „31. Dezember 1956" der „31. De- 
zember 1958". 

Artikel 3 

Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
bei bisher davon befreiten Unternehmen 

§ 12 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, die unter § 77 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
fallen oder auf Grund einer besonderen Anordnung 
bisher zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
nicht verpflichtet waren, haben ihre Kapitalverhält- 
nisse nach §§ 35 bis 59 des D-Markbilanzgesetzes in 


Deutscher Mark neu festzusetzen; dies gilt nicht für 
Unternehmen, die aufgelöst sind oder aufgelöst wer- 
den. Ein nach § 36 oder § 37 des D-Markbilanzge- 
setzes in die Eröffnungsbilanz eingestelltes Kapital- 
entwertungskonto ist spätestens in dem am 31. De- 
zember 1956 endenden oder laufenden Geschäftsjahr 
auszugleichen. 

(2) Unternehmen, die den Beschluß über die Neu- 
festsetzung ihrer Kapitalverhältnisse nicht bis zum 
31. Dezember 1955 beim Registergericht zur Eintra- 
gung in das Handelsregister angemeldet haben, sind 
mit dem Ablauf dieses Tages aufgelöst. Ist der Be- 
schluß über die Neufestsetzung vor dem 31. Dezem- 
ber 1955 angefochten worden, so tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1955 der sechs Monate nach dem 
Tage der Rechtskraft der Entscheidung liegende Tag. 
§ 80 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß die Auflösung auch im Falle des § 36 
des D-Markbilanzgesetzes erst mit Ablauf des 31. De- 
zember 1958 eintritt. 

(3) Die Fortsetzung eines nach Absatz 2 aufge- 
lösten Unternehmens kann nicht beschlossen werden. 


Artikel 4 

Fortsetzung aufgelöster Gesellschaften 
in besonderen Fällen 

§ 13 

Für Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und Genossenschaften, die nach §80 Abs. 1,4 des 
D-Markbilanzgesetzes oder aus anderen Gründen 
vor der Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
oder Geschäftsguthaben aufgelöst sind und die ent- 
zogene Vermögensgegenstände erst auf Grund eines 
nach dem 31. Dezember 1953 rechtskräftig erledigten 
Rückerstattungsverfahren wieder erlangt haben oder 
wieder erlangen, gelten §§1,2 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes mit der Maßgabe, daß die 
Fortsetzung bis zum Ablauf des sechs Monate nach 
dem Tage der rechtskräftigen Erledigung des Rück- 
erstattungsverfahrens liegenden Tages, mindestens 
jedoch bis zum Ablauf des sechs Monate nach dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes liegenden 
Tages, beschlossen werden kann; § 1 Abs. 4 des 
Zweiten D-Markbilanzergänzungsgesetzes ist nicht 
anzuwenden. 

§ 14 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafterver- 
sammlung) einer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nach § 80 Abs. 2 oder § 80 Abs. 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft kann bis zum 
31. Dezember 1955 die Fortsetzung der Gesellschaft 
beschließen. Die Fortsetzung kann nur beschlossen 
werden, 

1. solange noch nicht mit der Verteilung des 
Vermögens unter die Aktionäre (Gesell- 
schafter) begonnen ist, 

2. wenn spätestens zugleich mit der Fortset- 
zung bei einer nach § 80 Abs. 2 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft die 
Erhöhung des Nennkapitals auf den nach 
§ 44 Abs. 1, 2 des D-Markbilanzgesetzes zu- 
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lässigen Mindestnennbetrag, bei einer nach 
§ 80 Abs 3 des D-Markbilanzgesetzes auf- 
gelösten Gesellschaft die zum Ausgleich des 
Kapitalentwertungskontos nach § 46 des 
D-Markbilanzgesetzes erforderlichen Maß- 
nahmen beschlossen werden. 

(2) Die Abwickler haben die Fortsetzung der Ge- 
sellschaft zur Eintragung in das Handelsregister an- 
zumelden; sie haben bei der Anmeldung nachzu- 
weisen, daß noch nicht mit der Verteilung des Ver- 
mögens der Gesellschaft unter die Gesellschafter be- 
gonnen worden ist. 

(3) Der Fortsetzungsbeschluß hat keine Wirkung, 
bevor er und bei einer nach § 80 Abs. 2 des D-Mark- 
bilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft die Erhö- 
hung des Nennkapitols, bei einer nach § 80 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Gesellschaft der 
Ausgleich des Kapitalentwertungskontos in das Han- 
delsregister des Sitzes der Gesellschaft eingetragen 
worden sind; beide Eintragungen sollen nur zusam- 
men erfolgen. 

(4) Wird eine Gesellschaft fortgesetzt, so ist sie 
steuerlich so zu behandeln, als ob sie nicht nach § 80 
Abs 2 oder § 80 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes 
aufgelöst gewesen wäre. 

(5) Die Fortsetzung einer Gesellschaft, die nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des 
§ 80 Abs. 2 oder des § 80 Abs. 3 des D-Markbilanz- 
gesetzes aufgelöst wird, kann nicht beschlossen wer- 
den. 

Artikel 5 

Vereinigung von Kleinaktien 

§ 15 

(1) Aktien, die nicht auf einhundert Deutsche Mark 
oder ein Vielfaches dieses Betrages lauten, können 
zu Aktien, die auf einhundert Deutsche Mark oder 
ein Vielfaches von einhundert Deutsche Mark lauten, 
vereinigt werden; die Vereinigung bedarf der Zu- 
stimmung der betroffenen Aktionäre. 

(2) §§ 67 und 179 des Aktiengesetzes sind nicht 
anzuwenden. 

§ 16 

(1) Die Bestimmungen der Satzung über die Nenn- 
beträge der einzelnen Aktien dürfen nicht geändert 
werden, ehe die betroffenen Aktionäre ihre Zustim- 
mung zur Vereinigung der Aktien gegeben und. falls 
Aktienurkunden oder Zwischenscheine ausgegeben 
sind, die Urkunden der Gesellschaft oder einer von 
ihr bezeichneten Stelle zum Umtausch eingereicht 
haben 

(2) über diese Satzungsänderung kann der Auf- 
sichtsrat beschließen. 

§ 17 

Die Aktien höheren Nennbetrags sollen nicht aus- 
gegeben werden, ehe die Änderung der Satzungs- 
bestimmungen über die Nennbeträge der einzelnen 
Aktien in das Handelsregister eingetragen ist. 

§ 18 

Werden Mehrstimmrechtsaktien umgetausdit, so 
bedarf die Ausgabe der neuen Aktien keiner Geneh- 
migung nach § 12 Abs. 2 des Aktiengesetzes, wenn 


das Verhältnis von Stimmenzahl und Nennbetrag 
unverändert bleibt oder sich zuungunsten der Stim- 
menzahl ändert. 

§ 19 

Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Ver- 
einigung von Aktien getroffene Maßnahmen, die 
nach den §§ 15 bis 18 wirksam wären, sind nicht des- 
halb unwirksam, weil sie gegen die bisherigen Vor- 
schriften verstießen 

Artikel 6 

Handelsrechtliche Vorschriften 
für Unternehmen mit Sitz in Berlin (West) 

§ 20 

(1) Hat eine Kapitalgesellschaft in einer Eröff- 
nungsbilanz gemäß § 32 Abs..l des Berliner D-Mark- 
bilanzgesetzes eine Rückstellung wegen Reichsmark- 
verbindlichkeiten gegenüber Angehörigen der Ver- 
einten Nationen gebildet, so kann sie den Rück- 
stellungsbetrag insoweit, als die auf Deutsche Mark 
umgestellten Reichsmarkverbindlichkeiten nicht im 
Verhältnis von einer Reichsmark zu einer Deutschen 
Mark zu erfüllen sind, in dem ersten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes aufzustellenden Jahres- 
abschluß in die gesetzliche Rücklage (Sonderrück- 
lage) überführen. Sie kann stattdessen eine Er- 
höhung ihres Nennkapitals um diesen Betrag dufch 
Gewährung von Freianteilen nach den Vorschriften 
über die Kapitalerhöhung beschließen-, diese Ge- 
währung von Freianteilen gilt nicht als Gewinnaus- 
schüttung § 73 Abs 1 und 2 des D-Markbilanzge- 
setzes ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Hat die Kapitalgesellschaft die Verbindlich- 
keiten mit einem höheren Betrag als dem in § 32 
Abs. 1 des Berliner D-Markbilanzgesetzes vorge- 
schriebenen Mindestbetrag in der Eröffnungsbilanz 
ausgewiesen, so gilt Absatz 1 entsprechend, soweit 
der ausgewiesene Betrag den zur Erfüllung der um- 
gestellten Verbindlichkeiten aufzuwendenden Be- 
trag übersteigt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. 

§ 21 

(1 ) Kapitalgesellschaften, die mit einem Nennkapi- 
tal in Ostmark im Handelsregister des Amtsgerichts 
Berlin-Charlottenburg eingetragen sind, haben eine 
Eröffnungsbilanz in Deutsdier Mark auf den 1. April 
1949 unter sinngemäßer Anwendung der Vorschrif- 
ten des D-Markbilanzgesetzes aufzustellen. Sie 
haben ihre Kapitalverhältnisse nach §§ 35 bis 59 
des D-Markbilanzgesetzes neu festzusetzen. Ein 
nach § 36 oder § 37 des D-Markbilanzgesetzes in die 
Eröffnungsbilanz eingestelltes Kapitalentwertungs- 
konto ist spätestens in dem am 31. Dezember 1956 
endenden oder laufenden Geschäftsjahr auszu- 
gleichen. 

(2) Unternehmen, die den Beschluß über die Neu- 
festsetzung ihrer Kapitalverhältnisse nicht bis zum 
31. Dezember 1955 beim Registergericht zur Eintra- 
gung in das Handelsregister angemeldet haben, sind 
mit dem Ablauf dieses Tages aufgelöst. Ist der Be- 
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Schluß über die Neufestsetzung vor dem 31. Dezem- 
ber 1955 angefochten worden, so tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1955 der sechs Monate nach dem 
Tage der Rechtskraft der Entscheidung liegende Tag. 
§ 80 Abs 3 des D-Markbilanzgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß die Auflösung auch im Falle des § 36 
des D-Markbilanzgesetzes erst mit Ablauf des 31. De- 
zember 1958 eintritt. 

(3) Die Fortsetzung eines nach Absatz 2 aufge- 
lösten Unternehmens kann nicht beschlossen werden. 

(4) Kapitalgesellschaften, die ihr Nennkapital in 
Ostmark vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wäh- 
rungsmäßig oder in anderer Weise als nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes der Deutschen 
Mark angepaßt haben, sind von der Pflicht zur Auf- 
stellung einer Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
nach den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes be- 
freit, sofern sie binnen sechs Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes durch Vorlage einer Be- 
scheinigung eines Wirtschaftsprüfers dem Register- 
gericht nachweisen, daß ihr nach Abzug der Schulden 
sich ergebendes Vermögen in einer Bilanz, die auf 
den letzten Tag des am Tage der Eintragung des 
Nennkapitals in Deutscher Mark in das Handels- 
register laufenden Geschäftsjahres aufgestellt ist, 
den Betrag des im Handelsregister in Deutscher 
Mark eingetragenen Nennkapitals erreichte. Wird 
der Nachweis nicht erbracht, so gelten die Absätze 
1 bis 3 sinngemäß. 

Artikel 7 

Steuerliche Vorschriften 
für Pensionsrückstellungen der Geldinstitute 

§ 22 

Geldinstitute, die in der Eröffnungsbilanz Pen- 
sionsrückstellungen nach der Achtunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
gebildet haben, können für die Berechnung von Rück- 
stellungen nach § 74 a des D-Markbilanzgesetzes 
einen Rechnungszinsfuß von mindestens drei vom 
Hundert zugrunde legen. Eine Rückstellung für eine 
am 21. Juni 1948 bereits laufende Pension kann 
unter Zugrundelegung des gleichen Zinsfußes weiter- 
geführt werden Wenn sich eine am 21. Juni 1948 
bereits laufende Pension durch eine nach dem 
20. Juni 1948 gegebene Zusage erhöht, kann auch 
der Rückstellung für die neuen Rententeile ein Rech- 
nungszinsfuß von mindestens drei vom Hundert zu- 
grunde gelegt werden. Das gleiche gilt, wenn eine 
Anwartschaft, die am 21. Juni 1948 bereits bestan- 
den hat, durch eine spätere Zusage erhöht wird. 

Artikel 8 

Ergänzungen 

des Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes 

§ 23 

(1) Bei Berliner Altbanken (§ 1 Abs. 1 des Alt- 
bankengesetzes vom 10. Dezember 1953 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 1483 — ) mit 
Sitz in Berlin sind die für die einzelnen Vermögens- 
werte und Verbindlichkeiten nach den Vorschriften 
des Altbanken-Bilanz-Gesetzes — ABilG — - vom 


10. Dezember 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 1488) in die DM-Eröffnungsbilanz ein- 
gesetzten Werte auch für die Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag vorbehaltlich des Satzes 3 zu- 
grunde zu legen. Das gleiche gilt, soweit nach § 22 
Abs. 1 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes die Altban- 
kenrechnung die Wirkung einer DM-Eröffnungs- 
bilanz hat. Westdeutsche Vermögenswerte im Sinn 
des § 2 Abs. 4 und westdeutsche Verbindlichkeiten 
im Sinn des § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes mit Ausnahme der Rückstellungen für Pen- 
sionsverpflichtungen sind mit den Werten der 
Steuerbilanz, die auf den Tag vor dem Stichtag der 
DM-Eröffnungsbilanz aufzustellen ist, in die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz zu übernehmen. 

(2) Bei Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin füh- 
ren zu einer Berichtigung der steuerlichen DM-Er- 
öffnungsbilanz 

a) Berichtigungen der Altbankenrechnung, so- 
weit sie als Berichtigungen der DM-Eröff- 
nungsbilanz gelten (§ 19 Abs. 1 ABilG), 

b) der erstmalige Ausweis von Verbindlich- 
keiten nach § 20 Abs. 1 des Altbanken-Bi- 
lanz-Gesetzes und 

c) Berichtigungen der DM-Eröffnungsbilanz 
nach § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 des Alt- 
banken-Bilanz-Gesetzes. 

(3) Ist bei Berliner Altbanken in den Fällen des 
§ 15 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes ein Kapitalent- 
wertungskonto in der DM-Eröffnungsbilanz oder in 
den Fällen des § 19 Abs. 2 und des § 20 Abs. 3 des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes ein Kapitalberichtigungs- 
konto in einer Jahresbilanz eingestellt, so ist auf die 
Tilgung § 73 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes ent- 
sprechend anzuwenden. 

(4) Bei Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesge- 
biet führt die Übernahme der in die Altbankenrech- 
nung eingestellten Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten (§ 44 Abs. 1 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes vom 21. September 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1439 — ) zu einer Berichtigung der steuerlichen Er- 
öffnungsbilanz; § 25 Abs. 3 Satz 1 und 2 bleibt unbe- 
rührt. Absatz 2 Buchstabe b ist auf Berliner Altban- 
ken mit Sitz im Bundesgebiet entsprechend anzii- 
wenden. 

§ 24 

(1) Die von Berliner Altbanken für die Zeit vor 
dem 9. Mai 1945 in Berlin zu entrichtenden Steuern 
gelten durch die für diese Zeit geleisteten Zahlungen 
als abgegolten. 

(2) Rechte aus dem Gesetz über die Umstellung 
und die Erstattung von vor dem 9. Mai 1945 an ein 
Westberliner Finanzamt überzahlten Steuern vom 
8. April 1952 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 257) sind ausgeschlossen. 

§ 25 

(1) Berliner Altbanken werden vorbehaltlich der 
Absätze 2 bis 4 für die Zeit vom 9. Mai 1945 bis zum 
Tag vor dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz oder 
der Altbankenrechnung (§§ 11. 22 ABilG) zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
nicht herangezogen. 
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(2) Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, die eine 
DM-Eröffnungsbilanz auf den l. April 1949 aufzu- 
stellen haben (§§ 23, 24 ABilG), werden zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
ab 1. April 1949 herangezogen. 

(3) Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet, 
die nach § 1 der Zweiundvierzigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz eine Eröffnungs- 
bilanz auf den 21. Juni 1948 aufzustellen haben, wer- 
den für die Zeit vom 21. Juni 1948 bis zum Tag vor 
dem Stichtag der Altbankenrechnung (§ 1 ABilG) nur 
für den Geschäftsbetrieb im Bundesgebiet zu den 
Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
herangezogen Dabei können Ausgabenüberschüsse 
der Berliner Betriebsstätten abgezogen werden, so- 
weit entsprechende Beträge zu Lasten der west- 
deutschen Rechnung gezahlt worden sind. Vom Stich- 
tag der Altbankenrechnung an sind diese Berliner 
Altbanken unter Berücksichtigung der aus der Alt- 
bankenrechnung übernommenen Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten (§ 23 Abs. 4) zu veranlagen. 

(4) Für Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, 
deren Umstellungsrechnung nach § 2 der Zweiund- 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz für den von ihr erfaßten sachlichen 
Geltungsbereich die Wirkung einer Eröffnungsbilanz 
hat, gelten Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend. 

§ 26 

(l) Bei der Hauptfeststellung der Einheitswerte 
gewerblicher Betriebe, die in Berlin (West) auf den 
1. April 1949 und im übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf den 21. Juni 1948 durchgeführt wird, 
sind anzusetzen: 

1. von Berliner Altbanken, die keine westdeutsche 

Umstellungsrechnung aufzustellen haben: 

a) Ausgleichsforderungen mit den sich nach § 45 
des Umstellungsergänzungsgesetzes ergeben- 
den Beträgen; 

b) Wertpapiere. Anteile und Genußscheine an 
Kapitalgesellschaften mit den Werten, die sich 
nach § 11 Abs. 1 des Zweiten Vermögens- 
besteuerungsgesetzes (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin 1954 S. 140) für die Fest- 
stellung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe zum 1. April 1949 ergeben; 

c) alle übrigen Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten, die nicht nach §§ 59, 60 des Bewertungs- 
gesetzes außer Betracht bleiben, mit den in die 
steuerliche DM-Eröffnungsbilanz eingestellten 
Werten; 

2. von Berliner Altbanken, die eine westdeutsche 

Umstellungsrechnung aufzustellen haben: 

a) westdeutsche Vermögenswerte im Sinn des § 2 
Abs. 4 und westdeutsche Verbindlichkeiten im 
Sinn des § 3 Abs. 3 des Altbanken-Bilanz-Ge- 
setzes, die nicht nach §§ 59, 60 des Bewertungs- 
gesetzes außer Betracht bleiben, mit den in die 
steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 
1948 eingestellten Werten; 

b) Berliner Vermögenswerte im Sinn des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und Berliner Verbindlichkeiten im 


Sinn des § 3 Abs. 2 Nr 1 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes mit den Werten, die sich nach Num- 
mer 1 ergeben; bei Berliner Altbanken mit Sitz 
im Bundesgebiet tritt an die Stelle der DM- 
Eröffnupgsbilanz die Altbankenrechnung. Ein 
Fehlbetrag kann von dem nach Buchstabe a er- 
mittelten Vermögen abgesetzt werden. 

(2) Bei Berliner Altbanken mit bankfremdem Ge- 
schäft sind die nicht dem Bankgeschäft zuzurechnen- 
den Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (§ 23 
ABilG) bei der Hauptfeststellung mit den Werten 
anzusetzen, die sich nach den allgemein für die Ein- 
heitsbewertung auf den 1. April 1949 in Berlin (West) 
maßgebenden Vorschriften ergeben. Das gleiche gilt 
bei der Sparkasse der Stadt Berlin (West) für die 
nach dem 8 Mai 1945 erworbenen oder begründeten 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (§24 ABilG). 

(3) Bei Wertfortschreibungen auf den L Januar 
1950, 1 Januar 1951 und 1. Januar 1952 sind die bei 
der Hauptfeststellung für die Berliner Vermögens- 
werte und Verbindlichkeiten nach Absatz 1 ange- 
setzten Werte unverändert zu übernehmen Im übri- 
gen gelten für die Einheitsbewertung die allgemeinen 
Vorschriften. 

§ 27 

(1) Das Gesetz über die Aufteilung der Ver- 
mögensteuer zwischen Berlin (West) und dem übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes vom 15. Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 796) ist auf Berliner 
Altbanken nicht anzuwenden Bei Berliner Altban- 
ken, die eine westdeutsche Umstellungsrechnung 
aufzustellen haben, sind für die Zwecke der Ver- 
mögensteuer die Einheitswerte zwischen dem Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes und Berlin (West) 
in dem Verhältnis aufzuteilen, in dem die Summe 
der Vermögenswerte nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a zu der Summe der Vermögenswerte nach 
§ 26 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b steht, über die Auf- 
teilung entscheidet das Betriebsfinanzamt zugleich 
mit der Feststellung des Einheitswerts des gewerb- 
lichen Betriebes §§ 215 bis 219 der Reichsabgaben- 
ordnung sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Die durch die Aufteilung nach Absatz 1 fest- 
gestellten Teile des Einheitswerts unterliegen der 
Vermögensbesteuerung in Berlin (West) vom Kalen- 
derjahr 1950 ab und im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes vom Kalenderjahr 1949 ab. Zustän- 
dig ist für das Gebiet, in dem sich das Betriebsfinanz- 
amt nicht befindet, das Finanzamt, in dessen Bezirk 
der wertvollste Teil der bei der Aufteilung für dieses 
Gebiet anzusetzenden Vermögenswerte liegt. 

(3) Von Berliner Altbanken, die keine westdeut- 
sche Umstellungsrechnung aufzustellen haben, wird 
Vermögensteuer für die Kalenderjahre 1950 bis 1952 
nicht erhoben, wenn sie einen Anspruch auf Gewäh- 
rung einer Ausgleichsforderung nach § 45 des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes haben oder wegen 
ihrer Verbindlichkeiten gegenüber der öffentlichen 
Hand aus der Umwandlung von Uraltguthaben nach 
§ 37 Abs 2 des Umstellungsergänzungsgesetzes 
nicht oder nicht in voller Höhe in Anspruch genom- 
men werden können. Das gleiche gilt bei Berliner 
Altbanken, die eine westdeutsche Umstellungsrech- 
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nung aufzustellen haben, für den Teil des Ver- 
mögens, der nach Absatz l auf Berlin (West) entfällt. 

§ 28 

Soweit nach den Vorschriften für die Feststellung 
der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe auf den 

l. Januar 1953, Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten abweichend von den für die Umstellungsrech- 
nung der Geldinstitute im Bundesgebiet maßgeben- 
den Vorschriften nicht oder mit einem endgültigen 
Wert anzusetzen sind, sind bei der Bewertung nach 
§ 45 Abs. 7 des Umstellungsergänzungsgesetzes und 
^ 7 Abs, 1 des Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
die für die Umstellungsrechnung der Geldinstitute 
im Bundesgebiet maßgebenden Vorschriften ent- 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 9 

Schlußbestimmungen 

§ 29 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanzgesetz 
Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Geltungs- 
bereich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. 
S. 279), auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch Ver- 
ordnung vom 13. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 
1950 S 2), oder das Landesgesetz des Landes Rhein- 
land-Pfalz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanz- 
gesetz) vom 6. September 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
Teil 1 S. 421) zu verstehen. 

§ 30 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1, § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch in 
Berlin (West). 

(2) Für die Anwendung dieses Gesetzes nach Ab- 
satz 1 gilt folgendes: 

1. Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes Bezug nimmt, tre- 
ten an deren Stelle die entsprechenden Vor- 
schriften des Gesetzes des Landes Berlin über 
die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 
und die Kapitalneuaufsetzung (D-Mark- 
bilanzgesetz) vom 12. August 1950 (Verord- 
nungsbl. für Berlin I S. 239) und des Gesetzes 
des Landes Berlin zur Änderung und Ergän- 
zung des D-Markbilanzgesetzes (D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetz) vom 24. Mai 1951 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 382). 


2. Soweit dieses Gesetz auf §§ 9, 10 des Ge- 
setzes zur Bewertung des Vermögens für 
die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptver- 
anlagung 1949) vom 16. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 22) Bezug nimmt, treten an 
deren Stelle §§ 10, 11 des Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der Vermögens- 
besteuerung in Berlin (Zweites Vermögens- 
besteuerungsgesetz) vom 9. März 1954 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 140). 

3. § 9 dieses Gesetzes ist nicht anzuwenden. 

4. In der durch § 11 Nr. 12 dieses Gesetzes 
geänderten Fassung des § 80 Abs. 3 des 
D-Markbilanzgesetzes tritt der „31. Dezem- 
ber 1958" an die Stelle des „31. Dezember 
1957", 

(3) § 80 Abs. 1 Satz 3 und 4 des Berliner D-Mark- 
bilanzgesetzes in der Fassung des Zweiten Berliner 
Gesetzes zur Änderung des D-Markbilanzgesetzes 
vom 11. Dezember 1951 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 1139) ist nicht mehr anzuwenden. 

(4) § 29 und § 74 a des D-Markbilanzgesetzes in 
der Fassung des § 11 Nr. 2 bis 4, Nr. 11 dieses Ge- 
setzes sowie § 22 dieses Gesetzes gelten in Berlin 
(West) mit der Maßgabe, daß bei Unternehmen, 
deren Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 aufge- 
stellt ist, an die Stelle des 20. Juni 1948 der 31. März 
1949 und an die Stelle des 21. Juni 1948 der 1. April 
1949 tritt. 

(5) Für Berliner Altbanken, die ihren Sitz in Berlin 
haben, mit Ausnahme der in §§ 23, 24 des Altbanken- 
Bilanz-Gesetzes bezeichneten Altbanken, sind §§ 29, 
74 a des D-Markbilanzgesetzes und § 22 dieses Ge- 
setzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

a) an die Stelle des 21. Juni 1948 jeweils der 
Stichtag der DM-ErÖffnungsbilanz oder der 
Altbankenrechnung (§§ 11, 22 ABilG) tritt, 
soweit es sich nicht um die Bildung von 
Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen 
in der westdeutschen Rechnung bis zu die- 
sem Stichtag handelt, 

b) in § 22 dieses Gesetzes an die Stelle der 
Achtunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz § 8 Abs. 3 des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes tritt. 

Für Berliner Altbanken, die ihren Sitz im Bundes- 
gebiet haben, ist Satz 1 nur auf Rückstellungen für 
Pensionsverpflichtungen anzuwenden, die aus der 
Altbankenrechnung nach § 44 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes übernommen worden sind. 

§ 31 

Dieses Gesetz tritt am (zwei 

Monate nach der voraussichtlichen Verkündung im 
Bundesgesetzblatt) in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeine Inhaltsübersicht 

Die auf Grund des D-Markbilanzgesetzes vom 21. Au- 
gust 1949 (WiGBl. S 279) zu treffenden Maßnahmen 
haben bereits zweimal Ergänzungsgesetze erfordert. 
Während das D-Markbilanzergänzungsgesetz vom 28 De- 
zember 1950 (BGBl. S. 811) und das Zweite D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz vom 20. Dezember 1952 (BGBl. I S. 824) 
im wesentlichen aufgetretene Schwierigkeiten beheben 
und Zweifelsfragen klären sollten, muß nunmehr der 
Wertansatz für Wertpapiere und Anteile in der D-Mark- 
eröffnungsbilanz, den das D-Markbilanzgesetz von ge- 
wissen Ausnahmen abgesehen nur vorläufig bestimmt 
hatte, endgültig festgesetzt werden. Daneben sind weitere 
Anwendungsschwierigkeiten und Auslegiingszweifel auf 
dem Gebiete des D-Markbilanzgesetzes zu beseitigen so- 
wie einige mit diesem Gesetz zusammenhängende han- 
delsrechtliche und steuerliche Fragen zu regeln. 

Artikel 1 des Entwurfs behandelt die für die Wirt- 
schaft besonders bedeutsame Festsetzung endgültiger 
Werte für Wertpapiere und Anteile (§§ 1 bis 8); außer- 
dem werden endgültige Werte für gewisse Vermögens- 
gegenstände in Berlin (West) festgesetzt (§ 9). 

Der Entwurf erklärt alle bisherigen Wertansätze für 
Wertpapiere und Anteile in einer vor dem Inkrafttreten 
festge-stellten Eröffnungsbilanz, auch soweit sie nach der 
gegenwärtigen Rechtslage endgültige Wertansätze sind 
(vgl § 22 Abs. 1 DMBG), zu vorläufigen Wertansätzen 
(§ 1 des Entwurfs). Der Ansatz der in dem Entwurf vor- 
gesehenen endgültigen Höchstwerte ist handelsrechtlich 
eine Berichtigung im Sinne von § 47 Abs. 1 DMBG. Steuer- 
lich wirkt sich die Berichtigung nicht zu Lasten der Wirt- 
schaft aus; die berichtigten Wertansätze sind zugleich 
die steuerlichen Ausqangswerte (§ 74 Abs. 2 und 3, § 75 
Abs 1 DMBG) 

Bei der Festsetzung der endgültigen Höchstwerte 
unterscheidet der Entwurf unter Aufgabe der im ein- 
zelnen nicht glücklichen und durch die Wertpapierberei- 
nigung überholten Gliederung im D-Markbilanzgesetz 
(vgl. §§ 19, 22 DMBG) fünf Gruppen von Wertpapieren 
und Anteilen. 

1. Für Anteile an Kapitalgesellschaften mit Börsenkurs 
sieht § 2 Abs. 1 des Entwurfs als endgültigen Höchst- 
wert den aus dem Durchschnitt der Kurse der Anteile 
am 31 Dezember 1948, am 30 Juni 1951 und am 31 De- 
zember 1952 sich ergebenden Wert vor. Soweit die 
Anteile eine Beteiligung darstellen, soll ein Zuschlag 
bis zu 20 vom Hundert dieses Wertes zulässig sein 
(§ 2, Abs. 4). 

2. Anteile an Kapitalgesellschaften, die nicht an allen 
unter Nr 1 genannten Stichtagen an einer deutschen 
Börse amtlich notiert oder im geregelten Freiverkehr 
gehandelt worden sind, sollen einheitlich mit hödi- 
stens 80 vom Hundert des Substanzwertes bewertet 
werden dürfen (§ 3 Abs. 1). 

3. Der endgültige Wertansatz für Anteile an Personen- 
gesellschaften soll sich handelsrechtlich nach dem Be- 
trag des Kapitalanteils des Gesellschafters in der Per- 
sonengesellschaft am Stichtag der Handelsbilanz rich- 
ten (§ 3 Abs. 3). 

4. Schuldverschreibungen und sonstige Wertpapiere, die 
keine Anteile an Kapitalgesellschaften verkörpern, 
sollen, soweit sie an den unter Nr. 1 genannten Stich- 
tagen an einer deutschen Börse amtlich notiert oder 
im geregelten Freiverkehr gehandelt worden sind, 
wie die Anteile mit Börsenkurs mit dem Durchschnitt 
ihrer Kurse an den drei Stichtagen bewertet werden 
dürfen (§ 2 Abs. 5) 

5. Soweit sie keinen Börsenkurs haben, sollen sie mit 
dem für sie bei der Hauptfeststellung für den Haupt- 
veranlagungszeitraum 1949 festgestellten Vermögen- 
steuerwert angesetzt werden dürfen (§ 3 Abs. 5). 


Für gewisse Sonderfälle sieht der Entwurf abweichende 
Regelungen vor. Die Sondervorschriften betreffen den 
Wertansatz für Aktien der IG-Farbenindustrie AG (§ 2 
Abs. 3), den Wertansatz für Anteile an Gesellschaften 
mit Sitz außerhalb des Bundesgebiets und von Berlin 
(West) (§ 3 Abs. 4), die endgültigen handelsrechtlichen 
und steuerlichen Ansätze in Fällen, in denen vorläufige 
Wertansätze die nach dem Entwurf zulässigen endgül- 
tigen Höchstwerte überschreiten (§ 4 Abs. 1), und die 
steuerlichen Wertansätze für am 21. Juni 1948 vorhan- 
dene, inzwischen aber veräußerte oder aus dem Betriebs- 
vermögen entnommene Wertpapiere und Anteile (§ 4 
Abs. 2, 3). 

Die endgültigen Höchstwerte müssen in bestimmte 
Bilanzen eingestellt werden (§ 5). Im Regelfall soll die 
Berichtigung in der Jahresbilanz für das am 31. Dezem- 
ber 1955 endende oder laufende Geschäftsjahr vorgenom- 
men werden müssen. Wertansätze, die nicht rechtzeitig be- 
richtigt werden, sollen handelsrechtlich als endgültige 
Wertansätze bzw. als Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten und steuerrechtlich als Ausgangswerte gelten (§ 6 
Abs. 1 und 2). Wertansätze für Beteiligungen an Unter- 
nehmen, die vorläufige Werte für ihr Auslandsvermögen 
eingesetzt haben, sollen jedoch, wenn das Auslandsver- 
mögen später höher bewertet wird und die Erhöhung 
mindestens 20 vom Hundert des Eigenkapitals des Unter- 
nehmens beträgt, erneut berichtigt werden können (§ 7). 

Vorschriften über den Ansatz von Wertpapieren und 
Anteilen in einer nach dem Inkrafttreten des Entwurfs 
festgestellten Eröffnungsbilanz trifft § 6 Abs. 3. 

Mit Rücksicht auf die besondere auf dem Umstellungs- 
gesetz und seinen Durchführungsverordnungen beruhende 
Rechtsstellung der Geldinstitute, Versicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen wird der Ansatz der endgülti- 
gen Werte durch diese Unternehmen in § 8 besonders 
geregelt. 

Neben den endgültigen Wertansätzen für Wertpapiere 
und Anteile sieht § 9 für gewisse bisher nur vorläufig 
bewertete Vermögensgegenstände in Berlin (West) den 
für Vermögensgegenstände dieser Art im Bundesgebiet 
zulässigen Wert als endgültigen Höchstwert vor 

Eine vermögensteuerrechtliche Sonderfrage behandelt 
§ 10. 


Artikel 2 des Entwurfs (§ 11) bringt Änderungen des 
D-Markbilanzgesetzes. Sie beziehen sich vor allem auf 
die in § 29 DMBG für Pensionsrückstellungen getroffe- 
nen Vorschriften. 

Die Bedeutung des § 29 DMBG ist in Rechtslehre und 
Rechtsprechung umstritten. Das handelsrechtliche Schrift- 
tum sah in ihm hauptsächlich eine steuerrechtliche Vor- 
schrift. Der Bundesfinanzhof hat sich demgegenüber auf 
den Standpunkt gestellt, daß dieser Vorschrift keine 
steuerliche Bedeutung zukommt, da sie nicht in dem Ab- 
schnitt V des D-Markbilanzgesetzes über Steuern steht. 
Diese unterschiedliche Auffassung macht im D-Mark- 
bilanzgesetz zwei Vorschriften über Pensionsrückstellun- 
gen erforderlich. Die handelsrechtliche Regelung soll 
durch eine Neufassung des § 29 Abs 1, 2 und 4 DMBG 
getroffen werden (§ 11 Nr. 2 bis 4); die steuerrechtliche 
Regelung soll als neuer § 74 a in den Abschnitt V des 
D-Markbilanzgesetzes eingefügt werden (§ 11 Nr. 11) 

Außerdem soll das D-Markbilanzgesetz in folgenden 
Punkten geändert werden. 

§ 5 Abs. 3 DMBG soll durch eine Vorschrift ergänzt 
werden, die klarstellt, daß nach einer Berichtigung vor- 
läufiger Wertansätze nicht mehr die Wertansätze in der 
Eröffnungsbilanz, sondern die in einer späteren Jahres- 
bilanz angesetzten berichtigten Werte als Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten gelten (§ 11 Nr. 1). 
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Die Frist des § 37 Abs, 3 Satz 2 DMBG für den Aus- 
gleich außerordentlicher Kapitalentwertungskonten wird 
von sechs auf acht Geschäftsjahre verlängert (§ 11 Nr. 5). 
Dies macht eine entsprechende Änderung des § 46 Abs. 1 
Satz 1 DMBG (§ 11 Nr. 8) sowie eine Hinausschiebung 
des Zeitpunkts der Auflösung erforderlich, die für den 
Fall eines nicht rechtzeitigen Ausgleichs eines außer- 
ordentlichen Kapitalentwertungskontos angedroht ist 
(§ 11 Nr. 12). 

Die bislang vorbehaltene gesetzliche Regelung der 
zwangsweisen Tilgung von Kapitalverlustkonten und 
Währungsausgleichskonten, die auf Grund der §§ 38, 72 a 
DMBG gebildet wurden, wird, soweit sie jetzt schon 
möglich ist, in diese Vorschriften eingearbeitet (§ 11 Nr. 6 
und 9). 

Im Zusammenhang mit Artikel 5 des Entwurfs wird 
in § 44 Abs. 6 DMBG die bisher für den Umtausch von 
Kleinaktien vorgesehene Frist gestrichen (§ 11 Nr. 7) 

Schließlich wird die Vorschrift des § 72 b DMBG über 
Kommanditeinlagen neu gefaßt (§ 11 Nr. 10). Die bisher 
für einen Sonderfall getroffene Regelung wird beibehal- 
ten. Daneben wird aber nunmehr bestimmt, daß die Ge- 
sellschafter einer Kommanditgesellschaft, soweit der im 
Handelsregister eingetragene Betrag der Einlage eines 
Kommanditisten noch auf Reichsmark lautet, zur Ein- 
tragung in das Handelsregister anzumelden haben, daß 
an die Stelle der Rechnungseinheit Reichsmark die Rech- 
niingseinheit Deutsche Mark getreten ist. 

Die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse nach §§ 35 
bis 59 DMBG ist zwar von den meisten, aber noch nicht 
von allen Kapitalgesellschaften durchgeführt. Artikel 3 des 
Entwurfs (§ 12) sieht nunmehr auch für die Unternehmen 
einen Zwang zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
vor, die mit Rücksicht auf die alliierte Entflechtungs- 
gesetzgebung nach § 77 Abs. 3 DMBG oder auf Grund 
besonderer alliierter oder deutscher Anordnungen bisher 
dazu nicht verpflichtet waren. 

Artikel 4 des Entwurfs (§§13, 14) behandelt die Fort- 
setzung aufgelöster Gesellschaften in besonderen Fällen. 

§ 13 durchbricht die in §§ 1, 2 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes getroffene Regelung, daß vor 
der Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse oder Ge- 
schäftsguthaben aufgelöste Kapitalgesellschaften und Ge- 
nossenschaften ihre Fortsetzung nur bis zum 31. Dezember 
1953 beschließen konnten, für die Fälle, in denen eine 
solche Gesellschaft oder Genossenschaft entzogene Ver- 
mögensgegenstände erst auf Grund eines nach dem 31. De- 
zember 1953 rechtskräftig erledigten Rückerstattungsver- 
fahrens wieder erlangt, ln diesen Fällen soll die Fortset- 
zung noch innerhalb von 6 Monaten nach Erledigung des 
Rückerstattungsverfahrens beschlossen werden können. 

§ 14 trifft in Ergänzung der §§1,2 des Zweiten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes eine abschließende Regelung der 
Fortsetzung von nach § 80 Abs. 2, 3 DMBG aufgelösten 
Gesellschaften, Die Fortsetzung soll noch bis zum 31. De- 
zember 1955 beschlossen werden können; soweit die Auf- 
lösung erst nach dem Inkrafttreten des Entwurfs eintritt, 
soll die Fortsetzung ausgeschlossen sein. 

Bei der Neufestsetzung der Aktiennennbeträge in Deut- 
scher Mark mußten auf Grund des § 44 Abs. 3 und 5 DMBG 
Aktien auch auf Nennbeträge von zwanzig oder fünfzig 
Deutsche Mark oder ein Vielfaches dieser Beträge gestellt 
werden. Nach § 44 Abs. 6 DMBG sollen diese Aktien bis 
zum 31. Dezember 1954 in Aktien umgetauscht werden, 
die auf einhundert Deutsche Mark oder ein Vielfaches 
von einhundert Deutsche Mark lauten; ein zwangsweiser 
Umtausch ist bisher nicht vorgesehen. Es erhebt sich die 
Frage, ob nunmehr Vorschriften über einen zwangsweisen 
Umtausch dieser Aktien getroffen werden sollen. Der 
Entwurf sieht hiervon ab, weil die Aktionäre durch einen 
zwangsweisen Umtausch unter Umständen ihre Beteili- 
gung an dem Unternehmen verlieren würden. Außer- 
dem ist noch nicht zu überblicken, ob eine künf- 
tige Reform des Aktienrechts allgemein Aktien mit 
Nennbeträgen unter einhundert Deutsche Mark zulassen 
wird, so daß ein zwangsweiser Umtausch der gegenwärtig 
im Umlauf befindlichen Kleinaktien mit dieser künftigen 
Rechtslage in Widerspruch stehen würde. Unter Auf- 


hebung der Frist für den Umtausch (§11 Nr. 7 des Ent- 
wurfs) werden deshalb in Artikels des Entwurfs (§§ 15 
bis 19) lediglich Vorschriften über die freiwillige Ver- 
einigung dieser Aktien getroffen; sie lehnen sich eng an 
die Dritte Durchführungsverordnung zum Aktiengesetz 
vom 21. Dezember 1938 (RGBl. 1 S. 1839) an, 

Artikels des Entwurfs (§§20, 21) enthält handelsrecht- 
liche Vorschriften für Unternehmen mit Sitz in Berlin 
(West). 

§ 20 beseitigt eine Ungleichheit in der D-Markbilanz- 
gesetzgebung des Bundesgebiets und von Berlin. Anders 
als im Bundesgebiet konnten nach den Vorschriften des 
Berliner D-Markbilanzgesetzes Reichsmarkverbindlichkei- 
ten gegenüber Angehörigen der Vereinten Nationen mit 
mehr als einem Zehntel ihres Reichsmarknennbetrages an- 
gesetzt werden; es konnte auch eine Rückstellung gebildet 
werden. Durch das Gesetz zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (BGBl. I S. 1003) steht nunmehr fest, in 
welchen Fällen diese Verbindlichkeiten ausnahmsweise 
mit einer Deutschen Mark für je eine Reichsmark zu er- 
füllen sind. Die in der Mehrzahl der Fälle unnötig ge- 
wordene Rückstellung soll deshalb in die gesetzliche Rück- 
lage überführt oder eine Kapitalerhöhung unter Gewäh- 
rung von Freianteilen beschlossen werden dürfen. Die 
gleichen Maßnahmen sollen zulässig sein, soweit der bis- 
her ausgewiesene Betrag der Verbindlichkeiten den nun- 
mehr feststehenden, zu ihrer Erfüllung notwendigen 
Betrag übersteigt. 

§ 21 befaßt sich mit der Eröffnungsbilanz und der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse von Kapitalgesell- 
schaften, die in der sogenannten Mischwährungszeit in 
Berlin (West) mit einem Nennkapital in Ostmark gegrün- 
det worden sind. Jetzt noch mit einem Ostmarknennkapital 
eingetragene Gesellschaften werden zur Aufstellung einer 
Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und zur Kapital- 
neufestsetzung unter Androhung ihrer Auflösung ver- 
pflichtet Gesellschaften, die von sich aus ihr Ostmark- 
nennkapital anders als nach den Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes der Deutschen Mark angepaßt haben, sollen 
dagegen von der Pflicht zur Neufestsetzung befreit sein, 
sofern das in Deutscher Mark eingetragene Nennkapital 
durch das Reinvermögen der Gesellschaft gedeckt war. 

Artikel 7 des Entwurfs (§22) hängt mit der neuen Vor- 
schrift des § 74 a DMBG (§ 11 Nr 11 des Entwurfs) zu- 
sammen, Nach dieser Vorschrift müssen Pensionsrück- 
stellungen in den auf die Eröffnungsbilanz folgenden 
Jahresbilanzen auf der Grundlage eines mindestens 
dreieinhalbprozentigen Rechnungszinsfußes berechnet 
werden Da die Pensionsrückstellungen der Geldinstitute 
nach der 38. Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz in der Eröffnungsbilanz auf der Grundlage eines 
Rechnungszinsfußes von drei vom Hundert zu berechnen 
sind, sollen diese Unternehmen abweichend von dem 
neuen § 74 a DMBG der Berechnung ihrer Pensionsrück- 
stellungen weiterhin einen dreiprozentigen Rechnungs- 
zinsfuß zugrundelegen dürfen 

Nach § 27 Abs. 2 des Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 1488) sind die steuerlichen Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes (§§ 73 bis 75) auf Berliner Altbanken 
nicht anzuwenden, Es ist dem Bundesgesetzgeber Vor- 
behalten worden, die nötigen Vorschriften zu treffen. Die 
Regelung geschieht in Artikels des Entwurfs (§§ 23 bis 27), 
der daneben noch das Altbankenrecht in einer Sonderfrage 
ergänzt (§ 28). 

Artikels des Entwurfs (§§ 29 bis 31) enthält die üblichen 
Schlußbestimmungen. 


B. Begründung der Vorschriften des Entwurfs 

Zu Artikel 1 

(Endgültige Wertansätze für Wertpapiere und Anteile 
sowie für Vermögensgegeiistände in Berlin fWest)) 

Die Bewertung von Wertpapieren und Anteilen ist im 
D-Markbilanzgesetz nicht endgültig geregelt. Es sind vor- 
läufige Wertansätze vorgeschrieben worden (vgl, §§ 19, 
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21, 22 Abs. 2 bis 5 DMBG). Eine Ausnahme besteht für 
Wertpapiere, die im Währungsgebiet an einer deutsdien 
Börse amtlich notiert oder im geregelten Freiverkehr 
gehandelt werden; sie sind nadi § 22 Abs. 1 DMBG end- 
gültig höchstens mit den Steuerkurswerten zum 21. Juni 
1948 anzusetzen. 

Seit langem wird gefordert, daß für die nur vorläufig 
bewerteten Wertpapiere und Anteile, die vielfach einen 
beachtlichen Teil des Betriebsvermögens darstellen, end- 
gültige Werte festgesetzt werden. Die wirtsdiaftliche 
Unsicherheit, die in den Eröffnungsbilanzen und in den 
Bilanzen für die späteren Geschäftsjahre mit dem Ansatz 
von vorläufigen Werten handelsrechtlich und steuerrecht- 
lich verbunden ist, soll durch eine endgültige Bewertung 
beseitigt werden. 

Bei den Überlegungen, welche endgültigen Werte an 
die Stelle der vorläufigen Werte treten sollen, hat sich 
herausgestellt, daß diese endgültigen Werte, gleichgültig 
nach welchen Maßstäben sie im einzelnen bestimmt 
würden, erheblich über den in § 22 Abs. 1 DMBG bereits 
festgesetzten endgültigen Werten für Wertpapiere mit 
Börsenkurs liegen müßten. Die in § 22 Abs. 1 DMBG vor- 
geschriebenen Steuerkurswerte zwingen zum Ansatz von 
Werten, die unter Berücksichtigung der inzwischen be- 
kanntgewordenen Tatsachen, insbesondere der Eröffnungs- 
bilanzen, bei rückschauender Betrachtung als viel zu 
niedrig zu bezeichnen sind. 

Die Steuerkurswerte beruhen aut den Börsenkursen 
vom 31. Dezember 1948. Damals war die Börse praktisch 
noch funktionsunfähig. Es gab auch keine zuverlässigen 
Anhaltspunkte, in welchem Umfang sich die einzelnen 
Unternehmen ihre Substanz über den Krieg und den 
Zusammenbruch hinweg erhalten hatten. Ebensowenig 
konnten damals die Ertragsaussichten der Unternehmen 
beurteilt werden. Infolgedessen waren die Börsenkurse 
von Ende 1948 willkürliche, von Zufallskäufen und -ver- 
kaufen beeinflußte Schätzungen, die weit unter dem liegen, 
was als angemessener Wert anzusehen ist. 

ln welchem Maße die Kaufleute durch § 22 Abs. 1 DMBG 
gezwungen worden sind, ihre in Wertpapieren verbrief- 
ten notierten Anteile, insbesondere ihre Aktien, unter 
dem tatsächlichen Wert in die Eröffnungsbilanz einzu- 
stellen, zeigen folgende Zahlen. 

Der Durchschnittskurs für 462 an den Börsen des Bun- 
desgebiets notierte statistisch erfaßte Aktien betrug am 
31. Dezember 1948 32,30 ®/o des Reichsmarknennkapitals. 
Stellt man dieser Zahl gegenüber, daß die vom Statistischen 
Bundesamt in einer auf den 31. Dezember 1951 abgestellten 
Untersuchung erfaßten 2387 Aktiengesellschaften ihr 
Grundkapital im Gesamtdurchschnitt im Verhältnis 100:82 
umgestellt haben, so beweist allein der große Unterschied 
zwischen den beiden Zahlen {50®/o), daß die Börsenkurse 
am 31. Dezember 1948 nicht den wahren Wert der Aktien 
widergespiegelt haben können. Die erhebliche Differenz 
zwischen 82®/o und 32,30 ®/o vergrößert sich noch, wenn 
inan nicht auf das Reichsmarknennkapital, das das wirk- 
lich vorhandene Kapital nicht wiedergibt, sondern auf das 
in den Eröffnungsbilanzen ausgewiesene Eigenkapital 
abstellt. Eine Untersuchung, welche nur die Hälfte der 
obigen Aktien erfaßt, ergab, daß die Steuerkurswerte im 
Gesamtdurchschnitt nur 39,62 ‘^/o des Eigenkapitals der 
erfaßten Gesellschaften betrugen und daß bei einer Ver- 
äußerung der mit den Steuerkurswerten angesetzten 
Aktien in rund 75®/o der Fälle mehr als die Hälfte des 
Substanzwertes, in rund 25 ®/o der Fälle sogar mehr als 
^4 des Substanzwerts als Gewinn besteuert werden. 

Es ist deshalb einheitliche Meinung aller sachverstän- 
digen Stellen, daß die in § 22 Abs. 1 DMBG festgesetzten 
Höchstwerte dem tatsächlichen Wert der notierten Wert- 
papiere am 21. Juni 1948 ln keiner Weise gerecht werden 
und daß die bei Veräußerungen eintretende Wegsteue- 
rung der Substanz weder rechtlich noch fiskalisch vertret- 
bar ist. 

Diese Erkenntnis ließe es schon für sich allein nicht zu, 
daß die in § 22 Abs. 1 DMBG für notierte Wertpapiere 
vorgeschriebenen endgültigen Wertansätze beibehalten 
werden. Da nunmehr für die Wertpapiere und Anteile, 
die bisher nur vorläufig bewertet sind, endgültige Werte 
festgesetzt werden sollen, kommt aber noch hinzu, daß 
sich insbesondere notierte und nicht notierte Anteile an 


Kapitalgesellschaften nicht so wesentlich unterscheiden, 
daß für sie ganz verschiedene Werte vorgesehen werden 
können. Dies wäre aber der Fall, wenn es bei den bis- 
herigen viel zu niedrigen endgültigen Werten des § 22 
Abs. 1 DMBG für die notierten Anteile bliebe und für die 
unter § 22 Abs. 2 DMBG fallenden nicht notierten Anteile 
endgültige Werte festgesetzt würden, die den wahren 
Werten entsprechen. 

Der Entwurf {§ 1 Abs. 1 Satz 1) erklärt deshalb alle 
bisherigen Wertansätze für Wertpapiere und Anteile, also 
auch die auf Grund des § 22 Abs. 1 DMBG eingesetzten 
endgültigen Werte, zu vorläufigen Wertansätzen. Dadurch 
wird der Weg frei, um für notierte und nicht notierte 
Wertpapiere wirtschaftlich vernünftige und gerechte, auf- 
einander abgestimmte endgültige Werte festsetzen zu 
können. 

Von diesem Ausgangspunkt aus erhebt sich die Frage, 
nach welchen Bewertungsmaßstäben sich die neuen end- 
gültigen Werte bestimmen sollen. 

Für Wertpapiere des Umlaufvermögens gilt der Be- 
wertungsgrundsatz, daß sie höchstens mit dem Börsenpreis 
angesetzt werden dürfen (§ 133 Nr. 3 AktGes). Diesem 
Grundsatz entsprach es. daß in § 22 Abs. 1 DMBG für die 
notierten Wertpapiere des Umlaufvermögens die auf der 
Grundlage der Börsenkurse am 31. Dezember 1948 fest- 
gesetzten Steuerkurswerte als endgültige Werte bestimmt 
wurden. Da diese Steuerkurswerte aus den oben angeführ- 
ten Gründen unbrauchbar sind, könnte es i^aheiiegend 
erscheinen, bei der Festsetzung der neuen endgültigen 
Werte den Börsenkurs als Bewertungsmaßstab beizube- 
halten, aber einen anderen Stichtag zu wählen. 

Eine Einzelbetrachtung der Kurse an allen anderen 
Stichtagen, die überhaupt an Stelle des 31. Dezember 1948 
in Betracht kommen, zeigt aber, daß sie, jeder für sich 
betrachtet, Fehlerquellen aufweisen, die sie als endgültige 
Wertansätze für die notierten Wertpapiere ungeeignet 
erscheinen lassen. 

Der Börsenkurs am 31. Dezember 1949, dessen Zugrunde- 
legung nahe liegt, hätte zwar den Vorteil, daß auch sonst 
in Bewertungsvorschriften des D-Markbilanzgesetzes 
Werte aus der zweiten Hälfte des Jahres 1949 eine Rolle 
spielen (vgl. z B. § 18 Abs. 2, §20 Abs. 1 Satz 2 DMBG). 
Die Börsenkurse an diesem Stichtag entsprechen aber nicht 
annähernd den wahren Werten. 

Dies ergibt sich ganz offensichtlich schon daraus, daß 
der Durchschnittskurs aller notierten Aktien am 31. De- 
zember 1949 64,6 ®/o betrug, während das durchschnittliche 
Umstellungsverhältnis, wie bereits erwähnt, 82®/o beträgt. 
Setzt man die Börsenkurswerte am 31. Dezember 1949 zu 
dem Substanzwert der Gesellschaften in Beziehung, so 
tritt noch deutlicher zu Tage, in welchem Ausmaß auch 
diese Kurswerte noch unter den wahren Werten liegen. 
Nach der angestellten Untersuchung betrugen die Börsen- 
kurse im Durchschnitt nur rund 59®/o des Substanzwerts 
der erfaßten Gesellschaften. Bei Zugrundelegung dieser 
Börsenkurse würde in rund 43®/o der Fälle immer noch 
mehr als die Hälfte der Substanz bei einer Veräußerung 
der Aktien als „Ertrag" besteuert werden, obwohl der 
Zweck einer Ertragsbesteuerung nicht in der Wegsteue- 
rung von Substanz bestehen kann. 

Hinzu kommt, daß das D-Markbilanzgesetz erst Ende 
August 1949 verkündet worden ist Bis zum 31. Dezember 
1949 dürften, wenn überhaupt, nur sehr wenige Gesell- 
schaften ihre Eröffnungsbilanzen festgestellt haben. Diese 
Annahme wird, wenn auch genaue Zahlen nicht vorliegen, 
dadurch bestätigt, daß Ende November 1950. also 11 Mo- 
nate später, von den im Bundesgebiet erfaßten 2387 
Aktiengesellschaften erst rund 560, also nur ein verhält- 
nismäßig kleiner Teil, ihre Eröffnungsbilanz veröffentlicht 
hatten. Dann bestand aber am 31. Dezember 1949 die 
gleiche Ungewißheit über die Vermögenslage der Gesell- 
schaften wie am 21. Juni 1948 oder 31. Dezember 1948. Die 
Börsenkurse an diesem Tage sind nicht repräsentativer 
als die früheren. Auch davon kann keine Rede sein, daß 
die Ertragsaussichten der Unternehmen am 31. Dezember 
1949 schon so viel besser als ein Jahr früher beurteilt 
werden konnten, daß sie sich in den Kursen in nennens- 
wertem Maße ausgewirkt haben. 

Die Unmaßgeblichkeit der Börsenkurse am 31. Dezem- 
ber 1949 geht schließlich eindeutig aus der damaligen 
Lage des Kapitalmarkts hervor. In der zweiten Hälfte 
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des Jahres 1949 betrug der Aktienabsatz insgesamt 12,7 
Millionen DM, der Durdiscbnitt der monatlichen Umsätze 
an den sieben Börsen des Bundesgebiets in Aktien nur 
59,5 Millionen DM. Diese Zahlen beweisen, daß die 
Börsenkurse am 31 Dezember 1949 sich nicht unter nor- 
malen Verhältnissen gebildet haben können, sondern wie 
die Kurse am 31 Dezember 1948 mehr oder minder Zufalls- 
eigebnisse sein müssen. Damit verlieren sie aber ihre 
Verwendbarkeit als Bewertungsmaßstab. 

Die Ausführungen zu den Börsenkursen vom 31. Dezem- 
ber 1949 gelten in gleicher Weise für die Börsenkurse vom 
31. Dezember 1950. 

Angesichts der Zahl der bis dahin veröffentlichten 
Kapitalneufestsetzungen (Ende November rund 560) kann 
nidit damit gerechnet werden, daß sich in ihnen schon bei 
allen Gesellschaften der aus der vorhandenen Substanz 
und den bestehenden Ertragsaussichten sich ergebende 
wahre Wert der Aktien ausdrückt. 

Hinzu kommt, daß auch damals die Verhältnisse am 
Kapitalmarkt noch außergewöhnlich waren. Der Absatz 
an Aktien hatte sich zwar in der zweiten Hälfte des Jah- 
res 1950 auf 33,3 Millionen DM gesteigert. Demgegen- 
über war jedoch der Umsatz in Aktien an den Börsen des 
Bundesgebiets von monatlich durchschnittlich 59,5 Mil- 
lionen auf 39,7 Millionen zurückgegangen, was praktisch 
einer Funktionsunfähigkeit der Börse gleichkommt. Offen- 
bar wollten alle Wertpapierbesitzer die Bekanntgabe der 
Substanzwerte und eine weitere Klärung der Ertragsaus- 
sichten abwarten, bevor sie sich zu einem Verkauf ihrer 
Aktien entschlossen. 

Im übrigen hinkte auch an diesem Zeitpunkt der Durch- 
sdinittskurs der notierten Aktien mit 67,25 Vo nodi 
erheblich hinter den wahren Verhältnissen nach und 
unterschied sich nur wenig von dem am 31. Dezember 1949 
mit 64,6 ®/o. 

Die Zugrundelegung des Börsenkurses am 31. Dezem- 
ber 1950 würde deshalb dieselben Folgen zeitigen wie die 
des Börsenkurses am 31 Dezember 1949 Sie würde bei 
einer Veräußerung in fast der Hälfte der Fälle eine Be- 
steuerung von mindestens der Hälfte der Substanz be- 
deuten. 

Deshalb ist weiter erwogen worden, die Börsenkurse 
am 30. Juni 1951 für maßgebend zu erklären. 

Für die Verwendbarkeit dieses Stichtages kann ange- 
führt werden, daß die Kapitalgesellschaften bis zu die- 
sem Tage den Beschluß über die Neufestsetzung ihrer 
Kapitalverhältnisse zur Eintragung in das Handels- 
register angemeldet haben mußten (§ 80 Abs. 1 DMBG). 
Demgemäß hatten auch bis Ende August 1951 rund 2300 
Aktiengesellschaften ihre Eröffnungsbilanzen veröffent- 
licht. Die Zahl der Gesellschaften, die bis dahin ihre 
Eröffnungsbilanzen noch nicht bekanntgemacht hatten, 
spielte demgegenüber keine entscheidende Rolle Die Er- 
öffnungsbilanzen dieser 2300 Aktiengesellschaften sind 
der Börse aller Wahrscheinlichkeit nach bereits einige 
Zeit vor dem August 1951 bekannt geworden. Ob dies 
allerdings in der Regel schon so früh der Fall war, daß 
sie sich bereits auf den Börsenkurs am 30. Juni 1951 
ausgewirkt haben, kann zweifelhaft sein Immerhin könn- 
ten diese Umstände die Annahme rechtfertigen, daß der 
Börsenkurs am 30. Juni 1951, jedenfalls im Durchschnitt 
gesehen, wenigstens den Substanzwert der Aktien wider- 
spiegelt. Eine Bestätigung hierfür kann darin gesehen 
werden, daß der Durchschnittskurs der notierten Aktien 
am 30. Juni 1951 81.54 ®/o betrug, also mit dem durch- 
schnittlichen Umstellungsverhältnis aller 2387 Aktien- 
gesellschaften von 100- 82 ziemlich genau übereinstimmt. 
Setzt man die Börsenkurse am 30. Juni 1951 zu den Sub- 
stanzwerten in Beziehung, ergibt sich allerdings bei 
Untersuchung von 211 Gesellschaften, daß der Börsen- 
kurs im Durchschnitt nur rund 73 "/o des Substanz- 
wertes betrug, also nicht unerheblich unter dem durch- 
schnittlichen Umstellungsverhältnis lag. 

Aber auch der Börsenkurs vom 30. Juni 1951 ist als 
allgemeiner Bewertungsmaßstab für notierte Anteile an 
Kapitalgesellschaften unverwendbar. Eine genauere Un- 
tersuchung zeigt nämlich, daß der Börsenkurs am 30. Juni 
1951 bei der überwiegenden Zahl der Einzelfälle zu 
unrichtigen Bewertungen führen würde. Nur bei verhält- 


nismäßig wenigen Gesellschaften stimmt der Kurs auch 
nur annähernd mit dem für diesen Stichtag errechneten 
Durchschnittskurs überein. In der Mehrzahl der Einzel- 
fälle sind die Kurse entweder erheblich höher oder 
wesentlich niedriger als der Durchschnittskurs. Bei den 
untersuchten 211 Gesellschaften lag der Börsenkurs am 
30. Juni 1951 in 13,75 ®/o der Fälle über dem Substanz- 
wert, in 54,68 ®/o cler Fälle unter 70 ®/o des Substanz- 
wertes, in 18,48 ®/o der Fälle sogar unter der Hälfte 
des Substanzwertes. Geht man den Gründen nach, 
so zeigt sich, daß der Kurs vielfach in den Fällen über 
dem Substanzwert liegt, in denen in der Zeit von 1948 
bis 1951 Dividenden ausgeschüttet wurden, oder, wie bei 
Unternehmen der Nahrungsmittel- und Bekleidungs- 
industrie sowie des Baugewerbes, allgemein eine gün- 
stige Ertragslage bestanci In diesen Fällen würde also 
der Kurs vom 30. Juni 1951 deshalb nicht zu richtigen 
Werten führen, weil in ihm nach dem 21 Juni 1948 ein- 
getretene Verhältnisse zum Ausdruck gekommen sind. 
Andererseits scheint ein am Substanzwert gemessen nied- 
riger Kurs namentlich bei solchen Unternehmen vorzu- 
liegen, bei denen die Eröffnungsbilanzen den Kurs noch 
nicht beeinflußt hatten. Dies gilt insbesondere für die 
Unternehmen, deren Bilanz zwar festgestellt, bis zum 
30. Juni 1951 an der Börse aber noch nicht bekannt war, 
aber auch für die der alliierten Entflechtungsgesetzgebung 
unterliegenden Unternehmen. Bei letzteren war das Um- 
stellungsverhältnis damals noch völlig ungewiß, so daß 
nicht einmal Anhaltspunkte für die vorhandene Substanz, 
geschvveige denn für die Ertragsaussichten, Vorlagen. 
Darüber hinaus war, jedenfalls für die Öffentlichkeit, 
noch zweifelhaft, ob die Aktien der zu errichtenden Nach- 
folgegesellschaften den Aktionären der Altgesellschaften 
überhaupt zugeteilt werden würden Das hat, wie ein- 
wandfrei durch die spätere Kursentwicklung bewiesen 
wird, zu einem sehr bedeutsamen Kursdruck geführt. Bei 
gewissen Unternehmen muß endlich der Kurs am 30 Juni 
1951 aus ganz anderen Gründen als unzuverlässig bezeich- 
net werden Zu diesen Unternehmen gehören vor allem 
Gesellschaften mit erheblichem Auslands- oder mittel- 
deutschem Vermögen. Ihre Aktien wurden häufig auf 
Grund unbestimmter Hoffnungen hinsichtlich einer 
Wiedererlangung der zur Zeit nicht verfügbaren Ver- 
mögensgegenstände mehr oder minder spekulativ be- 
wertet. 

Diese mannigfachen besonderen Einflüsse auf die Kurs- 
bildung müßten, wenn der Börsenkurs am 30. Juni 1951 
dem Wertansatz der notierten Anteile zugrunde gelegt 
würde, dazu führen, zahlreiche Sondervorschriften zu 
treffen. Nur dadurch könnte bei der Vielfalt der Verhält- 
nisse in möglichst vielen Einzelfällen ein dem Durch- 
schnittskurs einigermaßen entsprechendes Ergebnis er- 
zielt werden. Die kursmäßig überbewerteten Anteile müß- 
ten auf den Substanzwert zurückgeführt werden Anderer- 
seits müßten für Gesellschaften mit einem erheblich unter 
dem Substanzwert liegenden Börsenkurs Zuschläge zuge- 
lassen oder andere Stichtage als der 30, Juni 1951 vorge- 
sehen werden. Für weitere Gesellschaften, wie z. B clie 
Gesellschaften mit Auslandsvermögen oder die zu ent- 
flechtenden Unternehmen, wären andere Sondervorschrif- 
ten erforderlich. Ein Bewertungsmaßstab, der weitgehend 
durch Ausnahmen durchlöchert werden müßte, kann 
jedoch keine geeignete Grundlage für eine gesetzliche 
Regelung sein, ganz zu schweigen von der erheblichen 
Verwaltungsarbeit, die den mit der Prüfung der Wert- 
ansätze befaßten Finanzbehörden erwachsen würde. 

Ein noch späterer Kurs als der am 30. Juni 1951, zum 
Beispiel etwa der Kurs am 31 Dezember 1952, kann für 
sich allein dem Wertansatz für die notierten Anteile nicht 
zugrundegelegt werden. Bei einem solchen Kurs könnte 
zwar unbedenklich angenommen werden, daß sich in ihm 
das vorhandene Vermögen des Unternehmens ebenso wie 
die bestehenden Ertragsaussichten ausgewirkt haben. 
Gegen die Verwendung eines solchen Kurses könnte aber 
mit Recht eingewendet werden, daß er von dem Wäh- 
rungsstichtag, auf den die Bewertung der Anteile vorzu- 
nehmen ist, so weit entfernt ist, daß er nidit mehr als ein 
zutreffender Ausdruck der an diesem Stichtag bestehen- 
den Vermögenslage und Ertragsaussichten angesehen 
werden kann. In diesem Kurs würde sich vielmehr un- 
unterscheidbar die ganze seit dem Währungsstichtag ein- 
getretene Entwicklung des einzelnen Unternehmens mit 
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widerspieqeln, die im Hinblick auf das Stichtagsprinzip 
bei einer Bewertung auf den 21. Juni 1948 niciit berück- 
sichtigt werden darf. 

Das Ergebnis aller dieser Erwägungen kann dahin zu- 
sammengefaßt werden, daß sich an Stelle des 21. Juni 
bzw. 31. Dezember 1948 kein späterer Stichtag finden läßt, 
an dem die Kurse die am 21. Juni 1948 vorhandene Sub- 
stanz und die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ertrags- 
aussichten der Unternehmen mit notierten Anteilen 
einigermaßen zuverlässig wiedergeben würden. Wenn 
daher überhaupt an dem allgemeinen Bilanzierungsgrund- 
satz festgehalten werden soll, daß als Bewertungsmaß- 
stab für notierte Anteile Börsenkurse zu dienen haben, 
so muß versucht werden, die Fehlerquellen auszugleichen, 
welche die Kurse an den denkbaren einzelnen Stichtagen 
aufweisen. Als ein geeignetes Verfahren für diesen Aus- 
gleich bietet sich die Heranziehung eines Durchschnitts- 
kurses an, der aus den Kursen an mehreren Stichtagen er- 
rechnet wird. Der Entwurf sieht deshalb als Bewertungs- 
maßstab für den endgültigen Wertansatz notierter Anteile 
an Kapitalgesellschaften den Durchschnittskurs der je- 
weils zu bewertenden Anteile an drei Stichtagen, nämlich 
am 31. Dezember 1948, 30. Juni 1951 und 31. Dezember 
1952, vor. Diese Stichtage sind gewählt worden, weil sich 
die den Kursen an jedem einzelnen dieser Stichtage an- 
haftenden Mängel in etwa gegeneinander aufheben dürf- 
ten. Die Richtigkeit dieser Annahme wird in gewissem 
Maße dadurch bestätigt, daß der Durchschnitt aus den 
Durchschnittskursen aller notierten Aktien an den drei 
Stichtagen einen Kurs von 73 ®/o ergibt, der sich nicht 
allzusehr von dem durchschnittlichen Umstellungsverhält- 
nis von 82 ®/o unterscheidet. Soweit in einzelnen Fällen 
die Errechnung des Durchschnittskurses aus den Kur- 
sen an den drei Stichtagen doch zu unrichtigen Ergeb- 
nissen führen sollte, werden diese insofern vermieden, 
als jedenfalls zu hohe Kurse nicht angesetzt werden 
können, weil bei der Berichtigung der bisherigen Wert- 
ansätze der Kurs am Stichtag der Berichtigungsbilanz 
nicht überschritten werden darf (§ 2 Abs. 2 des Entwurfs). 

Als Bewertungsmaßstab für unnotierte Anteile an 
Kapitalgesellschaften scheidet ein Börsenkurs oder ein 
Durchschnittskurs aus mehreren Börsenkursen natur- 
gemäß von vornherein aus. Für die nicht notierten An- 
teile bestimmt der Entwurf deshalb den Substanzwert als 
Bewertungsmaßstab. Der Wertansatz soll sich nach dem 
Eigenkapital bemessen, -welches das Unternehmen am 
21. Juni 1948 hatte (vgl. im einzelnen unten zu § 3 Abs. 2 
des Entwurfs). Für den vorläufigen Wertansatz der nicht 
notierten Anteile ist zwar nicht der Substanzwert, son- 
dern der Vermögensteuerwert als Bewertungsmaßstab 
verwendet worden (§22 Abs. 2DMBG). Er könnte an sich 
auch für die endgültigen Werte in Betracht gezogen wer- 
den. Bei der ersten nach dem 20. Juni 1948 durchgeführ- 
ten Vermögensbewertung, der Hauptveranlagung 1949, 
wurde jedoch der Vermögensteuerwert auf Grund von 
Verwaltungsanweisungen der Finanzbehörden um einen 
sogenannten Anpassungsabschlag gekürzt. Dadurch sollte 
seine Anpassung an die sehr niedrigen Steuerkurswerte 
der notierten Anteile erreicht werden. In der Praxis ist 
der Anpassungsabschlag nicht einheitlich gehandhabt 
worden. Seine Höhe schwankte zwischen 10®/o und 70”/o. 
In einigen Fällen ist der Anpassungsabschlag überhaupt 
nicht gemacht worden. Um den wirklichen Wert nicht 
notierter Anteile zu erhalten, müßte deshalb der Ver- 
mögensteuerwert der Hauptveranlagung 1949 erst wieder 
durch Hinzurechnung des Aiipassungsabschlags berichtigt 
werden. Angesichts der unterschiedlichen Handhabung 
des Anpassungsabschlags würde jedoch die erforderliche 
Berichtigung auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen. 

Notierte Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 
gesellschaften verkörpern, können wie notierte Anteile 
behandelt werden. Auch für sie kann der Durchschnitts- 
kurs an den drei Stichtagen maßgebend sein (vgl. § 2 
Abs. 5 des Entwurfs). Der dadurch ermöglichte Ausgleich 
von Fehlerquellen der Kurse an den einzelnen Stichtagen 
hat hier allerdings nicht dieselbe entscheidende Bedeu- 
tung wie bei den notierten Anteilen. Die Gleichbehand- 
Inng der notierten Anteile an Kapitalgesellschaften mit 
anderen notierten Anteilen und Wertpapieren ist aber 
schon aus Gründen der Einheitlichkeit des Bewertungs- 
maßstabes für alle notierten Anteile und Wertpapiere 
geboten. 


Nicht notierte Wertpapiere, die keine Anteile an Kapi- 
talgesellschaften verkörpern, sollen mit dem Vermögen- 
steuerwert der Hauptveranlagung 1949 bewertet werden 
(vgl. § 3 Abs. 5 des Entwurfs). Ein Anpassungsabschlag 
ist nur bei Feststellung des Vermögensteuerwerts von 
Anteilen abgesetzt worden. Die aus dem Anpassungs- 
abschlag hergeleiteten Bedenken gegen eine Verwen- 
dung des Vermögensteuerwertes als Bewertungsmaßstab 
für nicht notierte Anteile bestehen somit bei nicht 
notierten Wertpapieren, die keine Anteile verkörpern, 
nicht. 

Aus den vorstehenden Bewertungsgrundsätzen ergibt 
sich im einzelnen folgende Regelung: 

Zu § 1 

Der in § 22 Abs. 1 DMBG für Wertpapiere mit Börsen- 
kurs vorgeschriebene endgültige Höchstwert kann nicht 
aufrecht erhalten werden. Er muß durch einen anderen 
Höchstwert ersetzt werden. Kaufleute, die den neuen 
Fiöchstwert einsetzen wollen, müssen so gestellt werden, 
als ob die nunmehr festgesetzten Höchstwerte von An- 
fang an zulässig gewesen wären. §§ 47, 73 Abs. 4, § 74 
Abs. 2 und 3 DMBG sehen u. a. für den Fall einer Berich- 
tigung von vorläufigen Wertansätzen die handelsrecht- 
lich und steuerrechtlich erforderlichen Vorschriften für 
eine auf den Stichtag der Eröffnungsbilanz rückbezogene 
Änderung von Wertansätzen vor. Um diese Vorschriften 
auf die Ersetzung der auf Grund des § 22 Abs. 1 DMBG 
eingesetzten Werte durch neue endgültige Höchstwerte 
anwendbar zu machen, bedürfte es nur einer Bestimmung, 
daß diese bisher angesetzten Werte als vorläufige gelten. 
Absatz 1 Satz 1 geht darüber hinaus und erklärt aus 
zwei Gründen alle bisherigen Wertansätze für Wertpapiere 
und Anteile zu vorläufigen Wertansätzen. 

Das D-Markbilanzgesetz sieht in §§ 19, 22 Abs. 2 vor, 
daß „aus besonderen Gründen" ein höherer Wert als der 
in diesen Vorschriften bestimmte vorläufige Wert ein- 
gesetzt werden kann. Es ist streitig, ob die aus solchen 
besonderen Gründen eingesetzten höheren Werte vor- 
läufige oder endgültige sind. Zur Klarstellung dieser 
Streitfrage werden ausdrücklich alle bisherigen Wert- 
ansätze zu vorläufigen erklärt. 

Außerdem erübrigt sich dadurch, daß alle bisherigen 
Wertansätze vorläufige Ansätze werden, beim Ansatz 
der endgültigen Werte zu prüfen, ob der bisherige Wert- 
ansatz überhaupt berichtigungsfähig ist. 

Absatz 1 Satz 1 kann nicht für den Ansatz von Wert- 
papieren und Anteilen in jeder beliebigen Bilanz gelten. 
Sein Anwendungsbereich wird daher in zwei Beziehun- 
gen eingeschränkt. 

Einmal werden nur solche Wertansätze für Wertpapiere 
und Anteile zu vorläufigen Wertansätzen erklärt, die in 
einer nach den in § 1 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs aufge- 
führten gesetzlichen Bestimmungen aufgestellten Eröff- 
nungsbilanz angesetzt worden sind Diese Begrenzüng ent- 
spricht der Absicht des Entwurfs, ‘die D-Markbilanzgesetz- 
gebung durch Festsetzung endgültiger Wertansätze von 
Wertpapieren und Anteilen zu ergänzen. Nicht erfaßt wer- 
den also Wertansätze für Wertpapiere und Anteile, die 
in Eröffnungsbilanzen eingesetzt sind, die auf Grund 
anderer als der erwähnten Vorschriften aufzustellen 
sind Dazu gehören insbesondere die Eröffnungsbilan- 
zen von nach dem 20. Juni 1948 neu gegründeten 
Unternehmen, aber auch die Eröffnungsbilanzen solcher 
Unternehmen, für d»e das D-Markbilanzgesetz nur 
mittelbar und mit gewissen Abweichungen gilt. Bei 
den letzteren Unternehmen handelt es sich vor allem um 
die Geldinstitute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen (vgl §77 Abs 1 DMBG). Die Wertansätze, die 
diese Unternehmen für ihre Wertpapiere und Anteile an- 
setzen können, werden in § 8 des Entwurfs besonders 
geregelt. Umgekehrt bedeutet die Anwendbarkeit des 
Absatzes 1 Satz 1 auf Eröffnungsbilanzen, die nach § 2 
des D-Markbilanzergänzungsgesetzes aufzustellen sind, 
daß die Unternehmen, die nach dem 20. Juni 1948 ihren 
Sitz in das Bundesgebiet verlegt haben und die gewisse 
Wertpapiere und Anteile nach § 2 Abs 3 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes in Verbindung mit §39 Abs. 1 
HGB auf den Tag der Eintragung der Sitzverlegung oder 
den Tag der tatsächlichen Aufnahme des Geschäfts- 
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betriebs im Bundesgebiet bereits endgültig bewerten 
mußten. auc±i diese Wertansätze berichtigen können. Es 
besteht kein Grund, diese Wertpapiere und Anteile von 
einer Beriditigung durch Ansatz der nach Artikel 1 des 
Entwurfs zulässigen Werte auszuschließen. 

Der Anwendungsbereich des Absatzes 1 Satz 1 ist fer- 
ner dadurch eingeschränkt, daß nur die in einer vor dem 
Inkrafttreten des Entwurfs festgestellten Eröffnungbilanz 
für Wertpapiere und Anteile eingesetzten Werte zu vor- 
läufigen Wertansätzen werden. In den seltenen Fällen 
der Feststellung einer Eröffnungsbilanz nach dem Inkraft- 
treten des Entwurfs können die Wertpapiere und Anteile 
von vornherein mit den in dem Entwurf bestimmten end- 
gültigen Werten angesetzt werden (§ 6 Abs. 3 des Ent- 
wurfs), 

Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 stellt ausdrücklich fest, 
daß die Ersetzung der vorläufigen Werte durch endgültige 
ein Berichtigungsvorgang irn Sinne der §§ 47, 73 Abs. 4 , 
§ 74 Abs. 2 und 3 DMBG ist. 

An die Stelle der im allgemeinen bestehenden Berichti- 
gungsbefugnis tritt in gewissen Fällen (vgl. § 4 des Ent- 
wurfs) eine handelsrechtliche oder steuerrechtliche Be- 
rich tigunqspflicht (Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2). 

Absatz 2 nimmt die Werte, mit denen eigene Aktien 
oder Geschäftsanteile eingesetzt worden sind, von der in 
Absatz 1 getroffenen Regelung aus, Insoweit muß es bei 
den in § 23 DMBG bestimmten endgültigen Werten ver- 
bleiben. Diese Werte waren gewählt worden, um die Ge- 
sellschaften dadurch zur Einziehung der eigenen Aktien 
oder Geschäftsanteile zu veranlassen, daß sie bei einer 
Veräußerung mit hohen steuerpflichtigen Buchgewinnen 
rechnen mußten. Wenn nunmehr auch für eigene Aktien 
oder Geschäftsanteile der Ansatz der neuen Höchstwerte 
des Entwurfs zugelassen würde, würde für die Gesell- 
schaften, die ihre eigenen Anteile eingezogen haben, 
nachträglich der Grund für diese Maßnahme wegfallen, 
ohne daß die Einziehung rückgängig gemacht werden 
könnte. Umgekehrt hätten die Gesellschaften, die ent- 
gegen den gesetzgeberischen Absichten von einer Ein- 
ziehung abgesehen und eine hohö Besteuerung im Falle 
der Veräußerung in Kauf genommen hatten, den unge- 
rechtfertigten Vorteil, daß sie der Besteuerung durch An- 
satz höherer Werte mindestens zu einem erheblichen Teil 
entgehen könnten. 

Zu § 2 

Absatz 1 gilt für Anteile an Kapitalgesellschaften, die 
am 31. Dezember 1948, am 30. Juni 1951 und am 31. De- 
zember 1952 im Geltungsbereich des Entwurfs an einer 
deutschen Börse amtlich notiert oder im geregelten Frei- 
verkehr gehandelt worden sind. Ob die Anteile zu den 
Wertpapieren gehören, für die Steuerkurswerte zum 
21. Juni 1948 festgesetzt worden sind (vgl. § 22 Abs. 1 
DMBG), ist ohne Bedeutung. Es kömmt auch nicht dar- 
auf an, daß an den drei Stichtagen ein Börsenkurs tatsäch- 
lich festgesetzt wurde. Es genügt, daß die Anteile an den 
Stichtagen zur amtlichen Notiz ocler zum geregelten Frei- 
verkehr zugelassen sind. 

Diese notierten Anteile können nach Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 1 endgültig höchstens mit dem Wert angesetzt 
werden, der sich für sie aus dem Durchschnitt ihrer Bör- 
senkurse an den drei Stichtagen ergibt. 

Der Durchschnittskurs darf nur aus vergleichbaren Kur- 
sen errechnet werden Die Kurse an den maßgebenden 
Stichtagen sind jedoch nicht immer und nicht ohne weite- 
res vergleichbar. Der Kurs für Anteile mit einem Nenn- 
betrag wird in einem Prozentsatz dieses Nennbetrages 
festgesetzt. Während die Kurse an den ersten beiden 
Stichtagen im allgemeinen noch auf den Reichsmarknenn- 
betrag der Anteile bezogen sein werden, wird der Kurs 
am 31. Dezember 1952 vielfach schon auf Deutsche Mark 
umgestellt, d. h. auf den in Deutscher Mark neu fest- 
gesetzten Nennbetrag der Anteile bezogen sein. Dadurch 
entfällt aber die Vergleichbarkeit der Kurse jedenfalls 
dann, wenn die Nennbeträge anders als im Verhältnis 
von einer Deutschen Mark für eine Reichsmark neu fest- 
gesetzt sind. Bei einem Umstellungsverhältins 2 : 1 würde 
beispielsweise ein Reichsmarkkurs von 50®/o einem D- 
Markkurs von 100 Vo entsprechen. Um die Berechnung 


des Durchschnittskurses auf Grund von vergleichbaren Kur- 
sen sicherzustellen, bestimmt deshalb Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 2, daß der Börsenkurs an einem Stichtag, wenn 
er auf den Nennbetrag der Anteile in Deutscher Mark 
bezogen ist, für die Ermittlung des Durchschnittskurses 
unter Berücksichtigung des Umstellungsverhältnisses in 
einen auf den Reichsmarknennbetrag der Anteile bezoge- 
nen Kurs umzurechnen ist. Die Umrechnung in einen 
Reichsmarkkurs ist vorgesehen, weil die meisten Kurse 
an den Stichtagen ohnehin noch Reichsmarkkurse sein 
werden. 

Sofern die Anteile zwar an den drei Stichtagen zum 
Handel an der Börse zugelassen waren, an einem der 
Stichtage aber zufällig kein Börsenkurs festgesetzt wor- 
denist, soll nach Absatz 1 Satz 2 der letzte Börsenkurs 
vor diesem Stichtag der Berechnung des Durchschnitts- 
kurses zugrunde gelegt werden. 

Nach Absatz2Satz 1 darf höchstens der Wert der An- 
teile nach dem Börsenkurs am Stichtag der Berichtigungs- 
bilanz angesetzt werden, wenn dieser Wert niedriger als 
der in Absatz 1 bestimmte Höchstwert ist. Diese Rege- 
lung folgt aus dem Bilanzierungsgrundsatz, daß Gegen- 
stände des Umlaufvermögens nach dem sogenannten 
Niederstwertprinzip zu bewerten sind (vgl. §133 Nr, 3 
AktGes). Die Einsetzung der endgültigen Werte geschieht 
handelsrechtlich in der Berichtigungsbilanz. In diese 
Bilanz können nur Werte eingesetzt werden, die am 
Stichtag der Bilanz nach diesem Grundsatz zulässig sind. 
Ein am Stichtag der Eröffnungsbilanz höherer Wert kann 
nicht gewählt werden. Er müßte sofort auf den Stichtags- 
wert abgeschrieben werden. 

Am Stichtag der Berichtigungsbilanz kann ebenso wie 
an einem der nach Absatz 1 Satz 1 maßgebenden Stich- 
tage zufällig ein Börsenkurs nicht festgesetzt sein. Nach 
Absatz 2 Satz 2 gilt deshalb Absatz 1 Satz 2 sinngemäß. 
In einem solchen Falle ist also mit dem nach Absatz 1 
Satz 1 zulässigen Höchstwert der Wert der Anteile nach 
dem letzten vor dem Stichtag der Berichtigungsbilanz 
festgesetzten Börsenkurs zu vergleichen. 

In Ausnahmefällen kann es Vorkommen, daß Anteile, 
die an den drei Stichtagen an der Börse zugelassen waren 
und deshalb nach Absatz 1 zu bewerten sind, am Stichtag 
der Berichtigungsbilanz nicht mehr an der Börse notiert 
oder im Freiverkehr gehandelt werden. Diese Sachlage 
besteht zum Beispiel, wenn bei im übrigen unveränder- 
ten Verhältnissen lediglich die Börsenzulassung zurück- 
genommen ist. Es kann aber auch Fälle geben, in denen 
die Anteile am Stichtag der Berichtigungsbilanz nicht 
mehr an der Börse zugelassen sind, weil die Kapital- 
gesellschaft in eine Gesellschaft anderer Rechtsform um- 
gewandelt oder weil sie aufgelöst und abgewickelt ist. 
Schließlich kommen die Fälle in Betracht, in denen ein zu 
entflechtendes Unternehmen in einzelne Nachfolgegesell- 
schaften aufgespalten worden ist. In allen diesen Fällen 
kann der nach Absatz 1 zulässige Höchstwert nicht, wie 
dies Absatz 2 Satz 1 vorsieht, mit einem Börsenkurswert 
am Stichtag der Berichtigungsbilanz verglichen werden. 
Absatz 2 Satz 3 bestimmt deshalb, daß in diesen Fällen 
der letzte Börsenkurs an die Steile des Börsenkurses des 
Stichtages der Berichtigungsbilanz tritt. Der letzte Bör- 
senkurswert gibt die bei der Einstellung der Kursnotiz 
bestehenden Wertverhältnisse wieder. Ist er niedriger 
als der nach Absatz 1 zulässige Wert, so wird im allge- 
meinen davon ausgegangen werden können, daß die An- 
teile auch am Stichtag der Berichtigungsbilanz nur diesen 
niedrigeren Wert haben, so daß sie in der Berichtigungs- 
bilanz höchstens mit diesem Wert anqesetzt werden dür- 
fen. 

Absatz 3 behandelt die Bewertung der von der I. G. 
Farbenindustrie AG. Frankfurt/Main ausgegebenen Ak- 
tien Die LG, Farbenindustrie AG. wird nach dem AHK- 
Gesetz Nr. 35 entflochten. Die von ihr ausgegebenen 
Aktien sind infolge alliierter Vorschriften erstmals am 
3. Juli 1952 wieder notiert worden. Die Berechnung eines 
Durchschnittskurses für diese Aktien nach Absatz 1 ist 
daher nicht möglich. Um aber auch für diese Aktien einen 
endgültigen Wertansatz zu ermöglichen, sieht Absatz 3 
vor, daß sie endgültig höchstens mit dem Wert angesetzt 
werden können, der sich für sie nach dem am 3. Juli 195^ 
an der Wertpapierbörse Frankfurt/Main festgesetzten 
Börsenkurs ergibt. Dieser Stichtag kann als geeignet an- 
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gesehen werden, weil nach Angaben Sachverständiger 
davon ausgegangen werden kann, daß der Börsenkurs 
am 3. Juli 1952 die Vermögenslage und Ertragsaussichten 
der Gesellschaft am Währungsstichtag in etwa zutreffend 
wiedergibt. 

Die Bewertung von Beteiligungen und anderen Wert- 
papieren des Anlagevermögens war bisher in § 19 DMBG 
besonders geregelt. § 2 Abs. 1 des Entwurfs gilt dagegen 
für notierte Anteile an Kapitalgesellschaften ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie Umlauf- oder Anlagevermögen sind. 
Die Zugehörigkeit zum Anlagevermögen ist, abgesehen 
davon, daß sie im Einzelfall schwer feststellbar ist, kein 
Grund für eine höhere Bewertung Wenn notierte An- 
teile jedoch den Charakter einer Beteiligung haben, müs- 
sen sie wegen der vielfach mit einer Beteiligung verbun- 
denen besonderen Rechte und Einflußmöglichkeiten höher 
als andere zum Anlage- oder Umlaufvermögen gehörende 
Anteile bewertet werden können. Absatz 4 Satz 1 läßt 
deshalb für Anteile, die eine Beteiligung darstellen, einen 
Zuschlag zu den in Absatz 1 und 3 bestimmten Werten zu. 

Der Zuschlag darf je nach dem besonderen Wert, den 
die Beteiligung im Einzelfall hat, höchstens bis zu 20®/o 
der nach Absatz 1 und 3 zulässigen Werte betragen 
(Absatz 4 Satz 2). 

Als Beteiligungen gelten nachAbsatz4 Satz 3 nur An- 
teile, deren Nennbeträge insgesamt den zehnten Teil des 
Nennkapitals der Kapitalgesellschaft erreichen, sowie 
Kuxe, deren Zahl insgesamt den zehnten Teil der Kuxe 
der bergrechtlichen Gewerkschaft erreicht. Dieser Begriff 
der Beteiligung unterscheidet sich von dem des allgemei- 
nen Gesellschaftsrechts (vgl. § 19 DMBG in Verbindung mit 
§ 131 Abs. 1 A II Nr. 6 AktGes). Nach ihm gelten Anteile 
und Kuxe, deren Nennbeträge oder Zahl den vierten Teil 
(25®/o) erreicht, im Zweifel als Beteiligung. Sie müssen 
nicht in jedem Fall eine Beteiligung sein; umgekehrt kann 
auch ohne Erreichung der erforderlichen Nennbeträge 
oder Zahl eine Beteiligung im Einzelfall angenommen 
werden. Für die Zwecke des Entwurfs gelten Anteile und 
Kuxe nach Absatz 4 Satz 3 nur, aber auch immer als Be- 
teiligung, wenn sie dem Nennbetrag oder der Zahl nach 
den zehnten Teil erreichen, Diese Regelung vereinfacht 
die Feststellung, ob eine Beteiligung vorliegt. Es läßt sich 
schon aus dem Gesamtnennbetrag der Anteile oder der 
Gesamtzahl der Kuxe, um deren Wertansatz es sich han- 
delt, ohne weiteres ersehen, ob sie eine Beteiligung im 
Sinne des Absatzes 4 sind. Die Änderung dürfte Anteils- 
eigner, denen weniger als ein Zehntel des Nennkapitals 
oder der Zahl der Kuxe gehört, nicht wesentlich benach- 
teiligen. In diesen Fällen ist wohl auch bisher schon nur 
sehr selten eine Beteiligung anerkannt worden. 

Wegen der in Absatz 5 Halbsatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann auf die einleitenden Bemerkungen zu Ar- 
tikel 1 Bezug genommen werden. Dort ist bereits dargelegt, 
daß auch für notierte Wertpapiere, die keine Anteile an 
Kapitalgesellschaften verkörpern, der Durchschnittskurs 
an den drei Stichtagen als Maßstab für den endgültigen 
Wertansatz dieser Wertpapiere sachgemäß erscheint. 

Von dieser Regelung müssen jedoch die Anteilscheine 
an der Deutschen Reichsbank ausgenommen werden. Für 
sie könnte zwar ein Durchschnittskurs aus den Kursen an 
den drei Stichtagen errechnet werden. Abgesehen davon, 
daß die Kurse an den Stichtagen wegen des alliierten 
Verbots des Handels effektiver Stücke nur durch Käufe 
und Verkäufe von dei Wertpapierbereinigung unter- 
liegenden Anteilen zustande kamen, können diese Kurse 
und der aus ihnen gebildete Durchschnittskurs aber nicht 
als endgültiger Wert vorgeschrieben werden. Infolge der 
ungeklärten Behandlung der Anteilseigner der Reichs- 
bank haben die Kurse rein spekulativen Charakter. 
Absatz 5 Halbsatz 2 bestimmt deshalb, daß diese An- 
teilscheine weiterhin vorläufig mit einem Erinnerungs- 
posten von einer Deutschen Mark angesetzt bleiben müssen. 

Zu § 3 

§ 2 Abs. 1 und 3 des Entwurfs setzt die endgültigen 
Werte für die an drei Stichtagen amtlich notierten oder 
im geregelten Freiverkehr gehandelten Anteile an 
Kapitalgesellschaften (einschließlich der Aktien der LG. 
Farbenindustrie AG) fest. §3 Abs. 1 bestimmt den end- 
gültigen Wert für alle anderen Anteile an Kapitalgesell- 


schaften. Dazu gehören nicht nur die Anteile, die an kei- 
nem der drei Stichtage, sondern auch die, die an einem 
Stichtag oder an zwei Stichtagen nicht an der Börse zuge- 
lassen waren. 

Entsprechend den einleitend zu Artikel 1 dargelegten 
Bewertungsgrundsätzen des Entwurfs sieht Absatz 1 
Satzl vor. daß für diese Anteile der Substanzwert der 
maßgebende Bewertungsmaßstab ist. Diese Anteile sollen 
endgültig höchstens mit 80®/o des Betrages angesetzt wer- 
den können, der anteilig auf sie von dem Eigenkapital 
(wegen des Begriffs: vgl. unten zu Absatz 2) der Gesell- 
schaft entfällt. 

Absatz 1 Satz 1 erlaubt nicht den Ansatz des vollen 
Substanzwertes, sondern nur höchstens 80®/o desselben. 
Dies hat folgende Gründe. 

Ein Wertansatz mit dem vollen Substanzwert würde 
voraussetzen, daß nicht nur der Substanzwert tatsächlich 
vorhanden ist, sondern daß auch begründete Aussicht auf 
seine angemessene Verzinsung besteht. Am 21. Juni 1948 
dürfte, von wenigen Ausnahmefällen abgesehen, die An- 
nahme einer künftigen angemessenen Verzinsung bei der 
gebotenen vorsichtigen Beurteilung nicht begründet ge- 
wesen sein. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß der in der Eröffnungs- 
bilanz ausgewiesene Substanzwert zwar auf den 21. Juni 
1948 bezogen ist, daß er seiner Höhe nach aber in man- 
chen Fällen von den im allgemeinen günstigen Erträg- 
nissen der Jahre 1949/50 nicht unbeeinflußt geblieben 
sein wird, weil die meisten Eröffnungsbilanzen erst Ende 
1950 oder im ersten Halbjahr 1951 aufgestellt worden 
sind. Außerdem sind Anteile an einer Substanz, die einer 
selbständigen juristischen Person gehört, im allgemeinen 
niedriger zu bewerten als Vermögensgegenstände, die im 
unmittelbaren Eigentum des Bewertenden stehen. 

Ein Abschlag von dem vollen Substanzwert rechtfertigt 
sich auch deshalb, weil für notierte und nicht notierte 
Anteile nur aufeinander abgestimmte Werte vorgeschrie- 
ben werden können. Die Regelung des § 2 Abs. 1 des Ent- 
wurfs führt im Durchschnitt aller notierten Anteile zu 
einem Höchstwert von 73°/o des Nennkapitals. Bezogen 
auf den im allgemeinen höheren Substanzwert dürfte der 
Prozentsatz noch niedriger sein. Dann kann aber für den 
Ansatz nicht notierter Anteile nicht der volle Substanz- 
wert vorgesehen werden. Der Umstand, daß nicht notierte 
Anteile in der Regel Beteiligungen sind und deshalb ein 
höherer Wertansatz wie für notierte Anteile, die keine 
Beteiligung darstellen, gerechtfertigt ist, ist schon dadurch 
ausreichend berücksichtigt, daß immer BO^/o des Substanz- 
werts, also mehr als 73®/odes Nennkapitals und erst recht 
mehr als der wahrscheinlich noch niedrigere Prozentsatz 
des Substanzwertes der notierten Anteile, angesetzt wer- 
den dürfen. 

Schließlich ist ein Abschlag vom vollen Substanzwert 
auch deshalb notwendig, weil die Unternehmen bereits 
am 21. Juni 1948 mit einer Belastung für den Lastenaus- 
gleich rechnen mußten und diese Belastung in den Werten 
auf den 21 Juni 1948 zum Ausdruck kommen muß. Der 
Entwurf sieht zwar davon ab, die Lastenausgleichsver- 
mögensabgabe bei der Ermittlung des Eigenkapitals in 
voller Höhe in Abzug zu bringen, weil die Vermögens- 
abgabe nicht sofort fällig ist, sondern nach Art einer 
Rentenschuld in auf lange Zeit verteilten Raten abge- 
tragen werden kann. Die Belastung mit der Vermögens- 
abgabe muß aber wenigstens teilweise berücksichtigt wer- 
den. Es kann nicht geleugnet werden, daß ein mit der Ver- 
mögensabgabe belasteter Anteil nicht denselben Wert wie 
ein unbelasteter hat. 

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 könnte dazu führen, 
daß in gewissen Fällen der handelsrechtlich zulässige 
Höchstwert von nicht notierten Anteilen niedriger als der 
bei der Hauptfeststellung für den Hauptveranlagungszeit- 
raum i949 festgestellte Vermögensteuerwert der Anteile 
ist. Für diese Fälle muß es auch handelsrechtlich gestattet 
sein, den höheren Vermögensteuerwert anzusetzen. Es 
erscheint nicht vertretbar, handelsrechtlich einen niedri- 
gen Wertansatz vorzuschreiben, wenn das Vermögen- 
steuerrecht einen höheren Wert anerkennt. Absatz 1 
Satz 2 bestimmt deshalb, daß der bei der Hauptfest- 
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Stellung für den Hauptveranlagungszeitraum 1949 fest- 
gestellte Vermögensteuerwert als endgültiger Wert an- 
gesetzt werden darf, wenn dieser Wert höher als der nach 
Absatz 1 Satz 1 zulässige Wert ist. 

Absatz 2 bestimmt, wie das Eigenkapital der Kapital- 
gesellschaft, das die Grundlage der Bewertung der Anteile 
ist, zu errechnen ist. 

Ehe die Anteilseigner einer Kapitalgesellschaft aus dem 
Vermögen der Gesellschaft Ausschüttungen erhalten kön- 
nen, müssen die Schulden der Gesellschaft berichtigt oder 
sichergestellt sein. Als Substanzwert einer Gesellschaft 
kann daher nur das Reinvermögen der Gesellschaft an- 
gesehen werden, das sich aus dem Gesamtvermögen nach 
Abzug der Gesellschaftsschulden ergibt. Das Reinver- 
mögen ist in der Bilanz aus dem in ihr ausgewiesenen 
Nennkapital einschließlich der ausqewiesenen Rücklagen zu 
ersehen. Absatz 2 Satz 1 sieht deshalb vor, daß Eigen- 
kapital im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 die Summe der 
Beträge ist, die in der Eröffnungsbilanz der Kapitalgesell- 
schaft als Kapital sowie als gesetzliche oder andere Rück- 
lagen ausgewiesen sind. 

Da die Lastenausgleichsvermögensabgabe, soweit sie 
überhaupt passiviert wird, erstmals in der nach dem In- 
krafttreten des Lastenausgleichsgesetzes aufgestellten 
Jahresbilanz auszuweisen war und da zu dieser Zeit die 
Eröffnungsbilanzen bei den weitaus meisten Unternehmen 
bereits aufgestellt waren, werden die Fälle selten sein, 
in denen die Vermögensabgabe nach § 220 Abs. 1 Satz 2 
LAG in der Eröffnungsbilanz ausgewiesen ist. Soweit dies 
ausnahmsweise doch der Fall sein sollte, muß dieser Passiv- 
posten der Bilanz dem Eigenkapital hinzugerechnet wer- 
den (Absatz 2 Satz 2). Die Vermögensabgabe ist bereits 
dadurch berücksichtigt, daß nur 80 ®/o des Substanzwertes 
als endgültiger Wert angesetzt werden dürfen. Sie kann 
deshalb nicht noch einmal den zulässigen Wertansatz 
dadurch mindern, daß sie als Verbindlichkeit bei der Er- 
mittlung des Eigenkapitals abgezogen wird. 

Die Kreditgewinn- und die Hypothekengewinnabgabe 
sind echte Verbindlichkeiten, die als am 21. Juni 1948 
entstanden gelten. Da sie, wie die Vermögensabgabe, in 
der Regel in den Eröffnungsbilanzen noch nicht ausge- 
wiesen sind, müssen sie, wenn sie nicht ausgewiesen sind, 
bei der Ermittlung des Eigenkapitals abgesetzt werden 
(Absatz 2 Satz 3 Buchst, a). 

Auf der Aktivseite der Eröffnungsbilanz können Posten 
ausgewiesen sein, die das vorhandene Vermögen größer 
erscheinen lassen, als es wirklich ist. Dies gilt sowohl für 
Ausgleichsposten, die, ohne einen Vermögenswert dar- 
zustellen, nur zum Zwecke des Ausgleichs der Bilanz ein- 
gestellt sind, als auch für den für eigene Aktien oder Ge- 
schäftsanteile ausgewiesenen Betrag. Diese Posten müssen 
bei der Ermittlung des Reinvermögens außer Betracht 
bleiben und sind deshalb nach Absatz 2 Satz 3 
Buchst, b und c bei der Ermittlung des Eigenkapitals 
abzusetzen. 

Anteile an Personengesellschaften werden handelsrecht- 
lich und steuerrechtlich nach anderen Grundsätzen be- 
wertet als Anteile an Kapitalgesellschaften. 

Absatz 3 Satz 1 bestimmt, daß ein Anteil an einer 
Personengesellschaft in der Handelsbilanz endgültig höch- 
stens mit dem Betrag angesetzt werden kann, auf den sich 
der Kapitalanteil des Gesellschafters an der Personenge- 
sellschaft am Stichtag der Handelsbilanz beläuft. Diese 
Bewertung beruht auf folgender Erwägung. 

Steuerrechtlich ist für den Wert eines Anteils an einer 
Personengesellschaft der jeweilige Betrag des Kapitalan- 
teils des Gesellschafters maßgebend. Dem Gesellschafter 
stand es frei, in der Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft den Kapitalanteil im Rahmen des Reinvermögens 
hoch neu festzusetzen oder stille Rücklagen zu bilden. Hat 
er letzteres getan, so kann er jetzt nicht durch eine von 
dem Betrag des Kapitalanteils abweichende Bewertung 
seines Anteils in seiner eigenen Bilanz die von ihm frei- 
willig gelegten stillen Rücklagen steuerfrei auflösen. Er 
muß die von ihm in seiner Eigenschaft als Gesellschafter 
der Personengesellschaft freiwillig gebildeten stillen Rück- 
lagen bei der Bewertung seines Anteils steuerrechtlich 
gegen sich gelten lassen. Das bedingt aber, da die Steuer- 
bilanz von der Handelsbilanz abgeleitet wird, zugleich 
eine entsprechende handelsrechtliche Bewertung. 


Der Ansatz dieses handelsrechtlich zulässigen Wertes 
in einer auf die Eröffnungsbilanz folgenden Handelsbilanz 
kann steuerrechtlich nicht als eine Berichtigung im Sinne 
des § 73 Abs. 4, § 74 Abs. 2 und 3 DMBG auch in der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz zugelassen werden. Die seit dem 
Stichtag der Eröffnungsbilariz durch Gewinne oder Ver- 
luste sowie durch Einlagen und Entnahmen eingetretenen 
Änderungen des Betrages des Kapitalanteils würden sonst 
steuerlich erfolgsneutral sein, obwohl sie als Vorgänge, 
die erst nach dem Stichtag der Eröffnungsbilanz einge- 
treten sind, steuerrechtlich nicht auf den Stichtag der 
Eröffnungsbilanz zurückbezogen werden können. Als 
steuerlidier Ausgangswert für einen Anteil an einer Per- 
sonengesellschaft kann vielmehr nur der in der Eröff- 
nungsbilanz der Personengesellschaft ausgewiesene Be- 
trag des Kapitalanteils angesehen werden. Absatz 3 
Satz 2 sieht deshalb vor, daß der Anteil an einer Per- 
sonengesellschaft in der steuerlichen Ei Öffnungsbilanz end- 
gültig mit dem Betrag anzusetzen ist. der sich als Kapital- 
anteil des Gesellschafters aus der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz der Personengesellschaft ergibt. 

Für Anteile an Gesellschaften, die ihren Sitz außer- 
halb des Geltungsbereichs des Entwurfs, insbesondere also 
in den sowjetisch besetzten oder unter fremder Verwal- 
tung stehenden Teilen Deutschlands haben, sind die in 
den Absätzen 1 und 3 vorgeschriebenen endgültigen Werte 
wegen der besonderen Verhältnisse in diesen Gebieten 
handelsrechtlich nicht vertretbar. Absatz 4 Satz 1 be- 
stimmt deshalb, daß für den Wertansatz der Anteile an 
diesen Gesellschaften die Absätze 1 und 3 nicht gelten. 
Für die Frage, ob eine Gesellschaft mit Sitz in Berlin unter 
die Ausnahmeregelung fällt, wird darauf abgestellt, ob 
sie ihre Geschäftsleitung außerhalb des Geltungsbereichs 
des Entwurfs hat (vgl. § 9 des Lastenausgleichsgesetzes; 
§ 1 Abs. 2 des Umstellungsergänzungsgesetzes). 

Da in der Regel gegenwärtig keine sicheren Angaben 
über den Wert dieser Anteile möglich sind, müssen sie 
weiterhin mit dem bisherigen vorläufigen Wert angesetzt 
bleiben (Absatz 4 Satz 2). Endgültige Werte für diese 
Anteile können erst festgesetzt werden, wenn sich die 
Verhältnisse geklärt haben. 

Nicht notierte Wertpapiere, die keine Anteile an Ka- 
pitalgesellschaften verkörpern, können nicht wie die nicht 
notierten Anteile zu einem Substanzwert in Beziehung 
gesetzt werden. Aus den in den einleitenden Bemerkungen 
zu Artikel 1 dargelegten Gründen bestimmt Absatz 5 
deshalb, daß Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 
gesellschaften verkörpern und nicht unter § 2 Abs. 5 des 
Entwurfs fallen, endgültig höchstens mit dem für sie bei 
der Hauptfeststellung für den Hauptveranlagungszeitraum 
1949 festgestellten Vermögensteuerwert angesetzt werden 
können. 

Zu § 4 

Beteiligungen im Sinne des § 2 Abs. 4 des Entwurfs und 
die in der Regel ebenfalls Beteiligungen darstellenden An- 
teile, die unter § 3 Abs. 1 oder 3 des Entwurfs fallen, sind 
bisher schon in zahlreichen Fällen auf Grund des § 19 
DMBG mit einem höheren Wert als dem nach § 22 DMBG 
zulässigen vorläufigen Höchstwert angesetzt worden. 
Nicht selten dürfte der bisherige Wertansatz höher sein 
als der in §§ 2, 3 des Entwurfs festgesetzte endgültige 
Höchstwert, Handelsrechtlich ist es nicht unbedingt er- 
forderlich, diese Wertansätze auf die künftig zulässigen 
Höchstwerte abzuschreiben. Soweit bilanzrechtlich zu- 
lässig, sollte dies schon deshalb vermieden werden, weil 
eine Herabsetzung der bisherigen Wertansätze bei ein- 
zelnen Gesellschaften dazu führen könnte, daß ihr neu 
festgesetztes Kapital nicht mehr gedeckt wäre. Handels- 
rechtlich erscheint die Beibehaltung der bisherigen Wert- 
ansätze, wenn sie höher als die künftig zulässigen Höchst- 
werte sind, jedenfalls dann vertretbar, wenn die Grund- 
sätze ordnungsmässiger Buchführung Abschreibungen 
oder Wertberichtigungen nicht nötig machen (Absatz 1 
Satz 1). 

Steuerlich können dagegen Wertansätze von Beteili- 
gungen und Anteilen, die höher als die endgültigen 
Höchstwerte des Entwurfs sind, schon aus Grüncien der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung in keinem Fall aner- 
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kannt werden. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz muß 
deshalb ein solcher Wertansatz durch Einsetzung des nach 
§§ 2, 3 des Entwurfs zulässigen Höchstwerts berichtigt 
werden (Absatz 1 Satz 2). 

Wertpapiere und Anteile, die am Stichtag der D-Mark- 
eröffnungsbilanz vorhanden waren und deshalb in der 
Eröffnungsbilanz auf Grund der bisherigen Vorschriften 
des D-Markbilanzgesetzes mit vorläufigen Werten ange- 
setzt waren, können nach dem Stichtag der Eröffnungs- 
bilanz veräußert sein. 

Handelsrechtlich brauchen diese Fälle nicht besonders 
geregelt zu werden Die veräußerten Wertpapiere und 
Anteile werden nicht mehr ausgewiesen; an ihre Stelle 
ist der Verkaufserlös getreten. Eine Berichtigung der ur- 
sprünglichen vorläufigen Wertansätze kommt weder in 
der handelsrechtlichen Eröffnungsbilanz noch in einer 
Folgebilanz in Betracht. 

Steuerlich ist dagegen von Bedeutung, ob die vorläufi- 
gen Wertansätze für die Wertpapiere und Anteile vor 
deren Veräußerung bereits auf Grund der Vorschriften 
des Entwurfs in einer Handelsbilanz berichtigt worden 
sind. Ist dies der Fall, so bedarf es auch steuerlich keiner 
Sondervorschriften, Die handelsrechtlich berichtigten 
Wertansätze gelten dann nach §§ 47, 73 Abs. 4, § 74 Abs. 2 
und 3 DMBG als steuerliche Ausgangswerte. Sind die 
Wertansätze jedoch vor der Veräußerung in einer Han- 
delsbilanz nicht berichtigt worden, so muß bestimmt wer- 
den, welche Werte steuerlich als endgültige Werte für 
diese Wertpapiere und Anteile anzusehen sind. Die hier- 
für erforderlichen steuerlichen Vorschriften trifft Ab- 
satz 2. 

Absatz 2 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß in der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz endgültig höchstens die 
nach §§ 2, 3 des Entwurfs zulässigen Werte angesetzt wer- 
den können 

Soweit der bisherige Wertansatz höher als der nach 
§§ 2, 3 des Entwurfs zulässige Höchstwert ist, bedeutet 
dieser Grundsatz, daß der bisherige Wertansatz in der 
steuerlichen Eröffnungbilanz auf den neuen Höchstwert 
abgeschrieben werden muß. Dies rechtfertigt sich aus der 
Erwägung, daß der den neuen handelsrechtlichen Höchst- 
wert überschreitende bisherige Wertansatz aus den glei- 
chen Gründen wie in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 
steuerlich nicht anerkannt werden kann. Auf die Höhe 
des Veräußerungserlöses kommt es hierbei nicht an. Ist 
der Veräußerungserlös höher als der Höchstwert, auf den 
der bisherige Wertansatz steuerlich abgeschrieben wer- 
den muß, so entsteht durch die Veräußerung ein steuer- 
pflichtiger Gewinn nur in der gleichen Höhe, wie wenn 
die Wertpapiere nach Ansatz des neuen Höchstwertes in 
einer Handelsbilanz veräußert worden wären. Ist der 
Veräußerungserlös niedriger als der neue Höchstwert, 
der in der steuerlichen Eröffnungsbilanz anzusetzen ist, 
so entsteht ein Veräußerungsverlust. Es erscheint gerecht- 
fertigt, diesen Veräußerungsverlust steuerlich anzuerken- 
nen, da der bisherige hohe Wertansatz darauf schließen 
läßt, daß der niedrige Veräußerungserlös auf einer nach 
dem Stichtag der Eröffnungsbilanz eingetretenen Wert- 
minderung beruht. 

Diesen Fällen, in denen der bisherige Wertansatz höher 
als der nach §§ 2, 3 des Entwurfs zulässige Höchstwert 
ist, stehen die Fälle gegenüber, in denen der bisherige 
Wertansatz der veräußerten Wertpapiere niedriger als 
der neue handelsrechtliche Höchstwert ist. 

Ist in einem solchen Fall der Veräußerungserlös höher 
als der neue Höchstwert, so besteht kein Grund, die Be- 
richtigung des bisherigen Wertansatzes in der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz durch Einsetzung eines nach §§ 2, 3 des 
Entwurfs zulässigen Wertes auszuschließen. Diese Be- 
richtigung hätte, wenn die Wertpapiere oder Anteile nicht 
veräußert worden wären, mit Wirkung für die steuerliche 
Eröffnungsbilanz vorgenommen werden können. Ein bei 
einer späteren Veräußerung erzielter Erlös hätte, wenn 
er höher als der berichtigte Wertansatz ist, nur in Höhe 
des Unterschieds zwischen dem berichtigten Wertansatz 
und dem Veräußerungserlös als Veräußerungsgewinn be- 
steuert werden können Steuerlich genau so muß der Fall 
behandelt werden, daß die Wertpapiere oder Anteile zu- 
fällig schon veräußert sind, ehe es zu einer Berichtigung 
des handelsrechtlichen Wertansatzes gekommen ist. Der 


Grundsatz des Absatzes 2 Satz 1, daß die veräußerten 
Wertpapiere in der steuerlichen Eröffnungsbilanz mit dem 
nach §§ 2, 3 des Entwurfs zulässigen Höchstwert angesetzt 
werden können, muß deshalb auch in diesem Falle gel- 
ten, so daß es insoweit keiner besonderen Vorschrift 
bedarf. 

Anders liegen dagegen die Fälle, in denen nicht nur 
der bisherige Wertansatz, sondern auch der Veräuße- 
rungserlös niedriger ist als der neue handelsrechtliche 
Höchstwert. In diesen Fällen kann eine Berichtigung des 
bisherigen Wertansatzes durch Heraufschreibung auf den 
neuen Höchstwert steuerlich nicht zugelassen werden, 
weil sonst die Kenntnis des Veräußerungserlöses dazu 
ausgenutzt werden könnte, steuerlich abzugsfähige Ver- 
äußerungsverluste entstehen zu lassen. Absatz2 Satz2 
bestimmt deshalb, daß in diesen Fällen der Grundsatz 
des Absatzes 2 Satz 1, der eine Berichtigung bis zur Höhe 
der neuen Höchstwerte zuließe, nicht gilt. 

Nach Absatz 2 Satz 3 soll statt dessen in der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz endgültig höchstens entweder 
der Veräußerungserlös oder cier bisherige Wertansatz, je 
nachdem welcher dieser Werte der höhere ist, angesetzt 
werden können. Diese Regelung beruht auf folgenden 
Erwägungen: Ist der Veräußerungserlös höher als der 
bisherige Wertansatz, so kann dieser Ansatz in der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz nach Absatz 2 Satz 3 durch 
Ansatz des höheren Veräußerungserlöses berichtigt wer- 
den. Der Steuerpflichtige soll nicht gezwungen werden, 
den bisherigen Wertansatz beizubehalten und den Unter- 
schied zwischen dem bisherigen Ansatz und dem höheren 
Veräußerungserlös als Veräußerungsgewinn zu ver- 
steuern. Umgekehrt soll aber auch vermieden werden, 
daß ein höherer Wert als der Veräußerungserlös ange- 
setzt wird und dadurch ein steuerlich abzugsfähiger Ver- 
äußerungsverlust entsteht. Ist dagegen der Veräuße- 
rungserlös nicht nur niedriger als der nach §§ 2, 3 des 
Entwurfs zulässige Höchstwert, sondern auch noch nied- 
riger als der bisherige Wertansatz, so spricht vieles da- 
für, daß der Veräußerungsverlust auf Umständen beruht, 
die erst nach dem Stichtag der Eröffnungsbilanz eingetre- 
ten sind. In diesem Falle erscheint es steuerlich vertret- 
bar, zu gestatten, daß der bisherige Wertansatz, obwohl 
er höher als der Veräußerungserlös ist, beibehalten wird. 
In Höhe des Unterschieds zwischen dem Veräußerungs- 
erlös und dem höheren bisherigen Wertansatz kann die 
vermutliche nachträgliche Wertminderung als Veräuße- 
rungsverlust steuerlich anerkannt werden. 

Nach Absatz3 Satzl sollen die Vorschriften des Ab- 
satzes 2 für die gleichgelagerten Fälle der Entnahme von 
Wertpapieren und Anteilen aus dem Betriebsvermögen 
entsprechend gelten. Bei der Entnahme wird jedoch kein 
Veräußerungserlös erzielt. Soweit Absatz 2 Satz 2 und 3 
auf die Höhe des Veräußerungserlöses abstellt, soll des- 
halb nach Absatz 3 Satz 2 bei entnommenen Wert- 
papieren und Anteilen an die Stelle des Veräußerungs- 
erlöses der Teilwert im Sinne des Einkommensteuerrechts 
treten, den die Wertpapiere und Anteile am Tage der Ent- 
nahme hatten. 


Zu § 5 

Die Berichtigung der vorläufigen Wertansätze für Wert- 
papiere und Anteile nach §§ 2 bis 4 des Entwurfs kann 
nicht unbefristet zugelassen werden. Die Vorschriften des 
Entwurfs über die endgültigen Werte bezwecken vielmehr, 
daß die bisherigen vorläufigen Wertansätze möglichst bald 
durch endgültige Wertansätze ersetzt werden. § 5 des Ent- 
wurfs bestimmt den Zeitpunkt, bis zu dem die Berichti- 
gung spätestens erfolgt sein muß. 

Nach §§ 2, 3 des Entwurfs können bestimmte neue 
Höchstwerte angesetzt werden. Es besteht also eine Be- 
fugnis zum Ansatz dieser Werte. Die neuen endgültigen 
Wertansätze müssen aber nach Absatz 1 Satz 1, wenn 
von ihnen Gebrauch gemacht werden soll, spätestens in der 
Jahresbilanz für das am 31. Dezember 1955 endende oder 
laufende Geschäftsjahr eingesetzt werden. 

In Ausnahmefällen kann es Vorkommen, daß die Be- 
richtigung der Wertansätze von Anteilen in dieser Jahres- 
bilanz noch nicht möglich ist, weil bei ihrer Aufstellung 
das Unternehmen, an dem Anteile im Sinne des § 3 Abs. 1 
des Entwurfs bestehen, seine Eröffnungsbilanz noch nicht 
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festgestellt hat und deshalb das nach § 3 Abs. 2 des Ent- 
wurfs für den Wertansatz maßgebende Eigenkapital noch 
nicht feststeht. Für diese Fälle gestattet Absatz 1 Satz2 
die Berichtigung noch in einer späteren Bilanz, jedoch 
spätestens in der Jahresbilanz, die nach Feststellung der 
Eröffnungsbilanz des Unternehmens aufgestellt wird, an 
dem die Anteile bestehen. 

Wertpapiere, die auf Grund des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes oder seiner Ergänzungsgesetze kraftlos ge- 
worden sind, müssen so lange vorläufig bewertet bleiben, 
bis über ihre Anmeldung im Wertpapierbereinigungsver- 
fahren entschieden ist. Nach Absatz2Satz 1 dürfen des- 
halb vorläufige Wertansätze für zu bereinigende Wertpa- 
piere erst berichtigt werden, wenn sie im Wertpapier- 
bereinigungsverfahren anerkannt sind und für sie Gut- 
schrift auf Sammeldepotkonto erteilt ist. 

Ist dies der Fall, so besteht kein Anlaß, diese Wert- 
papiere mit anderen Werten als denjenigen für Wert- 
papiere gleicher Art anzusetzen, die nicht der Bereinigung 
unterliegen. Der Entwurf sieht deshalb im Gegensatz zu 
§ 22 Abs. 4 DMBG davon ab, für diese Wertpapiere be- 
sondere Wertansätze vorzuschreiben. Audi für sie sind 
die endgültigen Werte der §§ 2, 3 des Entwurfs maß- 
gebend. Da aber diese Wertpapiere erst dann wieder in 
vollem Umfang die frühere Rechtsstellung gewähren, wenn 
auf Grund der im Bereinigungsverfahren erteilten Gut- 
schrift die Auslieferung von neuen Einzelurkunden ver- 
langt werden kann, brauchen die vorläufigen Wertansätze 
für sie nach Absatz2Satz2 erst spätestens in der Jahres- 
bilanz für das Geschäftsjahr berichtigt zu werden, in dem 
die Auslieferung der Einzelurkunden verlangt werden 
kann. Auch ohne ausdrückliche Vorschrift wird in den 
Fällen, in denen nach § 30 des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes vom 20. August 1953 (BGBl. I S. 940) das Gutschrifts- 
verfahren durch sofortige Auslieferung von Einzelurkun- 
den ersetzt wird, nicht zweifelhaft sein, daß die Bekannt- 
machung nach § 30 Abs. 2 dieses Gesetzes der Zeitpunkt 
ist, in dem im Sinne von Absatz 2 Satz 2 die Auslieferung 
der Einzelurkunden verlangt werden kann. 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs sieht für gewisse Fälle 
vor, daß ein bisher angesetzter Wert nach den Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung abgeschrieben wer- 
den muß oder daß Wertberichtigungen nötig sind. In die- 
sen Fällen besteht anders als in den in Absatz 1 und 2 
behandelten Fällen keine Berichtigungsbefugnis, sondern 
eine Berichtigungspflicht. Die erforderlichen Abschreibun- 
gen oder Wertberichtigungen müssen nach Abs atz 3 spä- 
testens in der Jahresbilanz für das am 31. Dezember 1955 
endende oder laufende Geschäftsjahr vorgenommen wer- 
den, weil ein unzulässig gewordener Wertansatz in der 
nächsten Jahresbilanz auf einen zulässigen Wertansatz 
zurückgeführt werden muß und die in Absatz 3 bestimmte 
Jahresbilanz voraussichtlich die erste Jahresbilanz nach 
dem Inkrafttreten des Entwurfs sein wird. 

Auch in den Fällen des § 4 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs 
besteht eine Pflicht zur Berichtigung. In einem solchen Fall 
muß die steuerliche Eröffnungsbilanz aus den gleichen 
Gründen, wie sie für die Regelung des Absatzes 3 maß- 
gebend waren, spätestens an dem Tage berichtigt werden, 
an dem die Bilanz für das am 31. Dezember 1955 endende 
oder laufende Wirtschaftsjahr bei dem Finanzamt ein- 
gereicht wird (Absatz 4). 

Schließlich muß auch für die Berichtigung der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz nach § 4 Abs. 2 oder 3 des Ent- 
wurfs ein letzter Zeitpunkt bestimmt werden. Da die Be- 
richtigung der steuerlichen Eröffnungsbilanz in diesen 
Fällen zu einer Berichtigung aller steuerlichen Folge- 
bilanzen bis einschließlich der Bilanz für das Wirtschafts- 
jahr führt, in dem die Wertpapiere oder Anteile ver- 
äußert oder entnommen sind, bestimmt Absatz5Satz 1, 
um zur Verwaltunqsvereinfachung eine gemeirisame Be- 
richtigung der Eröffnungsbilanz und der Folgebilanzen zu 
ermöglichen, daß die steuerliche Eröffnungsbilanz spä- 
testens an dem Tag berichtigt werden muß, an dem die 
Bilanz für das Wirtschaftsjahr, in dem die Wertpapiere 
und Anteile veräußert oder entnommen sind, beim Finanz- 
amt eingereicht wird. 

Eine Ausnahme von dieser Regelung muß jedoch für 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes veräußerte oder ent- 
nommene Wertpapiere und Anteile gelten, wenn die in 


Absatz 5 Satz 1 bestimmte Bilanz bereits eingereicht wor- 
den ist. Absatzö Satz2 sieht deshalb vor, daß in diesen 
Fällen die steuei liehe Eröffnungsbilanz spätestens am 
Tage der Einreichung der ersten Bilanz nach dem Inkraft- 
treten des Entwurfs berichtigt werden muß. 

Für einen Sonderfall bestimmt Absatz5Satz3 schließ- 
lich, daß Absatz 1 Satz 2 sinngemäß gilt. Dies bedeutet, 
daß die steuerliche Eröffnungsbilanz nicht schon bei der 
Einreichung der in Absatz 5 Satz l und 2 bestimmten 
Bilanz berichtigt zu werden braucht, wenn Anteile im 
Sinne des § 3 Abs, l oder 3 des Entwurfs veräußert oder 
entnommen sind und der nach § 3 des Entwurfs zulässige 
Wert dieser Anteile noch nicht ermittelt werden kann, 
weil die Eröffnungsbilanz des Unternehmens, an dem die 
Anteile bestehen, im Zeitpunkt der Einreichung der er- 
wähnten Bilanz noch nicht festgestellt ist. In diesen Fäl- 
len muß, wie sich aus der sinngemäßen Anwendung des 
Absatzes 1 Satz 2 weiter ergibt, die steuerliche Eröff- 
nungsbilanz spätestens bis zum Tage der Einreichung der 
ersten Bilanz berichtigt werden, die nach Feststellung der 
Eröffnungsbilanz des Unternehmens, an dem die Anteile 
bestehen, beim Finanzamt eingereicht wird. 

Zu § 6 

Der Entwurf bezweckt eine endgültige Regelung der 
Wertansätze für Wertpapiere und Anteile. Durch § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs sind alle bisherigen Wert- 
ansätze zu vorläufigen Wertansätzen erklärt worden. Zu 
einem bestimmten Zeitpunkt muß diese vorläufige Be- 
wertung durch eine endgültige ersetzt werden. § 5 des 
Entwurfs bestimmt zwar den Zeitpunkt, in dem ein Kauf- 
mann die in §§ 2 bis 4 des Entwurfs festgesetzten Werte 
spätestens ansetzen muß Es muß darüber hinaus aber 
auch dafür gesorgt werden, daß auch dann eine endgül- 
tige Bewertung eintritt, wenn sich der Kaufmann untätig 
verhält. Diese endgültige Regelung muß dem Umstand 
Rechnung tragen, daß der Entwurf in gewissen Fällen eine 
Befugnis zum Ansatz der neuen Höchstwerte vorsieht 
(Absatz 1), während in anderen Fällen eine Verpflich- 
tung zur Berichtigung der bisherigen Wertansätze be- 
gründet wird (Absatz 2). 

Absatz 1 befaßt sich mit den bisherigen Wertansätzen, 
die nach §§ 1 bis 4 des Entwurfs berichtigt werden kön- 
nen. Dabei handelt es sich einerseits um die bisherigen 
Wertansätze, die durch Ansatz der nach §§ 2, 3 des Ent- 
wurfs zulässigen Höchstwerte berichtigt werden können. 
Andererseits besteht unter gewissen Umständen auch 
nach § 4 Abs. 2 des Entwurfs (gegebenenfalls in Verbin- 
dung mit § 4 Abs. 3) eine Beriditigungsbefugnis. Dies ist 
der Fall, wenn ein bisheriger Wertansatz für veräußerte 
oder entnommene Wertpapiere, der niedriger als der 
neue handelsrechtliche Höchstwert ist, nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 des Entwurfs auf diesen Höchstwert oder nach § 4 
Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs auf einen zwischen dem bis- 
herigen Wertansatz und dem Höchstwert liegenden Ver- 
äußerungserlös oder Teilwert heraufgeschrieben werden 
kann. In allen diesen Fällen sollen die bisherigen Wert- 
ansätze, wenn sie trotz der Berichtigungsbefugnis nicht 
berichtigt werden, nach Absatz 1 handelsiechtlich als end- 
gültige Wertansätze und steuerrechtlich als Ausgangs- 
werte gelten. Diese Rechtsfolge soll aber erst eintreten, 
wenn die Möglichkeit, von der Berichtigungsbefugnis 
Gebraudi zu machen, versäumt ist, weil nach § 5 Abs. 1 
oder 2 oder nach § 5 Abs 5 des Entwurfs der Zeitraum 
abgelaufen ist, in dem die Berichtigung hätte vorgenom- 
men werden können. 

Absatz 2 behandelt die bisherigen Wertansätze, die 
nach den Vorschriften des Entwurfs berichtigt werden 
müssen. Eine solche Berichtigungspflicht ist nur in § 4 
des Entwurfs vorgesehen. Handelsrechtlich besteht eine 
Berichtigungspflicht, soweit nach § 4 Abs. 1 Satz 1 des Ent- 
wurfs gewisse bisherige Wertansätze nicht beibehalten 
werden können. Steuerrechtlich begründet § 4 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs eine Berichtigungspflicht. Eine steuer- 
liche Berichtigungspflicht besteht darüber hinaus auch in 
Fällen des § 4 Abs. 2 des Entwurfs (gegebenenfalls in Ver- 
bindung mit § 4 Abs. 3). wenn der bisherige Wertansatz 
höher als der nach §§2,3 des Entwurfs zulässige Höchst- 
wert ist. In allen diesen Fällen einer handelsrechtlichen 
oder steuerrechtlichen Berichtigungspflicht können die 
bisherigen nach den Vorschriften des Entwurfs zulässigen 
Wertansätze nicht beibehalten werden. Es muß sicher- 
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gestellt werden, daß sie ohne Rücksicht auf die Bereit- 
schaft des Kaufmanns zur Berichtigung durch die nun- 
mehr zulässigen Wertansätze ersetzt werden. Soweit 
eine handelsrechtliche Berichtigungspflidit besteht, wird 
dies dadurch erreicht, daß die zulässigen Höchstwerte für 
die Berichtigungsbilanz, in der die unzulässigen Werte 
spätestens hätten berichtigt werden müssen, und für deren 
Folgebilanzen als Anschaffungs oder Herstellungskosten 
gelten Wird in einer dieser Bilanzen trotzdem der un- 
zulässig gewordene bisherige Wertansatz beibehalten, 
so muß der Wirtschaftsprüfer die Bestätigung der Bilanz 
versagen oder einschränken; unter Umständen kann die 
Bilanz sogar nichtig oder anfechtbar sein. Steuerrechtlich 
kann die Berichtigung zu hoher Ansätze ohne weiteres 
durchgesetzt werden, indem die unzulässigen Wert- 
ansätze steuerlich nicht anerkannt werden. Deshalb sol- 
len nach Absatz 2 für die steuerliche Eröffnungsbilanz 
und die künftigen Bilanzen die höchstzulässigen Werte 
ohne Rücksicht auf. den wirklichen Wertansatz als steuer- 
liche Ausgangswerte gelten. Auch diese Rechtsfolgen 
sollen erst eintreten, wenn der Zeitpunkt verstrichen ist, 
in dem die unzulässigen Wertansätze nach § 5 Abs. 3 bis 5 
des Entwurfs spätestens hätten berichtigt werden müssen. 

Wenn in einer nach § 1 DMBG oder nach §§ 2 bis 4 des 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes aufgestellten Eröff- 
nungsbilanz. die erst nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
festgestellt wird, Wertpapiere und Anteile zunächst 
höchstens mit den im D-Markbilanzgesetz bestimmten 
Werten eingesetzt und wenn diese Wertansätze erst in 
einer späteren Handelsbilanz durch Ansatz der nach den 
Vorschriften des Entwurfs zulässigen Werte berichtigt 
werden könnten, wäre dies ein unnötiger Umweg. Für 
die Bewertung von Wertpapieren und Anteilen in einer 
solchen Eröffnungsbilanz sollen deshalb nach Absatz 3 
Satz 1 von vornherein die nach §§ 2 bis 4 des Entwurfs 
zulässigen Werte verwandt werden können. Können die 
nach §§ 2 bis 4 zulässigen Werte noch nicht angesetzt 
werden, so soll es insoweit bei den Bewertungsvorschrif- 
ten des D-Markbilanzgesetzes verbleiben (Absatz 3 
Satz 2 Halbsatz 1). Ihr damit nur vorläufiger Wert- 
ansatz kann bei Eintritt der Voraussetzungen für eine 
Bewertung nach §§ 2 bis 4 des Entwurfs berichtigt werden 
(Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2). 

Zu § 7 

Die Anteile an Unternehmen mit großem Auslandsver- 
mögen könnten, wenn keine besonderen Vorschriften 
getroffen würden, endgültig nur mit verhältnismäßig 
niedrigen Werten angesetzt werden. Die Ungewißheit, 
ob und inwieweit das Auslandsvermögen wieder verfüg- 
bar werden wird, hat auf die Kurse notierter Anteile ge- 
drückt Der nach § 2 Abs, 1 Satz 1 des Entwurfs für die Be- 
wertung dieser Anteile maßgebende Durchschnittskurs wird 
daher sehr niedrig sein. Handelt es sich um nicht notierte 
Anteile an Kapitalgesellschaften, so wird das für deren 
Bewertung maßgebende Eigenkapital im Sinne des § 3 
Abs 2 des Entwurfs niedrig sein, weil das Auslandsver- 
mögen in der Eröffnungsbilanz des Unternehmens, an 
dem die Anteile bestehen, nur sehr niedrig, meist sogar 
nur mit einem Erinnerungsposten bewertet ist und außer- 
dem die von diesem Unternehmen auf Grund der §§ 37, 
38 DMBG eingestellten Kapitalentwertungs- oder -Ver- 
lustkonten, die die Festsetzung eines verhältnismäßig 
hohen Nennkapitals erlaubten, bei der Ermittlung des 
Eigenkapitals nach § 3 Abs. 2 Satz 3 Buchst, b des Ent- 
wurfs abzusetzen sind. Eine ähnliche Sachlage besteht für 
Anteile an Personengesellschaften, bei denen die Kapital- 
konten niedrig sein werden. Werden nach dem Stichtag 
der Jahresbilanz, in der die Wertansätze für solche 
notierten oder nicht notierten Anteile spätestens berich- 
tigt werden müssen, erhebliche Teile des Auslandsver- 
mögens zurückgegeben, so könnte das Unternehmen, 
dem das Auslandsvermögen wieder zufließt, seine Wert- 
ansätze für das Auslandsvermögen berichtigen. Seine 
Anteilseigner könnten aber den endgültigen Wertansatz 
für ihre Anteile nicht mehr ändern, obwohl sich damit 
herausgestellt hat, daß die .Anteile in Wirklichkeit viel 
höher hätten bewertet werden können. Um diese Un- 
gerechtigkeit, die nur bei Beteiligungen ins Gewicht fällt, 
zu vermeiden, gestattet S a t z 1 den Anteilseignern, denen 
eine Beteiligung im Sinne des ^ 2 Abs 4 des Entwurfs 
oder ein Anteil im Sinne des § 3 Abs. 1 und 3 des Ent- 


wurfs gehört, diesen an sich nach § 6 Abs. 1 des Entwurfs 
endgültigen Wertansatz zu berichtigen. Voraussetzung 
ist, daß das Unternehmen, an dem die Beteiligung be- 
steht, den in seiner Handelsbilanz für Auslandsvermögen 
eingesetzten Wert nach § 47 DMBG berichtigt und der Be- 
trag, um den dieser Wert berictitigt wird, 20®/o des Eigen- 
kapitals des Unternehmens im Sinne des § 3 Abs. 2 des 
Entwurfs erreicht. Die Mindestgrenze ist vorgesehen, um 
die Berichtigung auf Fälle zu beschränken, in denen sie 
dringend erforderlich erscheint. 

Eine erneute Berichtigung ist zulässig, wenn die Vor- 
aussetzungen des Satzes 1 wiederholt eintreten (Satz 2). 

Soweit eine Berichtigung zulässig ist, kann der bisher 
eingesetzte endgültige Wert um den Betrag erhöht wer- 
den, der anteilmäßig von der Werterhöhung auf die Be- 
teiligung oder den Anteil entfällt (Satz 3). 

Satz 4 entspricht den allgemeinen Vorschriften des §5 
Abs. 1 und 2 des Entwurfs 

Satz 5 stellt klar, daß auch diese Berichtigung handels- 
und steuerrechtlich als Berichtigung nach §§ 47, 73 Abs. 4, 
§ 74 Abs. 2 und 3 DMBG zu behandeln ist. 


Zu § 8 

Aus einer Reihe von Gründen erscheint es geboten, 
auch Geldinstituten, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen den Ansatz der nach §§ 1 bis 7 des Entwurfs 
zulässigen Werte für Wertpapiere und Anteile zu ge- 
statten. 

Das ausgewiesene Eigenkapital dieser Unternehmen ist 
erheblich mehr zusammengeschrumpft als bei anderen 
Unternehmen, die ihr Nennkapital auf Grund der Bewer- 
tungsvorschriften des D-Markbilanzgesetzes und der in 
ihm gewährten Bilanzierungshilfen (Kapitalentwertungs- 
konten, Kapitaiverlustkonlen) im Durchschnitt verhält- 
nismäßig günstig umstellen konnten. Diese Sachlage ist 
den Geldinstituten insbesondere im Auslandsgeschäft 
hinderlich, da die ausländischen Kreditgeber das unge- 
sunde Verhältnis zwischen dem niedrigen Eigenkapital 
und den hohen fremden Mitteln häufig als einen die Kre- 
ditwürdigkeit der deutschen Geldinstitute beeinträchtigen- 
den Umstand ansehen. Die zur Stärkung des Eigenkapitals 
der Geldinstitute bereits getroffenen Maßnahmen, wie 
z. B. die erleichterte Auflösung der Sammelwertberichti- 
gungen, haben noch nicht genügt, um das Bilanzbild in 
dem erwünschten Maße zu verbessern. Wenn den Geld- 
instituten der Ansatz der neuen Werte gestattet wird, 
könriten sie die in den bisher unterbewerteten Wert- 
papieren und Anteilen steckenden stillen Rücklagen auf- 
lösen. Dies würde das ausgewiesene Eigenkapital weiter 
vermehren. 

Die Verstärkung des ausgewiesenen Eigenkapitals ist 
auch kreditpolitisch von Bedeutung, da die Vorschriften 
über die Inanspruchnahme der Notenbank durch die Geld- 
institute auf die Höhe des ausgewiesenen Eigenkapitals 
abstellen, 

Auch kapitalmarktpolitische Gründe gebieten es, den 
Geldinstituten, Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen den Ansatz der neuen Werte zu ermöglichen. Wenn 
diese Unternehmen die bisherigen Wertansätze beibehal- 
ten müßten, müßten sie bei einer Veräußerung von Wert- 
papieren und Anteilen einen ganz erheblichen Teil des 
Veräußerungserlöses als Gewinn versteuern. Diese hohe 
Besteuerung bewirkte schon bisher, daß die Unternehmen 
ihre Wertpapiere und Anteile auch dann nicht veräußer- 
ten, wenn sie aus wirtschaftlichen Gründen an sich dazu 
geneigt waren. Zur Auflockerung des Kapitalmarkts muß 
Wert darauf gelegt werden, daß auch die Wertpapiere und 
Anteile im Besitz von Geldinstituten. Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen auf den Markt kommen kön- 
nen, ohne daß steuerliche Rücksichten entgegenstehen. 

Schließlich erscheint es zur Herstellung gleicher Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen den Großbanken und ihren 
Nachfolgeinstituten einerseits und den übrigen Geld- 
instituten andererseits erforderlich, diesen den Ansatz 
der neuen Werte zu erlauben. Die Großbanken konnten 
auf Grund des § 11 Abs. 2 des Gesetzes über den Nieder- 
lassungsbereich von Kreditinstituten vom 29. März 1952 
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(BGBl. I S. 217) in der Ausgründungsbilanz ihre Wert- 
papiere und Anteile mit den Stichtagwerten (31.12.51) 
ansetzen. Der Ansatz dieser Werte hatte keinen Einfluß 
auf die den Großbanken zustehenden Ausgleidisforde- 
rungen. Es wurde lediglich ein Teil (30®/o) des durch den 
Ansatz der höheren Werte entstandenen Buchgewinns be- 
steuert. Diese Regelung ermöglichte den Großbanken, ihre 
Nachfolgeinstitute mit einem verhältnismäßig hohen Eigen- 
kapital auszustatten. Außerdem waren die von den Groß- 
banken auf die Buchgewinne gezahlten Steuern erheblich 
niedriger als die Steuern, die andere Geldinstitute bei 
einer Veräußerung von Wertpapieren und Anteilen zu 
bezahlen haben, wenn sie bei der Veräußerung einen dem 
Buchgewinn der Großbanken entsprechenden Veräuße- 
rungsgewinn erzielen. Diese Vorteile der Großbanken und 
ihrer Nachfolgeinstitute bedürfen im Interesse der Wett- 
bewerbsgleichheit für die übrigen Geldinstitute eines Aus- 
gleichs. Auch wenn den übrigen Geldinstituten der An- 
satz der neuen Werte erlaubt wird, behalten die Groß- 
banken noch zum Ausgleich der ihnen durch die Entflech- 
tung erwachsenen Nachteile einen angemessenen Vor- 
sprung, weil die ihnen gestatteten Wertansätze erheblich 
höher waren als die Höchstwerte des Entwurfs. 

§ 8 sieht deshalb vor, daß auch Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen die in dem Ent- 
wurf vorgesehenen Werte für Wertpapiere und Anteile 
ansetzen dürfen. Im einzelnen ist zu der Vorschrift folgen- 
des zu bemerken; 

Absatz 1 bestimmt zunächst einmal ausdrücklich, daß 
die Vorschriften der §§ 1 bis 7 des Entwurfs auch auf 
Werte anzuwenden sind, mit denen Wertpapiere und An- 
teile von Geldinstituten, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen in einer nach den für diese Unternehmen 
maßgebenden Vorschriften aufgestellten Eröffnungsbilanz 
eingesetzt worden sind. 

Darüber hinaus schließt Absatz 1 aus, daß die Einset- 
zung der höheren Wertansätze sich auf die Umstellungs- 
rechnung auswirkt. Dies beruht auf folgenden Erwägungen. 

Nach den Vorschriften über das Verhältnis der Umstel- 
lungsrechnung zur Eröffnungsbilanz der Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen stimmt 
diese mit der Umstellungsrechnung überein. Eine Berich- 
tigung der Umstellungsrechnung bewirkt eine Berichti- 
gung der Eröffnungsbilanz. Umgekehrt führt jede handels- 
rechtliche Berichtigung nach § 47 DMBG auch zu einer Be- 
richtigung der Umstellungsrechnung, damit die Überein- 
stimmung zwischen beiden aufrechterhalten wird (Nr. 11 
der Richtlinien der Bank deutscher Länder zur Erstellung 
des Reichsmarkabschlusses und der Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute; Nr. 10 der entsprechenden Richtlinien 
der Versicherungsaufsichtsbehörden für Versicherungs- 
unternehmen; Nr 12 der entsprechenden Richtlinien der 
Versicherungsaufsichtsbehörden für Bausparkassen). Da 
der Ansatz der neuen Werte eine Berichtigung nach § 47 
DMBG ist, würde er dazu führen, daß nicht nur die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz, sondern auch die Umstellungsrech- 
nung berichtigt werden müßte. Daraus würde sich die 
weitere Folgerung ergeben, daß diese Unternehmen, so- 
weit sie Ausgleichsforderungen zugeteilt erhalten haben, 
in Höhe des Betrages, um den die Wertansätze für Wert- 
papiere und Anteile erhöht werden, Ausgleichsforderun- 
gen zurückgewähren müßten. Der Erhöhung der Aktiv- 
seite der Umstellungsrechnung durch Ansatz der neuen 
höheren Werte würde eine Verminderung der zum Aus- 
gleich der Passivseite gewährten Ausgleichsforderungen 
entsprechen. 

Diese Rechtslage würde im Ergebnis dazu führen, daß 
die Unternehmen, die Ausgleichsforderungen erhalten 
haben, von den neuen Werten keinen Gebrauch machen 
würden. Die in dem Ansatz der höheren Werte liegende 
Auflösung stiller Rücklagen wäre für diese Unternehmen 
ohne WerL wenn ihnen in der gleichen Höhe, in der 
Rücklagen aufgelöst werden, Ausgleichsforderungen ver- 
loren gehen. Absatz 1 unterbricht deshalb für den Ansatz 
der neuen Werte den Zusammenhang zwischen der Um- 
stellungsrechnung und der Eröffnungsbilanz. Die Berich- 
tigung soll sich nicht auf die Umstellungsrechnung aus- 
wirken. Die neuen Werte können auch von Unternehmen, 


die Ausgleichsforderungen erhalten haben, angesetzt wer- 
den, ohne daß die entsprechenden Wertansätze der Um- 
stellungsrechnung berichtigt werden müssen. 

Aus dieser Regelung des Absatzes 1 würde sich jedoch 
für die Unternehmen, die Ausgleichstorderungen erhalten 
haben, ein nicht in vollem Umfang zu rechtfertigender 
Vorteil ergeben. Sie könnten ihre Wertansätze für Wert- 
papiere und Anteile bis zu den neuen Höchstwerten nicht 
nur wie die allgemeine Wirtschaft und wie die Unter- 
nehmen ohne Ausgleichsforderungen steuerlich erfolgs- 
neutral erhöhen, sondern sie würden daneben noch die 
ihnen zugeteilten Ausgleichsforderungen in der bisherigen 
Höhe behalten. In Höhe eines Teils der Werterhöhungen 
muß die Rückgabe von Ausgleichsforderungen verlangt 
werden. 

Bei der Bestimmung des Betrages der zurückzugeben- 
den Ausgleichsforderungen muß berücksichtigt werden, 
daß aus den oben dargelegten bank-, kredit- und kapital- 
marktpolitischen Gründen sowie aus Gründen der Wett- 
bewerbsgleichheit mit den Großbanken die Regelung 
jedenfalls so sein muß, daß sie einen Anreiz bietet, von 
dem Ansatz der neuen Werte Gebrauch zu machen. Der 
Ansatz der neuen Werte ist für Unternehmen mit Aus- 
gleichsforderungen aber nur dann von Interesse, wenn 
der Betrag der zurückzugewährenden Ausgleichsforde- 
rungen niedriger ist als die Steuern, die ohne die Höher- 
bewertung bei einer Veräußerung der Wertpapiere und 
Anteile auf den der Werterhöhung entsprechenden Ver- 
äußerungsgewinn anfallen würden. 

Unter Berücksichtigung der beabsichtigten Tarifände- 
rungen betragen die auf einen Veräußerungsgewinn zu 
zahlenden Steuern bei Unternehmen in der Rechtsform 
der Kapitalgesellschaft insgesamt rund 55®/o des steuer- 
pflichtigen Betrages. Bei einer Veräußerung der Wert- 
papiere und Anteile würden dem Unternehmen also 45 Vo 
der Werterhöhung verbleiben. Solange ein Unternehmen 
seine bisherigen Wertansätze für Wertpapiere und An- 
teile nur mit der Folge erhöhen darf, daß ihm weniger als 
45‘’/o der Werterhöhung in Ausgleichsforderungen be- 
lassen werden, wird es daher in der Regel davon absehen, 
die höheren Werte anzusetzen. Weiter ist in Betracht zu 
ziehen, daß den Großbanken, die ebenfalls Ausgleichs- 
forderungen erhalten haben, gewisse steuerliche Vorteile 
gegenüber den anderen Geldinstituten mit Ausgleichs- 
forderungen gewährt worden sind, die ausgeglichen wer» 
den sollten. 

Aus diesen Gründen sieht Abs atz 2 vor, daß ein Unter- 
nehmen, dem nach dem Ergebnis der Umstellungsrechnung 
Ausgleichsforderungen zuzuteilen sind und das auf Grund 
des Absatzes 1 Wertansätze für Wertpapiere und Anteile 
berichtigt, Ausgleichsforderungen in Höhe von 30®/o des 
Unterschiedes zwischen dem in der Umstellungsrechnung 
anzusetzenden Wert und dem berichtigten Wert zurück- 
zugewähren hat, Maßgebend für die Berechnung der zu- 
rückzugewährenden Ausgleichsforderungen ist der Unter- 
schied zwischen den beiden Werten am Tage der Berich- 
tigungsbilanz. Soweit an diesem Tage auch für die Be- 
wertung der Wertpapiere und Anteile in der Umstellungs- 
rechnung endgültige Werte bestimmt sein sollten, kann 
der Unterschiedsbetrag keine Änderung mehr erfahren. 
Aber auch soweit an diesem Tage für die Umstellungs- 
rechnung noch — wie zur Zeit — vorläufige Werte vor- 
gesehen sein sollten, kann eine spätere Ersetzung dieser 
Werte durch endgültige den Unterschiedsbetrag und die 
Abgeltung der Werterhöhung mit nur 30®/o nicht mehr 
berühren. Insoweit liegt eine endgültige Regelung vor, 
die durch die Bestimmung endgültiger Werte für die Um- 
stellungsrechnung nicht in Frage gestellt werden kann. 

Absatz 2 sieht vor, daß die Ausgleichsforderungen erst 
mit Wirkung vom Tage der Benchtigungsbilanz zurück- 
zugewähren sind. An sich könnte es näherliegend er- 
scheinen, die Ausgleichsforderungen als von Anfang an 
nicht entstanden zu behandeln. Dies hätte aber zur Folge, 
daß die dem Unternehmen bisher auf die Ausgleichsforde- 
rungen zugeflossenen Zinsen zurückgezahlt werden müß- 
ten. Auf diese Zinsen können je nach der Rechtsform und 
Ertragslage des einzelnen Unternehmens sehr verschieden 
hohe Steuern gezahlt worden sein, die erstattet werden 
müßten. Es würden also erhebliche technische und ver- 
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waltungsmäßige Schwierigkeiten entstehen. Deshalb er- 
scheint es zweckmäßiger, die Rückgabepflicht nicht zurück- 
zubeziehen. 

Die Berichtigung von Wertansätzen auf Grund des Ab- 
satzes 1 ist handelsrechtlich eine Berichtigung im Sinne 
des § 47 DMBG Daraus würde folgen, daß der Betrag der 
Werterhöhung in die gesetzliche Rücklage eingestellt 
werden müßte. Geldinstituten, Versicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen ist es aber abweichend von § 47 
DMBG unter bestimmten Voraussetzungen gestattet, die 
Werterhöhungen und Berichtigungen außer der gesetz- 
lichen Rücklage auch anderen (freien) Rücklagen oder 
Rückstellungen zuzuführen. Absatz 3 bestimmt deshalb, 
daß eine Werterhöhung auf Grund des Absatzes 1 han- 
delsrechtlich nach den besonderen für diese Unternehmen 
geltenden Vorschriften zu behandeln ist. 

Steuerrechtlich muß die Berichtigung dagegen ebenso 
wie eine Berichtigung nach § 47 DMBG behandelt werden. 
Absatz 4 Halbsatz 1 bestimmt deshalb, daß auf eine 
Berichtigung nach Absatz 1 § 73 Abs 4, § 74 Abs. 2 und 3 
DMBG anzu wenden sind. Absatz 4 Halbsatz 2 stellt 
klar, daß der Betrag der nach Absatz 2 zurückgewährten 
Ausgleichsforderungen bei der Ermittlung des Einkom- 
mens nicht abzugsfähig ist, da sonst der Zweck der Rück- 
gabe zu einem erheblichen Teil vereitelt würde. 

Absatz 5 trifft eine Sonderregelung für Berliner Alt- 
banken. Sie ist wegen der für diese Geldinstitute gelten- 
den besonderen Bewertungsvorschriften erforderlich. 

Soweit den Altbänken Wertpapiere und Anteile ge- 
hören, die westdeutsche Vermögenswerte im Sinne des 
Altbanken-Bilanz-Gesetzes sind, sind diese Wertpapiere 
und Anteile ebenso zu bewerten wie die von Geldinstitu- 
ten im Bundesgebiet. Insoweit sind daher abweichende 
Vorschriften nicht notig (Absatzö Satzl). 

Soweit den Berliner Altbanken aber Wertpapiere und 
Anteile gehören, die Berliner Vermögenswerte im Sinne 
des § 2 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes sind, sind sie nach 
§ 7 Abs. 1 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes mit den Ver- 
mögensteuerwerten auf den l, Januar 1953 in die Alt- 
bankenrechnung und. soweit diese Altbanken eine Er- 
öffnungsbilanz aufstellen, auch in die Eröffnungsbilanz 
einzustellen Da diese Vermögensteuerwerte regelmäßig 
höher als die Höchstwerte des Entwurfs sein werden, 
kommt eine Berichtigung dieser Wertansätze nach Maß- 
gabe der Absätze 1 bis 4 nicht in Betracht Absatz 5 
Satz2 Halbsatz 1 bestimmt deshalb, daß die Vorschrif- 
ten der Absätze 1 bis 4 auf den Ansatz von Berliner Ver- 
mögenswerten nicht anzuwenden sind. 

Die für die Bewertung der Berliner Vermögenswerte 
getroffene Regelung ist auf der einen Seite für die Alt- 
banken günstig Sie können höhere Vermögenswerte aus- 
weisen und unterliegen' bei einer Veräußerung nicht der 
Gefahr der Wegsteuerung der Substanz Auf der anderen 
Seite haben die hohen Vermögenswerte zu niedrigen Aus- 
gleichsforderungen geführt, da die Wertpapiere und An- 
teile mit den hohen Vermögensteuerwerten auf den 
1 Januar 1953 auch bei der Berechnung der Ausgleichs- 
forderungen der Altbanken nach § 45 Abs 2 bis 6 des 
Urastellungergänzungsgesetzes anzusetzen sind. Wenn 
nunmehr den Geldinstituten ira Bundesgebiet ein höhe- 
rer Wertansatz für ihre Wertpapiere und Anteile 
erlaubt wird, ohne daß Ausgleichsforderungen in ent- 
sprechender Höhe zurückgegeben werden müssen, so 
erscheint es geboten diesen auf dem Gebiet der Aus- 
gleichsforderungen liegenden Vorteil auch den Berliner 
Altbanken zukommen zu lassen. Nach Absatz 5 
Satz 2 Halbsatz 2 können deshalb die Altbanken 
verlangen, daß ihre Wertpapiere und Anteile, soweit sie 
Berliner Vermögenswerte sind, für die Berechnung des 
Anspruchs auf die Gewährung einer Ausgleichsforderung 
nach § 45 Abs 2 bis 6 sowie der Höhe der Inanspruchnahme 
nach § 37 Abs. 2 des Umstellungsergänzungsgesetzes nur 
mit den für die Umstellungsrechnung von Geldinstituten 
im Bundesgebiet maßgebenden Werten zuzüglich eines 
Zuschlages in Höhe von 30®/o des Unterschieds zwischen 
diesen Werten und den nach dem Entwurf zulässigen 
Höchstwerten anzusetzen sind Dadurch erhalten die Ber- 
liner Altbanken in Höhe von 70®/o des Unterschieds- 
betrages Anspruch auf zusätzliche Zuteilung von Aus- 


gleichsforderungen und werden damit den Geldinstituten 
im Bundesgebiet gleichgestellt, die in dieser Höhe Aus- 
gleichsforderungen behalten können. 


Zu § 9 

Während §§ 1 bis 8 des Entwurfs die endgültigen Wert- 
ansätze für Wertpapiere und Anteile bestimmen, regelt 
§ 9 des Entwurfs den endgütigen Wertansatz für gewisse 
Vermögensgegenstände, die nach dem D-Markbilanzrecht 
des Bundes ira Gegensatz zu der Regelung des Berliner 
D-Markbilanzgesetzes bisher nur vorläufig bewertet sind. 
Grundstücke, die außerhalb des Bundesgebietes, aber 
innerhalb Deutschlands liegen, können nach § 17 Satz 2 
des D-Markbilanzgesetzes unter Umständen mit einem 
Erinnerungsposten angesetzt sein. Insbesondere können 
auch Grundstücke in Berlin (West) so bewertet worden 
sein. Die Beibehaltung eines vorläufigen Wertansatzes 
für Grundstücke in Berlin (West) ist aber nicht gerecht- 
fertigt. Es besteht kein Anlaß, diese Grundstücke nur des- 
halb niedriger als Grundstücke im Bundesgebiet zu be- 
werten, weil sie in Berlin liegen Das gleiche gilt für For- 
derungen gegen Schuldner in Berlin f\Vest), die nach § 26 
des westdeutschen D-Markbilanzgsetzes ebenfalls mit 
einem Erinnerungsposten angesetzt werden konnten. 

Satz 1 bestimmt deshalb, daß Grundstücke in Berlin 
(West) und Forderungen gegen Schuldner in Berlin (West), 
die bisher nach §§ 17, 26 DMBG bewertet worden sind, 
endgültig höchstens mit den für Grundstücke im Bundes- 
gebiet und für Forderungen gegen Schuldner im Bundes- 
gebiet nach §§ 16, 24 DMBG zulässigen Werten angesetzt 
werden können. 

Satz 2 erklärt § 5 Abs. 1 Satz I und § 6 des Entwurfs 
für sinngemäß anwendbar. Danach muß die Berichtigung 
spätestens in der Jahresbilanz für das am 31. Dezember 
1955 endende oder laufende Geschäftsjahr erfolgen (§ 5 
Abs 1 Satz 1 des Entwurfs) Wertansätze, die in dieser 
Jahresbilanz nicht berichtigt werden, gelten als endgültige 
Wertansätze (§ 6 Abs. 1 des Entwurfs) Für eine erst 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes festgestellte Eröff- 
nungsbilanz gelten die nach Satz 1 zulässigen Werte be- 
reits als höchstzulässige endgültige Werte (§ 6 Abs. 3 des 
Entwurfs). 


Zu § 10 

Nach § 69 BewG ist der für Wertpapiere und Anteile 
festgestellte Vermögensteuerwert nicht nur bei der Haupt- 
feststellung der Einheitswerte des Betriebsvermögens, 
sondern auch bei allen Wertfortschreibungen innerhalb 
des Hauptveranlagungszeitraums maßgebend. Nach § 75 
DMBG wurden für Wertpapiere und Anteile bei der 
Hauptfeststellunq auf den 21 Juni 1948 die nach § 22 
DMBG in die D-Markeröffnungsbilanz eingesetzten Wer- 
te übernommen Diese Wertansätze waren teilweise nur 
vorläufig Bei Erlaß des Gesetzes zur Bewertung des Ver- 
mögens für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 (Hauptver- 
anlagung 1949) — VermBewG — konnte damit gerech- 
net werden, daß anstelle dieser vorläufigen Werte die 
allgemein auf den Stichtag vom 31. Dezember 1948 fest- 
gestellten Vermögensteuerwerte als endgültige Werte 
treten würden § 10 VermBewG bestimmte deshalb, daß 
unbeschadet der bei der Hauptfeststellung zum 21. Juni 
1948 aus der Eröffnungsbilanz zu übernehmenden vor- 
läufigen Wertansätze bei Wertfortschreibungen wieder 
der Vermögensteuerwert maßgebend sein soll. § 10 
VermBewG muß für die Fälle als überholt angesehen 
werden, in denen der auf Grund der Vorschriften des 
Entwurfs zulässig angesetzte Wert höher als der Ver- 
mögensteuerwert ist. Dem Grundsatz des § 69 BewG ent- 
sprechend kann § 10 VermBewG insoweit nicht mehr maß- 
gebend bleiben. Der handelsrechtlich höhere Wert muß 
vielmehr für den ganzen Hauptveranlagungszeitraum 
gelten, also auch bei Wertfortschreibungen übernommen 
werden Dies schreibt Satz l ausdrücklich vor. Die Vor- 
schrift gilt auch für Geldinstitute, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen, die keine Ausgleichsforde- 
rung erhalten. Insoweit kann die entgegenstehende Rege- 
lung des § 9 VermBewG nicht mehr angewendet werden. 
Nach S a t z 2 ist daher außer § 10 Abs. 1 auch § 9 VermBewG 
nicht anzuwenden, soweit in Satz 1 eine abweichende 
Regelung getroffen ist. 
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Diese Vorschriften gelten nur für solche Wertpapiere 
und Anteile, die bereits bei der Hauptfeststellung zum 
21. Juni 1948 zum Betriebsvermögen gehörten. Andere 
nach dem 21. Juni 1948 erworbene und deshalb erstmalig 
bei einer Wertfortschreibung zu erfassende Wertpapiere 
und Anteile sind mit dem Vermögensteuerwert anzu- 
setzen. 

Unter Umständen führen die Vorschriften des § 10 des 
Entwurfs rückwirkend zur Aufhebung bereits rechtskräf- 
tiger Vermögensteuerveranlagungen und zu einer höhe- 
ren Vermögensteuerbelastung. Die gegen rückwirkende 
Gesetze vorgebrachten rechtlichen Bedenken bestehen 
hier nicht. Der Steuerpflichtige hat das Wahlrecht, ob er 
einen höheren als den Vermögensteuerwert ansetzen 
will. Er wird dies nur dann tun, wenn dies einkommen- 
steuerlich von Vorteil ist. Diesem Vorteil gegenüber ist 
der vermögensteuerliche Nachteil für ihn von unter- 
geordneter Bedeutung. 

Zu Artikel 2 

(Änderungen des D-Markbilanzgesetzes) 

In der einzigen Vorschrift dieses Artikels (§11 des 
Entwurfs) sind die ausdrücklichen Änderungen des D- 
Markbilanzgesetzes zusammengefaßt. Wie bereits ein- 
leitend bemerkt wurde, muß vor allem § 29 DMBG auf 
die handelsrechtlich notwendigen Vorschriften für Pen- 
sionsrückstellungen beschränkt werden (§11 Nr. 2 bis 4). 
Ergänzend hierzu muß eine neue steuerrechtliche Vor- 
schrift über Pensionsrückstellungen geschaffen werden, 
die als § 74 a in den Äbschnitt V des D-Markbilanzgesetzes 
eingefügt wird (§11 Nr. 11 des Entwurfs). Einige weitere, 
weniger bedeutsame Änderungen des D-Markbilanz- 
gesetzes sind in §11 Nr. 1, Nr. 5 bis 10 und Nr. 12 des 
Entwurfs enthalten. 

Im einzelnen ist zu § 11 des Entwurfs folgendes zu be- 
merken; 

Zu § 11 Nr. 1 

Die D-Markeröffnungsbiianz bildet den Äusgangspunkt 
und die Grundlage der kaufmännischen Rechnungslegung 
für die ihr folgenden Jahresbilanzen. Demgemäß bestimmt 
§ 5 Abs. 3 DMBG, daß die in der Eröffnungsbilanz ange- 
setzten Werte für die künftigen Jahresbilanzen als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten gelten. Dieser 
Grundsatz bedarf einer Ergänzung Die Berichtigung von 
Wertansätzen auf Grund des § 47 DMBG vollzieht sich 
handelsrechtlich, um eine Änderung bereits festgestellter 
Bilanzen zu vermeiden, nicht durch eine Änderung der 
Wertansätze in der Eröffnungsbilanz. Die berichtigten 
Werte werden vielmehr erst in der Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr eingesetzt, in dem die Voraussetzungen für 
die Berichtigung eintreten. Nach dem Wortlaut des § 5 
Abs 3 DMBG würden die in der Eröffnungsbilanz ange- 
selzten, trotz der Berichtigung unverändert gebliebenen 
Wertansätze auch nach der Berichtigung als Änschaffungs- 
oder Herstellungskosten gelten. Sinngemäß müssen aber 
die berichtigten Wertansätze als Anschaffungs- oder Her- 
. stellungskosten angesehen werden, weil aus der Erlaub- 
nis zum Ansatz der berichtigten Werte hervorgeht, daß 
diese Werte für die auf die Berichtigung folgenden Jahres- 
bilanzen die handelsrechtlichen Ausgangswerte sein sol- 
len. Um Zweifel auszuschließen, die im Hinblick auf die 
Vorschriften des Artikels 1 des Entwurfs über die Be- 
richtigung von Wertansätzen für Wertpapiere und Anteile 
besondere Bedeutung erlangen könnten, stellt der neue 
§5 Abs. 3 Satz 2 DMBG (§11 Nr. 1 des Entwurfs) klar, 
daß die in einer späteren Jahresbilanz eingesetzten 
berichtigten Werte für die künftigen Jahresbilanzen als 
Anschaffungs- oder Herstellungkosten gelten. 

Zu § 11 Nr. 2 bis 4 

§29 Abs. 1 DMBG behandelt den Ausweis von Rück- 
stellungen für am 21. Juni 1948 bereits laufende Pen- 
sionen. 

Der bisherige § 29 Abs. 1 Satz 1 DMBG hält die schon 
nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilanzierung an- 
zunehmende Passivierungspflicht für laufende Pensionen 
hinsichtlich der am 21. Juni 1948 laufenden Pensionen 
aufrecht. Diese Vorschrift bedarf keiner Änderung. Der 
neue §29Abs. 1 Satzl DMBG stimmt deshalb wörtlich 
mit dem bisherigen überein. 


Die Rechtsprechung der Finanzgerichte hat jedoch 
Zweifel über den in § 29 Äbs 1 Satz 1 DMBG verwende- 
ten Begriff der laufenden Pensionen erkennen lassen. Es 
erscheint deshalb angezeigt, für gewisse Grenzfälle näher 
zu bestimmen, wann eine laufende Pension vorliegt. 

Kann der auf Grund einer Pensionszusage Berechtigte 
die Pension bereits am Bilanzstichtag beanspruchen, weil 
er an diesem Tage die vorgesehene Altersgrenze erreicht 
hat, so kann es wenn der Berechtigte die Pension wegen 
weiterer Tätigkeit tatsächlich noch nicht erhält, zweifel- 
haft sein, ob eine laufende Pension oder nur eine Anwart- 
schaft auf Pension vorliegt. Da der Berechtigte in einem 
solchen Fall bei seinem jederzeit möglichen Ausscheiden 
sofort Anspruch auf die Pension hat, müssen die Mittel 
zur Erfüllung seines Pensionsanspruchs von der Er- 
reichung der Altersgrenze ab bereitgestellt sein. Ein 
solcher Tatbestand kann handels- und steuerreditlich 
nicht mehr als bloße Anwartsdiaft angesehen, sondern 
muß als eine bereits 'laufende Pension behandelt werden. 
Der neue § 29 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 DMBG sieht 
deshalb vor, daß eine am 21. Juni 1948 laufende Pension 
auch dann vorliegt, wenn der Berechtigte die für den Be- 
ginn der Zahlung der Pension vertraglich vorgesehene 
Altersgrenze an diesem Tage bereits erreicht hatte, ihm 
die Pension aber wegen seiner weiteren Tätigkeit noch 
nicht gezahlt wurde. 

Anders ist dagegen die Sachlage, wenn von vornherein 
angenommen worden war, daß der Berechtigte über die 
Altersgrenze hinaus tätig sein wird, und deshalb die Rück- 
stellungen für die Pensionsverpflichtung nach der mut- 
maßlichen längeren Tätigkeit des Berechtigten bemessen 
worden sind. Durch diese Art der Bildung von Rückstel- 
lungen wurde zum Ausdruck gebracht, daß das Pensions- 
verhältnis bilanzmäßig so behandelt werden soll, als ob 
der Versorgungsfall erst zu dem vermutlichen Zeitpunkt 
des Auscheidens des Berechtigten eintritt. Der Kaufmann 
muß deshalb in Jahresbilanzen, deren Stichtag vor dem 
vermutlichen Zeitpunkt des Au.5scheidens des Berechtig- 
ten liegt, das PensionsverhäJtnis noch als Anwartschaft 
behandeln können. Der neue §29 Abs. 1 Satz2 Halb- 
satz 2 DMBG bestimmt deshalb, daß in diesem Falle 
im Gegensatz zu der im ersten Halbsatz getroffenen Rege- 
lung noch keine laufende Position vorliegt. 

Der bisherige § 29 Abs. 1 Satz 2 DMBG gestattet unter 
bestimmten Voraussetzungen, daß am 21. Juni 1948 lau- 
fende Pensionen abweichend von der in Satz 1 festgelegten 
Passivierungspflicht nicht ausgewiesen zu werden brau- 
chen. Dem bisherigen Wortlaut nach bezog sich diese 
Ausnahme von der Passivierungspflicht nur auf die Er- 
öffnungsbilanz. Die Ausnahme hätte aber keinen Sinn, 
wenn sie nur für die Eröffnungsbilanz und nicht auch für 
die Folgebilanzen gelten würde Deshalb wird, vor allem 
auch in der Praxis, die Meinung vertreten, daß der bis- 
herige § 29 Abs. 1 Satz 2 DMBG entsprechend auch für die 
Folgebilanzen gilt. Es erscheint zweckmäßig, diese sachlich 
gebotene Auslegung klarzustellen Der neue § 29 Abs 1 
Satz3DMBG übernimmt deshalb wörtlich den bisherigen 
§ 29 Abs 1 Satz 2 DMBGj im ersten Teil sind jedoch 
die Worte „in der Eröffnungsbilanz und in den künftigen 
Jahresbilanzen" eingefügt. 

Während § 29 Abs. 1 DMBG den Ausweis von am 
21. Juni 1948 bereits laufenden Pensionen behandelt, trifft 
§ 29 Abs. 2 DMBG (§ 11 Nr. 3 des Entwurfs) Vor- 
schriften über den Ausweis von Rückstellungen für am 
21. Juni 1948 bestehende Anwartschaften auf Pensionen. 

Die bisherige Fassung des § 29 Abs. 2 DMBG ist von 
steuerlichen Erwägungen beeinflußt Während sonst die 
Bildung von Rückstellungen für Anwartschaften zu Lasten 
des Jahresertrages steuerrechtlich nur in beschränktem 
Umfang anerkannt wird, konnte der Ausweis von Rück- 
stellungen für Anwartschaften in der Eröffnungsbilanz 
unbeschränkt gestattet werden, weil der Ausweis solcher 
Rückstellungen in der erfolgsneutralen Eröffnungsbilanz 
nur geeignet sein kann, die Möglichkeit zu späterer er- 
folgsmindernder Bildung von Rückstellungen einzuengen. 
Unter diesen steuerlichen Gesichtspunkten bestimmt der 
bisherige § 29 Abs. 2 DMBG, daß in der Eröffnungsbilanz 
eine Rückstellung für am 21. Juni 1948 bestehende An- 
wartschaften auf Pensionen ausgewiesen werden kann. 
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Handelsrechtlich ist es selbstverständlich, daß Rüdcstel- 
lungen für bestehende Anwartschaften gebildet werden 
können Die handelsrechtliche Bedeutung der dem bis- 
herigen § 29 Abs. 2 DMBG zugrundeliegenden Auffassung, 
daß es dem Kaufmann (vorbehaltlich des § 29 Abs. 3 
DMBG) freigestellt sein soll, inwieweit er in der Eröff- 
nungsbilanz Rückstellungen für Anwartschaften ausweisen 
will, besteht daher nicht darin, daß die Bildung von Rüdc- 
stellungen erlaubt, sondern darin, daß ihre Bildung nicht 
verlangt wird. In dem neuen § 29 Abs. 2 DMBG muß des- 
halb, um die Vorschrift auf ihren handelsrechtlichen In- 
halt zurückzuführeri, bestimmt werden, daß für die am 
21. Juni 1948 bestehenden Anwartschaften auf Pensionen 
eine Rüdcstellung in der Eröffnungsbilanz nicht ausge- 
wiesen zu werden braucht. Darüber hinaus wird in dem 
neuen § 29 Abs. 2 DMBG durch eine Klammerdefinition 
der Begriff der Anwartschaften auf Pensionen erläutert. 

Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, daß § 29 
DMBG nur handelsrechtliche, aber keine steuerrechtliche 
Bedeutung hat (vgl. Bundessteuerbl. 1952 III S. 237, 1953 
III S 102), bezieht sich insbesondere auf die in § 29 Abs. 4 
DMBG behandelten Zuführungen zu Rückstellungen für 
Anwartschaften in den auf die Eröffnungsbilanz folgenden 
Jahresbilanzen. Um dieser Rechtsprechung Rechnung zu 
tragen, soll einerseits durch einen in das D-Markbiianz- 
gesetz neu einzufügenden § 74 a (vgl. unten zu § 11 Nr, 11 
des Entwurfs) die vom Bundesfinanzhof vermißte steuer- 
rechtliche Regelung getroffen und andererseits § 29 Abs. 4 
DMBG auf eine rein handelsrechtliche Vorschrift zurück- 
geführt werden 

Handelsreditlich braucht in der Eröffnungsbilanz eine 
Rückstellung für Anwartschaften auf Pensionen nicht aus- 
gewiesen zu werden (§ 29 Abs. 2 DMBG) In der Eröff- 
nungsbilanz kann deshalb eine Rückstellung für Anwart- 
schahen entweder überhaupt nicht oder nur zu einem Be- 
trag ausgewiesen sein, der den vollen Gegenwartswert 
der Anwartschaften nicht deckt In diesen Fällen kann 
dem Kaufmann nicht zugemutet werden, daß er schon in 
der nächsten auf die Eröffnungsbilanz folgenden Jahres- 
bilanz eine den vollen Gegenwartswert der Anwartschaf- 
ten deckende Rückstellung ausweist. Es muß vielmehr die 
Nachholung der in der Eröffnungsbilanz ganz oder teil- 
weise unterbliebenen Rückstellung auf längere Zeit ver- 
teilt werden können. Der neue § 29 Abs. 4 DMBG gestattet 
deshalb, daß in diesen Fällen in den künftigen Jahres- 
bilanzen eine Rückstellung unter der Annahme einer am 
21. Juni 1948 neu gegebenen Pensionszusage gebildet oder 
ergänzt werden kann. 


Zu § 11 Nr. 5, 8 und 12 

Nach § 37 Abs. 3 Satz 2 DMBG in der Fassung des § 7 
Nr. 3 des D-Markbilanzergänzungsgesetzes muß ein in die 
Eröffnungsbilanz eingestelltes außerordentliches Kapital- 
entwertungskonto innerhalb von 6 Geschäftsjahren, d. h. 
in der Regel spätestens in der Jahresbilanz für das Ge- 
schäftsjahr 1954, ausgeglichen werden Eine Gesellschaft, 
die dieser Verpflichtung nicht nachkommt und das Kapital- 
entwertungskonto auch nicht durch andere Maßnahmen 
(§ 46 DMBG) ausgleicht, wird nach § 80 Abs. 3 DMBG mit 
Ablauf des 31. Dezember 1956 kraft Gesetzes aufgelöst. 

Diese Fristen zum Ausgleich von außerordentlichen 
Kapitalentwertungskonten sind, wie sich nunmehr heraus- 
gestellt hat, zu kurz bemessen. Ein außerordentliches 
Kapitalentwertungskonto ist meist in der Erwartung ge- 
bildet worden, daß für das zunächst beschlagnahmte Aus- 
landsvermögen später entweder eine entsprechende Ent- 
schädigung gewährt oder das Auslandsvermögen ganz 
oder teilweise zurückgegeben werden wird. Diese erwar- 
tete Entwicklung hat zwar bereits begonnen; sie ist aber 
noch nicht abgeschlossen. 

§ 37 Abs. 3 Satz 2 DMBG wird deshalb dahin geändert, 
daß ein außerordentliches Kapitalentwertungskonto nicht 
innerhalb von sechs, sondern erst innerhalb von acht 
Geschäftsjahren ausgeglichen werden muß (§11 Nr. 5 des 
Entwurfs) Dementsprechend muß auch der Zeitpunkt, 
in dem eine Gesellschaft aufgelöst wird, weil sie ihr 
außerordentliches Kapitalentwertungskonto nicht ausge- 
glichen hat, um zwei Jahre auf den 31. Dezember 1958 
hmausgeschoben werden (§ 11 Nr. 12 des Entwurfs). 


Die Fassung des § 46 Abs. 1 Satz 1 DMBG muß der neuen 
Rechtslage angeglichen werden (§ 11 Nr. 8 des Ent- 
wurfs) 

Nach dieser Regelung werden die Gesellschaften ins- 
gesamt noch weitere 4 Jahre Zeit haben, um außerordent- 
liche Kapitalentwertungskonten auszugleichen. Diese Frist 
dürfte genügen, um übersehen zu können, inwieweit sich 
die Erwartungen auf Rückgabe oder Entschädigung des 
Auslandsvermögens erfüllen oder andere Maßnahmen er- 
griffen werden müssen, um die außerordentlichen Kapital- 
entwertungskonten auszugleichen. 

Zu § 11 Nr. 6 und 9 

In § 38 Abs. 5 und § 72 a Abs. 2 DMBG sind Vorschriften 
über die zwangsweise Tilgung von Kapitalverlustkonten 
und Währungsausgleichskonten einer späteren gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten. In beiden Fällen kann eine 
abschließende Regelung der zwangsweisen Tilgung auch 
jetzt noch nicht getroffen werden. Es kann aber unter be- 
stimmten Voraussetzungen mit einem Tilgungszwang be- 
gonnen werden. 

Kapitalverlustkonten sind auf Grund des § 38 Abs. 1 
Buchst, b DMBG namentlich von solchen Gesellschaften in 
die Eröffnungsbilanz eingestellt worden, die Vorkriegs- 
remboursverbindlichkeiten hatten. Das Gesetz über die 
innerdeutsche Regelung von Voikriegsremboursverbind- 
lichkeiten vom 20. August 1953 (BGBl. I S. 999) sieht vor, 
daß diese Gesellschaften unter gewissen Voraussetzungen 
einen Beitrag zur Erfüllung ihrer Remboursverbindlich- 
keiten erhalten oder von diesen Verbindlichkeiten teil- 
weise befreit werden können. Die Remboursverbindlich- 
keiten können sich aber auch aus anderen Gründen, bei- 
spielsweise durch Herabsetzung im Wege der richter- 
lichen Vertragshilfe, vermindern In allen diesen Fällen 
darf das Kapitalverlustkonto nicht in der bisherigen Höhe 
beibehalten werden. Die Verminderung der Rembours- 
verbindlichkeiten oder der Beitrag zu ihrer Erfüllung 
würden sonst den Ausweis von Gewinn sowie dessen 
Ausschüttung oder sonstige freie Verwendung ermög- 
lichen. ln Höhe einer Verminderung der Rembours- 
verbindlichkeiten oder eines gewährten Beitrags muß da- 
her das Kapitalverlustkonto getilgt werden (§11 N r. 6 
des Entwurfs). 

Dem Kapitalverlustkonto nach § 38 Abs. 1 Buchst, b 
DMBG, das von Kapitalgesellschaften oder Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften (§ 68 Abs. 1 DMBG) einge- 
stellt werden konnte, entspricht bei bilanzierungspflich- 
tigen Unternehmen anderer Rechtsform das Währungs- 
ausgleichskonto nach § 72 a DMBG Auch bei diesen Unter- 
nehmen kann das Währungsausgleichskonto aus den 
gleichen Gründen wie das Kapitalverlustkonto in der bis- 
herigen Höhe nicht bestehen bleiben, wenn sich ihre 
Remboursverbindlichkeiten mindern oder wenn sie auf 
Grund des Gesetzes über die innerdeutsche Regelung von 
Vorkriegsremboursverbindlichkeiten einen Beitrag er- 
halten. Vorerst muß dahei. jedenfalls in Höhe dieser Be- 
träge, auch ein Währungsausgleichskonto nach dem neuen 
§ 72 a Abs. 2 Satz 2 DMBG (§ 11 Nr. 9 des Entwurfs) 
getilgt werden 

Zu § 11 Nr. 7 

Auf die einleitenden Bemerkungen sowie auf die Aus- 
führungen unten zu Artikel 4 darf Bezug genommen wer- 
den 

Zu§ 11 Nr. 10 

Die Anpassung der Kapitalverhältnisse von Personen- 
gesellschaften an die Deutsche Mark ist im D-Markbilanz- 
gesetz wegen der Vielgestaltigkeit der Rechtsverhältnisse 
von Personengesellschaften und wegen der das Recht 
der Personengesellschaften beherrschenden Vertragsfrei- 
heit nicht ausdrücJclich geregelt worden. Insbesondere 
fehlen im D-Markbilanzgesetz Vorschriften über die Ein- 
lagen von Kommanditisten. Der durch das D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz geschaffene § 72 b DMBG befaßt sich 
zwar mit Kommanditeinlagen. Die Vorschrift betrifft aber 
nur die Sonderfrage der Zulässigkeit von Gewinnaus- 
zahlungen an den Kommanditisten trotz Herabsetzung 
seines Kapitalanteils bei der Neufestsetzung. Offen i.sl 


26 



dagegen bisher die Frage, welchen Einfluß die Währungs- 
änderung auf den Betrag der Einlage eines Komman- 
ditisten hat. Im Sdirifttum besteht über diese Frage 
Streit. Nach der herrschenden Auffassung ist § 2 des 
Währungsgesetzes anzuwenden Danach ist der in das 
Handelsregister eingetragene Betrag der Einlage eines 
Kommanditisten unverändert geblieben; es ist nur an die 
Stelle der Rechnungseinheit Reichsmark die Rechnungs- 
einheit Deutsche Mark getreten Die im Handelsregister 
eingetragenen Kommanditeinlagen sind bisher erst in 
einem Teil der Fälle der neuen Rechtslage angepaßt wor- 
den. Vielfach sind auch heute noch Kommanditeinlagen mit 
einem Reictismarkbetrag eingetragen. Im Interesse der 
Gläubiger von Kommanditgesellschaften, die aus dem 
Handelsregister müssen ersehen können, auf welchen 
Betrag sich die Haftung eines Kommanditisten beschränkt 
(§ 161 HGB), muß dafür gesorgt werden, daß aus dem 
Handelsregister der Betrag der Kommanditeinlage in der 
geltenden Währung ersichtlich ist Die zu diesem Zweck 
erforderliche Regelung soll in § 72 b DMBG getroffen 
werden, weil sich diese Vorschrift schon bisher mit Kom- 
manditeinlagen, wenn auch nur für einen ganz bestimm- 
ten Ausnahmefall, befaßt. § 72 b DMBG wird deshalb neu 
gefaßt (§ 11 Nr. 10 des Entwurfs). 

Der bisherige Inhalt des § 72 b DMBG wird als A b s a t z 2 
in den neuen § 72 b mit dem bisherigen Wortlaut über- 
nommen 

Der neue §72b Absatz 1 enthält dagegen die Regelung, 
durch die erreicht werden soll, daß alle im Handelsregister 
eingetragenen Kommanditeinlagen auf einen Betrag in 
Deutscher Mark lauten. Der Entwurf schließt sich der er- 
wähnten herrschenden Auffassung an. Von diesem Stand- 
punkt aus muß zur Erreichung des genannten Zieles ledig- 
lich dafür gesorgt werden, daß die im Handelsregister 
noch eingetragenen Reicbsmarkbeträge von Kommandit- 
einlagen ohne Änderung ihres Betrages die Benennung 
Deutsche Mark erhalten. 

Absatz 1 verpflichtet deshalb sämtliche Gesellschafter, 
soweit der Betrag der Einlage eines Kommanditisten noch 
unter Verwendung der Rechnungseinheit Reichsmark im 
Handelsregister eingetragen ist. zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden, daß an die Stelle dieser 
Rechnungseinheit die Rechnungseinheit Deutsche Mark 
getreten ist Nach § 14 HGB kann das Registergericht diese 
Anmeldung, ohne daß es einer besonderen Vorschrift be- 
darf, durch Ordnungsstrafen erzwingen. 


Zu § 11 Nr. 11 

Der Bundesfinanzhof hatte, wie bereits erwähnt, dem 
bisherigen § 29 Abs 4 DMBG eine steuerliche Bedeutung 
abgesprochen Deshalb wird durch den neuen § 74 a DMBG 
die steuerliche Behandlung von Rückstellungen für am 
21. Juni 1948 bestehende Anwartschaften auf Pensionen 
in den auf den 21. Juni 1948 folgenden Wirtschaftsjahren 
besonders geregelt, wobei durch die Fassung des § 74 a 
DMBG und seine Stellung im Abschnitt V des D-Mark- 
bilanzgesetzes über Steuern nunmehr jeder Zweifel über 
die steuerliche Bedeutung der Vorschrift ausgeschlossen 
wird. 

Absatz 1 Satz 1 gestattet, daß eine Rückstellung für 
eine am 21 Juni 1948 bereits bestehende Anwartschaft auf 
Pension in den auf die Eröffnungsbilanz folgenden Wirt- 
schaftsjahren unter dei Annahme einer am 21 Juni 1948 
neu gegebenen Pensionszusage gebildet werden kann, 
wenn in der Eröffnungsbilanz noch keine Rückstellung ge- 
bildet worden ist Die Zugrundelegung des fiktiven Zu- 
sagedatums vom 21 Juni 1948 ermöglicht es dem Steuer- 
pflichtigen, der in der Eröffnungsbilanz keine Rückstellung 
für die bestehenden Anwartschaften gebildet hat, den 
Barwert der Pensionsverpflichtungen noch in der DM-Zeit 
zu Lasten des steuerlichen Gewinns bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalls voll anzusammeln. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß die Rückstellung er- 
tragssteuerrechtlich nur insoweit anerkannt wird, als sie 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen gleich- 
mäßig auf die Zeit vom 21 Juni 1948 bis zu dem vertrags- 
mäßig vorgesehenen Eintritt des Versoigungsfalles ver- 
teilt wird Die danach maßgebenden versicherungsmathe- 
matischen Grundsätze bestehen darin, daß der unter Berück- 


sichtigung der Invaliditäts- und Sterbenswahrscheinlichkeit 
berechnete Barwert der Pensionslast bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles gleichmäßig unter Berücksichtigung der 
Verzinsung der für die Anwartschaft zurückgestellten Be- 
träge angesammelt wird, ln einem Wirtschaftsjahr kann also 
der Betrag der Rückstellung zugeführt und vom Gewinn 
abgezogen werden, der zusammen mit der planmäßigen 
weiteren Bildung der Rückstellung ausreicht, um beim 
Erreichen des Zeitpunkts, von dem ab vertraglich die 
Versorgung gewährt werden soll, die Pensionszahlungen 
unter Berücksichtigung der weiteren Verzinsung leisten 
zu können. Die versicherungsmathematisch gleichmäßige 
Bildung einer Pensionsrückstellung setzt deshalb nicht die 
jährliche Zuführung zahlenmäßig gleicher Beträge vor- 
aus; es kann vielmehr in jedem Jahr der Unterschied der 
Gegenwartswerte der Anwartschaften, berechnet nach dem 
Anfang und dem Ende des Wirtschaftsiahrs, der Rück- 
stellung zugeführt werden Als Gegenwartswert ist dabei 
der jeweilige versicherungsmathematische Barwert der 
künftigen Versorgungsleistungen abzüglich des jeweiligen 
versicherungsmathematischen Barw^erts der in den noch 
folgenden Jahren bis zum Einiiitt des Versorgungsfalls 
rechnungsmäßig (versicherungsmathematisch) aufzubrin- 
genden gleichbleibenden Jahresbeträge anzusehen. 

Als Rechnungszinsfuß für die Berechnung der Pensions- 
rückstellungen schreibt Absatz 1 Satz 3 einen Zins- 
satz von mindestens 3V2 v. H. vor. 

Tritt der Versorgungsfall vorzeitig ein oder scheidet der 
aus der Pensionszusage Berechtigte unter Beibehaltung 
der Pensionszusage aus dem Betrieb aus, so muß die Rück- 
stellung sofort auf den zur Erfüllung der Pensionsleistun- 
gen erforderlichen Betrag aufgefüllt werden können In 
früheren Jahren unterlassene Rückstellungen dürfen 
dabei jedoch nicht mit steuerlicher Wirkung nachgeholt 
werden, Absatz 1 Satz 4 sieht deshalb vor, daß der 
Rückstellung in einem solchen Fall zu Lasten des Gewinns 
des Jahres, in dem das Ereignis eintritt. der Betrag zu- 
geführt werden kann der sich als Unterschied zwischen 
dem Barwert der künftigen Versorgungsleistungen und 
dem Betrag einer Rückstellung ergibt, die nach Absatz 1 
Satz 1 bis 3 mit steuerlicher Wirkung für den vorangegan- 
genen Bilanzstichtag hätte gebildet werden können. 

Absatz 2 dehnt die Regelung des Absatzes 1 auf die 
Fälle aus, in denen für die am 21 Juni 1948 bestehenden 
Pensionsanwartschaften in der Eröffnungsbilanz zwar eine 
Rückstellung gebildet worden ist, der Rückstellungsbetrag 
aber den Gegenwartswert der Anwartschaften an diesem 
Tag nicht voll deckt. 


Zu Artikel 3 

(Neufestsetzung der Kapitalverhaltnisse bei bisher davon 
befreiten Unternehmen) 

Im allgemeinen waren Kapitalgesellschaften nach §§ 35 
bis 59 DMBG zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
verpflichtet Um die Einhaltung dieser Verpflichtung zu 
erzwingen, bestimmte § 80 Abs 1 DMBG in der Fassung 
des § 7 Nr. 25 des (Ersten) D*Markbilanzergänzungsgeset- 
zes, daß die Gesellschaften, die den Neufestsetzungsbe- 
schluß nicht bis zum 30 Juni 1951 beim Registergencht zur 
Eintragung in das Handelsregister angemeldet hatten, mit 
dem Ablauf dieses Tages aufgelöst sind. 

Diese Regelung galt mdit für alle Kapitalgesellschaften. 
Zur Neufestsetzung ihrer KapilaJverhältnisse waren bisher 
u a die Unternehmen nicht verpflichtet, die unter das 
Kontrollratsgesetz Nr 9 (nach dem Inkrafttreten des D- 
Markbilanzgesetzes ersetzt durch AHK-Gesetz Nr 35) und 
das Gesetz Nr 75 der Militärfegierung (ersetzt durch 
AHK-Gesetz Nr 27) fallen; auf sie waren nach § 77 Abs. 3 
DMBG die §§ 35 bis 59 DMBG und demgemäß auch § 80 
Abs 1 DMBG nicht anzuwenden Zu diesen Unternehmen 
gehören die I G Farbenindustrie AG und ihre im Anhang 
zum AHK-Gesetz Nr 35 aufgeführten rechtlich selbstän- 
digen Tochterunternehmen sowie die Unternehmen des 
Kohlenbergbaus und der Eisen- und Stahlindustrie, die 
im Anhang A zum AHK-Gesetz Nr 27 genannt sind. Das 
D-Markbilanzgesetz hatte diese Unternehmen von der 
Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse befreit, weil bei 
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seinem Erlaß ungewiß war, welche dieser Unternehmen 
nach Durchführung der Entflechtung bestehen bleiben 
würden Die alliierte Entflechtungsgesetzgebung kann als 
abgeschlossen angesehen werden. Auch bei den beiden 
großen Gesellschaften, bei denen noch gewisse Entflech- 
tungsmaßnahmen ausstehen, nämlich bei der I. G. Farben- 
industrie AG. und den Vereinigten Stahlwerken, steht 
fest, daß sie selbst abgewickelt werden. Einige ihrer 
Tochtergesellschaften werden dagegen lortbestehen. Der 
Stand der Entflechtung erlaubt es daher, von den bisher 
nach § 77 Abs. 3 DMBG von der Neufestsetzung befreiten 
Unternehmen, soweit sie nicht abgewickelt werden, die 
Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse zu verlangen. 

Für die nach dem AHK-Gesetz Nr. 32 ebenfalls der Ent- 
flechtung unterliegenden Unternehmen des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens fehlt es an einer dem § 77 
Abs. 3 DMBG entsprechenden Vorschrift. Auch diese 
Unternehmen waren jedoch bisher von der Neufestsetzung 
ihrer Kapitalverhältnisse befreit. Die Alliierte Hohe 
Kommission hatte in einem nicht veröffentlichten 
Schreiben an den Ufa-Liquidationsausschuß vom 20. Juli 
1951 entschieden, daß auf diese Unternehmen das D-Mark- 
bilanzgesetz nicht anzuwenden ist. Nach der Aufhebung 
des AHK-Gesetzes Nr. 32 durch das AHK-Gesetz Nr. A-32 
und nach der Übernahme der Filmentflechtung in deutsche 
Zuständigkeit durch das Gesetz zur Abwicklung und Ent- 
flechtung des ehemaligen reichseigenen Filmvermögens 
vom 5. Juni 1953 (BGBl I S. 27b) ist auch auf diesem Ge- 
biet die Entflechtung soweit fortgeschritten, daß diese 
durch besondere alliierte Anordnung von der Neufest- 
setzung befreiten Kapitalgesellschaften nunmehr, soweit 
sie fortbestehen, zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhält- 
nisse verpflichtet werden können. 

Schließlich sind auch durch besondere deutsche Vor- 
schriften einzelne Kapitalgesellschaften von der Neufest- 
setzung, wenn auch nur vorübergehend, freigestellt 
worden. Nach § 80 Abs. 1 Satz 3 bis 7 DMBG in der Fassung 
des Ersten Berliner D-Markbilanzergänzungsgesetzes vom 
1 1. Dezember 1951 (GVBl für Berlin S. 1131) konnte der 
Senator für Justiz in Berlin für Unternehmen, die aus 
besonderen von ihnen nicht zu vertretenden Gründen die 
Frist zur Neufestsetzung nicht einhalten konnten, diese 
Frist über den in Berlin sonst maßgebenden 31. Dezember 
1951 hinaus verlängern. Die Berliner Regelung sieht 
keinen Zeitpunkt vor, bis zu dem die Fristverlängerung 
längstens gewährt werden darf. Die Möglichkeit, Frist- 
verlängerungen von beliebiger Dauer gewähren zu 
können, steht mit dem Grundgedanken des auch in Berlin 
geltenden § 1 Abs 1 des Zweiten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes in Widerspruch. Nach dieser Vorschrift ist eine 
Fortsetzung der nach § 80 Abs. l DMBG aufgelösten Ge- 
sellschaften unter gleichzeitiger Nachholung der Neu- 
festsetzung der Kapitalverhältnisse nur zugelassen 
worden, wenn die Beschlüsse bis zum 31. Dezember 1953 
gefaßt worden sind. Diese unterschiedliche Behandlung 
gebietet es, einen Zeitpunkt zu bestimmen, bis zu dem 
auch solche Gesellschaften bei Gefahr der Auflösung ihre 
Kapitalverhältnisse neu festgesetzt haben müssen, denen 
durch besondere Anordnung auf Grund der erwähnten 
Berliner Vorschriften die Frist zur Neufestsetzung über 
diesen Zeitpunkt hinaus verlängert worden sein sollte. 

Aus diesen Gründen bestimmt §12 Abs. 1 Satzl 
Halbsatz 1 des Entwurfs, daß Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, die unter § 77 Abs. 3 DMBG 
fallen oder auf Grund einer besonderen Anordnung bisher 
ihre Kapitalverhältnisse nicht neu festzusetzen brauchten, 
ihre Kapitalverhältnisse nunmehr nach §§35 bis 59 DMBG 
neu festzusetzen haben. Da die Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse nur bei Gesellschaften erforderlich ist, die 
sich als werbende Unternehmen betätigen wollen, sind 
Unternehmen, die beim Inkrafttreten des Gesetzes auf- 
gelöst sind oder später aufgelöst werden, zur Neufest- 
setzung nicht verpflichtet (§12 Abs. 1 Satz 1 Halb- 
satz 2). 

Auch die Gesellschaften, die nunmehr nach Absatz 1 
Satz 1 ihre Kapitalverhältnisse neu festzusetzen haben, 
können in ihre Eröffnungsbilanz ein Kapitalentwertungs- 
konto nach § 36 oder § 37 DMBG einstellen. Nach § 36 
Abs. 2 Satz 3 DMBG und nach § 37 Abs. 3 Satz 2 DMBG 
in der Fassung des §11 Nr. 5 des Entwurfs wären die 


Gesellschaften dann zum Ausgleich der Kapitalentwer- 
tungskonten innerhalb von 3 bzw 8 Geschäftsjahren ver- 
pflichtet. Da die unter Absatz 1 Satz 1 fallenden Gesell- 
schaften erst jetzt zur Neufestsetzung ihrer Kapitalver- 
hältnisse verpflichtet werden, sollen sie nach § 12 Abs. 1 
Satz 2 ein Kapitalentwertungskonto nach §36 DMBG 
nicht schon bis zum 31. Dezember 1951, sondern beide 
Arten von Kapitalentwertungskonten erst in dem am 
31 Dezember 1956 endenden oder laufenden Geschäftsjahr 
tilgen müssen (§12 Abs. 1 Satz 2). 

Um die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse auch bei 
den untei § 12 Abs. 1 Satz 1 fallenden Gesellschaften zu 
erzwingen, sieht § 12 Abs. 2 Satz 1 in enger Anlehnung 
an § 80 Abs. 1 Satz 1 DMBG vor, daß diese Unternehmen, 
sofern sie den Beschluß über die Neufestsetzung nicht 
bis zum 31 . Dezember 1955 beim Registergericht zur Ein- 
tragung in das Handelsregister angemeldet haben, mit 
dem Ablauf dieses Tages aufgelöst sind. § 12 Abs. 2 
S a t z 2 trifft übereinstimmend mit § 80 Abs. 1 Satz 2 DMBG 
für den Fall Bestimmungen, daß der Neufestsetzungsbe- 
schluß angefochten wird 

Zur Erzwingung des Ausgleichs eines außerordentlichen 
Kapitalentwertungskontos, das von einer unter § 12 Abs. 1 
Satz 1 fallenden Gesellschaft eingestellt worden ist, genügt 
es, die im D-Markbilanzgesetz getroffene Regelung für 
anwendbar zu eiklären. Nach §80 Abs. 3 DMBG in der 
Fassung des § 11 Nr. 12 des Entwurfs ist die Gesellschaft 
mit Ablauf des 31. Dezember 1958 aufgelöst, wenn die 
Durchführung des Ausgleichs nach § 46 DMBG nicht bis 
zu diesem Zeitpunkt in das Handelsregister eingetragen 
worden ist. Dagegen kann § 80 Abs. 3 DMBG für die Er- 
zwingung des Ausgleichs eines nicht getilgten Kapital- 
entwertungskontos nach § 36 DMBG nicht unverändert 
angewendet werden; die Frist wäre bereits abgelaufen. 
Da auch diese Kapitalentwertungskonten nach § 12 Abs. 1 
Satz 2 wie die außerordentlichen Kapitalentwertungs- 
konten bis zum 31. Dezember 1956 getilgt sein sollen, kann 
auch diesen Gesellschaften die Auflösung angedroht 
werden, wenn sie nicht innerhalb von weiteren zwei 
Jahren das Kapitalentwertungskonto nach § 46 DMBG 
ausgeglichen haben. §12 Abs 2 Satz 3 bestimmt des- 
halb. daß § 80 Abs. 3 DMBG mit der Maßgabe gilt, daß die 
Auflösung auch im Falle des § 36 DMBG erst mit Ablauf 
des 31. Dezember 1958 eintritt 

§ 1 Abs. 1 des Zweiten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes hat die Fortsetzung nach § 80 Abs. 1 DMBG aufgelöster 
Gesellschaften unter Nachholung der Neufestsetzung aus- 
drücklich zugelassen, zugleich aber bestimmt, daß die 
Fortsetzung nur bis zum 31. Dezember 1953 beschlossen 
werden kann. Die Frage, ob nach §80 Abs. 3 DMBG auf- 
gelöste Unternehmen ihre Fortsetzung beschließen können, 
ist, soweit bekannt, gerichtlich bisher noch nicht ent- 
schieden worden. Um Zweifel über die Fortsetzungsmög- 
lichkeiten auszuschließen, stellt §12 Abs. 3 klar, daß 
wegen Versäumung rechtzeitiger Neufestsetzung oder 
wegen nicht fristgemäßen Ausgleichs von Kapitalentwer- 
tungskonten nach Absatz 2 aufgelöste Unternehmen ihre 
Fortsetzung nicht beschließen können. Die Fortsetzung, 
wenn auch nur befristet, zuzulassen, bestand kein Anlaß; 
der Zweck des Absatzes 2, die Neufestsetzung und den 
Ausgleich zu erzwingen, würde nicht erreicht werden. 

Zu Artikel 4 

(Fortsetzung aufgelöster Gesellschaften in besonderen 
Fällen) 

Schon das Zweite D-Markbilanzergänzungsgesetz hat 
Vorschriften über die Fortsetzung gewisser aufgelöster 
Gesellschaften und Genossenschaften getroffen. Nunmehr 
hat sich die Notwendigkeit ergeben, einerseits für be- 
stimmte mit der Wiedergutmachung zusammenhängende 
Fälle eine von diesen Vorschriften abweichende Regelung 
zu treffen (§ 13 des Entwurfs) und andererseits die Fort- 
setzung anderer aufgelöster Gesellschaften abschließend 
zu regeln (§ 14 des Entwurfs). Im einzelnen ist zu §§ 13 
und 14 folgendes zu bemerken: 

Zu § 13 

Vielfach sind nach 1933 Kapitalgesellschaften und Ge- 
nossenschaften Vermögensgegenstände aus rassischen 
oder politischen Gründen entzogen worden. Sofern solche 
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Unternehmen trotz der Entziehung über den 21. Juni 1948 
hinaus aJs werbende Unternehmen weiter bestanden, sind 
sie, wenn sie ihre Kapitalverhältnisse oder Geschäftsgut- 
haben nicht rechtzeitig neu festsetzten, nach § 80 Abs 1. 
4 DMBG mit Ablauf des 30. Juni 1951 aufgelöst worden. 
Nach § 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 des Zweiten DMBErgGes 
konnten sie ihre Fortsetzung nur bis zum 31 Dezember 
1953 beschließen Wird bei solchen Unternehmen, wenn sie 
bisher sowohl die Neufestsetzung als auch einen Fort- 
setzungsbeschluß unterlassen haben, erst nach dem 31 De- 
zember 1953 das Rückerstattunqsverfahren abgeschlossen, 
so kann davon ausgeganqen werden, daß die Ursache 
ihrer Untätigkeit ihre infolge des schwebenden Rück- 
erstattungsverfahrens unklare Vermögenslage war Es er- 
scheint daher gerechtfertigt und aus Gründen einer voll- 
ständigen Wiedergutmachung geboten, diese Unterneh- 
men nach der Wiedererlangung der ihnen entzogenen 
Vermögensgegenstände nicht zur Abwcklung und Neu- 
gründung zu zwingen, sondern ihnen abweichend von den 
Vorschriften des Zweiten DMBErgGes eine nochmalige 
Frist für die Herbeiführung eines Fortsetzungsbeschlusses 
einzuräurnen. 

Ist einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft ihr 
ganzes Vermögen entzogen worden und wird das Rück- 
erstattungsverfahren erst nach dem 31 Dezember 1953 ab- 
geschlossen, so ist die Sachlage ähnlich ln diösen Fällen 
ist das Unternehmen regelmäßig auf Grund der §§ 2, 3 
des Löschungsgesetzes vom 9 Oktober 1934 (RGBl. I S. 914) 
im Handelsregister als vetmöqenslos gelöscht worden. 
Erlangt dieses Unternehmen nunmehr im Rückerstattungs- 
verfahren sein Vermögen zurück so wird es wieder in 
das Handelsregister eingetragen Das Unternehmen gilt 
aber nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, § 3 des Löschungs- 
gesetzes als mit der Löschung aufgelöst Da ein solches 
Unternehmen aus anderen Gründen als nach §80 Abs 1, 
4 DMBG vor der Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
oder Geschäftsguthaben aufgelöst ist, konnte es gemäß 
§ 1 Abs. 5. § 2 Abs. 3 des Zweiten DMBErgGes seine Fort- 
setzung nur beschließen, sofern diese nach allgemeinen 
Vorschriften zulässig war Die Zulässigkeit der Fortset- 
zung einer durch Löschung aufgelösten Gesellschaft oder 
Genossenschaft dürfte zu beiahen sein (vgl KG in DNotZ 
1941, 256; a A ohne nähere Begründung RGZ 156, 27). 
Der Fortsetzung steht aber, wenn das Rückerstattungs- 
verfahren erst nach dem 31 Dezember 1953 abgeschlossen 
wird, entgegen, daß sie nach § 1 Abs. 5. § 2 Abs 3 des 
Zweiten DMBErgGes nur bis zum 31 Dezember 1953 be- 
schlossen werden konnte Auch in diesen Fällen erscheint 
es geboten abweichend von den Vorschriften des Zweiten 
DMBErgGes die Möglichkeit eines Fortsetzungsbeschlusses 
innerhalb angemessener Frist nach Abschluß des Rück- 
erstattungsverfahrens zu eröffnen. 

Aus diesen Gründen sieht § 13 des Entwurfs vor. daß 
für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die nach 
§80 Abs 1, 4 DMBG oder aus anderen Gründen vor der 
Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse oder Geschäfts- 
guthaben aufgelöst sind und die nach dem 31 Dezember 
1953 durch reditkräftige Erledigung eines Rückerstattungs- 
verfahrens entzogene Vermögensgegenstände vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzen wieder erlangt haben oder nach 
seinem Inkrafttreten wiederei langen, grundsätzlich die 
§§ 1, 2 des Zweiten DMBErgGes über die Fortsetzung unter 
gleichzeitiger Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse oder 
Geschäftsgurhaben gelten Abweichend von diesen Vor- 
schriften soll aber die Fortsetzung bis zum Ablauf des 
6 Monate nach dem Tage der rechtskräftigen Erledigung 
des Rückerstattunqsverfahrens liegenden Tages beschlos- 
sen werden können Um auch den Unternehmen, bei denen 
das Rückerstatturigsverfahren nach dem 31 Dezember 1953, 
aber vor dem Inkrafttreten des Gesetzes, abgeschlossen 
worden ist, die gleiche Frist zu eröffnen, kann die Fort- 
setzung mindestens bis um Ablauf des 6 Monate nach 
dem Tage des Inkrafttretens des Gesetzes liegenden Ta- 
ges beschlossen weiden Die Anwendung des § 1 Abs 4 
des Zweiten DMBErgGes. der nach § 2 Abs 2 dieses Ge- 
setzes audi für Genossenschaften gelten würde, wird aus- 
geschlossen. weil diese Vorschrift den zwischen der Auf- 
lösung und der Fortsetzung bestehenden Abwicklungs- 
zustand steuerlich aus Vereinfachungsgründen unberüdc- 
sichtigt läßt, dies aber für die häufig auch steuerrechtlich 
schwierigen Rückerstattungsfälle nicht paßt. 


Zu § 14 

Kapitalgesellschaften, deren Nennkapital nach der Neu- 
festsetzung auf weniger als die nach §44 Abs. l. 2 DMBG 
zulässigen Mindestnennbeträge lautet, sind nach § 80 
Abs 2 des im Bundesgebiet geltenden DMBG mit Ablauf 
des 31 Dezember 1951 nach § 80 Abs. 2 Satz 1 des Ber- 
liner DMBG mit Ablauf des 31 Dezember 1952 aufgelöst 
worden, wenn bis zu diesen Zeitpunkten die Erhöhung 
des Nennkapitdls auf den zulässigen Mindestnennbetrag 
nicht wirksam geworden ist Kapitalgesellschaften, die 
ein Kapitalentwertungskonto nach § 36 DMBG in die Er- 
öffnungsbilanz eingestellt hatten, sind außerdem nach § 80 
A.bs 3 des im Bundesgebiet geltenden DMBG mit Ablauf 
des 31 Dezember 1953 aufgelöst worden, wenn die Durch- 
führung des Ausgleichs dieses Kontos nach § 46 DMBG 
nicht bis zu diesem Zeitpunkt in das Handelsregister ein- 
getragen worden ist Ob eine aus diesen Gründen auf- 
gelöste Gesellschaft ihre Fortsetzung beschließen kann, 
kann zweifelhaft sein, zumal die Fortsetzung von nach 
§80 Abs 1, 4 DMBG wegen nicht rechtzeitiger Neufest- 
setzung ihrer Kapitalverhältnisse aufgelösten Gesellschaf- 
ten und Genossenschaften durch §§ 1, 2 des Zweiten 
DMBErgGes ausdrücklich, wenn auch nur befristet, zu- 
gelassen worden ist Es erscheint daher angebracht, auch 
die Fortsetzung der nach § 80 Abs 2 oder § 80 Abs. 3 
DMBG aufgelösten Gesellschaften ausdrücklich zu regeln. 

Um Härten zu vermeiden, die sich daraus ergeben 
könnten, daß sich die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
aus den erwähnten Gründen aufgelösten Gesellschaften 
auf die Fortsetzungsmögüchkeit verlassen haben, gestattet 
Absatz! Satzl daß diese Gesellschaften ihre Fort- 
setzung beschließen können Die Fortsetzung soll jedoch 
aus den gleichen Gründen die zu einer Befristung der 
Fortsetzunqsmöglichkeit in den Fällen der §§ l. 2 desZwei- 
ten DMBErgGes führten zeitlich nicht unbegrenzt, sondern 
nur bis zum 31 Dezember 1956 beschlossen werden können. 
Die Zulässigkeit eines Fortsetzungsbeschlusses wird durch 
Absatz 1 Satz 2 ferner an zwei weitere Voraussetzun- 
gen geknüpft Die Fortsetzung ist nur zulässig, wenn das 
Vermögen der Gesellschaft noch vorhanden ist ( A b s a t z l 
Satz 2 Nr 1 ; vgl § 215 Abs 1 Satz 1 AktGes) Außer- 
dem muß sichergestellt sein. daß. wenn auch verspätet, 
der Zweck erreicht wird, zu dem d»e Auflösung anqeordnet 
worden ist Die Fortsetzung kann deshalb nach Absatz 1 
Satz 2 Nr 2 nur beschlossen werden, wenn spätestens 
zugleich mit ihr bei einer nach §80 Abs 2 DMBG auf- 
gelösten Gesellschaft die Erhöhung des Nennkapitals auf 
den nach §44 Abs l 2 DMBG zulässigen Mindestnenn- 
betrag und bei einer nach §80 Abs 3 DMBG aufgelösten 
Gesellschaft die zürn Ausgleich des Kapitalentwertungs- 
kontos nach § 46 DMBG erforderlichen Maßnahmen be- 
schlossen werden 

Im Gegensatz zu § 1 Abs. 1 Satz 3 bis 5, § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Zweiten DMBGErgGes ist nicht vorgesehen, daß 
für den Forlsetzunqsbeschluß eine einfache Mehrheit ge- 
nügt Die Fortsetzung kann nur mit der nach allgemeinen 
gesetzlichen oder satzungsmäßigen Vorschriften erforder- 
iiehen Mehrheit beschlossen werden (vgl z B § 215 Abs. 1 
Satz 2 AktG) Diese unterschiedliche Behandlung recht- 
fertigt sich daraus, daß die Fortsetzung von nach § 80 
Abs l, 4 DMBG aufgelösten Unternehmen im Ergebnis 
nur eine verspätete Neufestsetzung darstellt, so daß für 
einen solchen Fortsetzunqsheschluß ebenso wie für 
einen rechtzeitigen Neufestsetzungsbeschluß die einfache 
Mehrheit für genügend erklärt werden konnte Dagegen 
besteht kein Anlaß, die Fortsetzung von nach § 80 Abs. 2, 
3 DMBG aufgelösten Unternehmen besonders zu erleich- 
tern 

Absatz 2 übernimmt § 215 Abs. 3 AktGes, wie dies 
wegen der Gleichheit der sachlichen Voraussetzungen 
auch schon in § 1 Abs 2 des Zweiten DMBErgGes ge- 
schehen ist 

Absatz 3 stellt sicher, daß die an die Zulassung der 
Fortsetzung geknüpfte Bedingung erfüllt wird, daß näm- 
lich die Maßnahmen nachgeholt werden, wegen deren 
Nichtvornahme die Auflösung eingetreten ist (vgl Ab- 
satz 1 Satz 2 Nr 2) Der Fortsetzungsbeschluß soll deshalb 
kerne Wirkung haben, bevor zwei Voraussetzungen er- 
füllt sind Einmal muß der Fortsetzungsbeschluß selbst 
eingetragen sein (vgl § 148 Abs 3 AktGes) Außerdem 
muß bei einer nach § 80 Abs 2 DMBG aufgelösten Ge- 
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Seilschaft die Erhöhung des Nennkapitals, bei einer nach 
§ 80 Abs. 3 DMBG aufgelösten Gesellschaft der Ausgleich 
des Kapitalentwertungskontos in das Handelsregister 
eingetragen sein. Die beiden Eintragungen sollen nur 
zusammen erfolgen, weil die Eintragung des Fort- 
setzungsbeschlusses allein diesen noch nicht wirksam 
macht, die Eintragung eines noch nicht wirksamen Be- 
schlusses aber möglichst vermieden werden muß. 

Absatz 4 sieht aus Vereinfachungsgründen vor, daß 
eine Gesellschaft, die auf Grund der Absätze 1 bis 3 
fortgesetzt wird, steuerlich als nicht aufgelöst behandelt 
wird (vgl. § 1 Abs. 4 des Zweiten DMBErgGes). 

Die Absätze 1 bis 3 behandeln nur die Fortsetzung 
von Gesellschaften, die nach § 80 Abs. 2, 3 DMBG vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes aufgelöst worden sind. Nach 
§ 80 Abs. 3 DMBG in der Fassung des § 11 Nr. 12 des Ent- 
wurfs können aber Gesellschalten auch nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes aufgelöst werden, wenn sie ein 
Kapitalentwertungskonto nach § 37 DMBG in die Eröff- 
nungsbilanz eingestellt haben und die Durchführung des 
Ausgleichs nicht bis zum 31. Dezember 1958 in das Han- 
delsregister eingetragen wird. In Berlin können ferner 
unter Umständen auch Gesellschaften, die ein Kapital- 
entwertungskonto nach § 36 in die Eröffnungsbilanz ein- 
gestellt haben, nach dem Inkrafttreten des Gesetzes auf- 
gelöst werden, da die Auflösung wegen nicht rechtzei- 
tigen Ausgleichs dieses Kontos nach § 80 Abs. 3 des Ber- 
liner D-Markbilanzgesetzes erst für den 31. Dezember 
1954 angedroht ist. Schließlich ist es möglich, daß eine 
Gesellschaft auf Grund des § 80 Abs. 2 Satz 2 des Ber- 
liner D-Markbilanzgesetzes in der Fassung des Artikels I 
Nr. 2 des Zweiten Berliner Gesetzes zur Änderung des 
D-Markbilanzgesetzes vom 11. Dezember 1951 (GVBl. I 
S. 1139) erst nach dem Inkrafttreten des Gesetzes aufge- 
löst wird. In allen diesen Fällen der Auflösung einer 
Gesellschaft nach dem Inkrafttreten des Gesetzes kann 
und muß die Fortsetzung ausgeschlossen werden. Von 
diesen Gesellschaften kann verlangt werden, daß sie die 
nach § 80 Abs 2, 3 DMBG ihnen bei Gefahr der Auflösung 
auferlegten Maßnahmen innerhalb der angemessenen 
gesetzlichen Fristen vornehmen. Ein wirksamer Zwang zur 
Beachtung dieser Fristen könnte nicht ausgeübt werden, 
wenn diesen Gesellschaften in Aussicht gestellt würde, daß 
sie, sei es auch nur befristet, die Auflösung durch einen 
Fortsetzungsbeschluß wieder rückgängig machen können. 
Absatz 4 bestimmt deshalb, daß die Fortsetzung einer 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes auf Grund des § 80 
Abs. 2, 3 des D-Markbilanzgesetzes aufgelösten Gesell- 
schaft nicht beschlossen werden kann. 

Zu Artikel 5 

(Vereinigung von Kleinaktien) 

Die Gründe für die Streichung der Frist in § 44 Abs. 6 
DMBG (vgl. § 11 Nr. 7 des Entwurfs) und für die Vor- 
schriften des Entwurfs über die freiwillige Vereinigung 
von Kleinaktien sind oben in den einleitenden Bemer- 
kungen bereits dargelegt Zu §§ 15 bis 19, die sich mit 
geringen Abweichungen eng an §§ 2 bis 7 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Aktiengesetz vom 21. De- 
zember 1938 (RGBl. I S 1839) anlehnen, ist im einzelnen 
nur noch folgendes zu bemerken: 

Zu § 15 

Die Vorschrift entspricht § 2 der 3. DVO zum AktG. 

Absatz l weicht von § 2 Abs. 1 der 3. DVO zum AktG 
im Wortlaut jedoch ohne sachliche Änderung, ab. 
Das Gebot des § 44 Abs 6 DMBG zum Umtausch von 
Kleinaktien bleibt, wenn auch künftig ohne Festsetzung 
einer Umtauschfrist, bestehen. Der Entwurf will die Er- 
füllung dieser Umtauschverpflichtung durch Vorschriften 
über eine freiwillige Vereinigung von Kleinaktien er- 
leichtern. Absatz 1 Halbsatz 1 stellt deshalb zunächst 
klar, daß Aktien, die nicht auf einhundert Deutsche Mark 
oder ein Vielfaches dieses Betrages lauten, zu Aktien 
vereinigt werden können die auf einhundert Deutsche 
Mark oder ein Vielfaches von einhundert Deutsche Mark 
lauten. Absatz 1 Halbsatz 2 bestimmt sodann, daß die 
Vereinigung jedoch der Zustimmung der betroffenen Ak- 
tionäre bedarf. 


Eine Aufforderung der Gesellschaft zum Umtausch unter 
Androhung der Kraftloserklärung für nicht eingereichte 
Aktien gemäß §§67, 179 AktG schließt Absatz 2 aus- 
drücklich ausj sie wäre mit der in Absatz 1 Halbsatz 2 
festgelegten Freiwilligkeit der Vereinigung nicht ver- 
einbar. 

Zu § 16 

Die Vorschrift stimmt mit § 3 der 3. DVO zum AktG 
überein. 

Die Freiwilligkeit der Vereinigung wird dadurch ge- 
sichert, daß die Satzungsbestimmungen über die Nenn- 
beträge der Aktien nicht vor der Zustimmung der be- 
troffenen Aktionäre zur Vereinigung und, soweit die 
Aktienrechte beurkundet sind, nicht vor Einreichung der 
Urkunden geändert werden dürfen (Absatz 1). 

Absatz 2 erleichtert die Satzungsänderung dadurch, 
daß sie, sobald sie nach Absatz 1 zulässig ist, vom Auf- 
sichtsrat beschlossen werden darf. Die Satzungsänderung 
bedarf also, anders als sonstige Satzungsänderungen 
(§ 145 Abs. 1 Satz 1 AktG), keines Beschlusses der Haupt- 
versammlung. Sie wird vielmehr wie eine Änderung der 
Satzung behandelt, die nur die Fassung betrifft und zu 
der der Aufsichtsrat durch die Hauptversammlung ermäch- 
tigt worden ist (vgl. § 145 Abs. 1 Satz 2 AktG). 

Zu § 17 

Die Vorschrift stimmt wörtlich mit § 4 der 3. DVO zum 
AktG überein Die neuen Aktien sollen nicht ausgegeben 
werden, ehe die Änderung der Satzungsbestimmungen 
über die Nennbeträge der Aktien in das Handelsregister 
eingetragen ist, weil darauf geachtet werden muß, daß 
die Satzungsbestimmungen über die Nennbeträge der 
Aktien mit den tatsächlich ausgegebenen Aktien über- 
einstimmen 

Zu § 18 

Die Vorschrift wiederholt wörtlich § 5 Satz 2 der 3. DVO 
zum AktG. 

Sie sieht vor, daß die Ausgabe neuer Mehrstimmrechts- 
aktien im Zuge der Vereinigung nicht der sonst nach § 12 
Abs. 2 AktG erforderlichen Ausnahmebewilligung bedarf, 
wenn das Verhältnis von Stimmenzahl und Nennbetrag 
unverändert bleibt oder sich zuungunsten der Stimmen- 
zahl ändert. In diesen Fällen werden keine neuen Mehr- 
stimmrechtsaktien geschaffen, sondern nur für bereits 
bestehende, aber vereinigte Rechte neue Urkunden aus- 
gegeben. 

§ 5 Satz 1 der 3. DVO zum AktG ist in den Entwurf nidit 
übernommen, weil sich diese Bestimmung auf den in- 
zwischen aufgehobenen, überholten § 8 Abs. 2 AktG bezog 
(vgl. §60 Abs. 3 DMBG). 

Zu § 19 

Kleinaktien sind schon bisher vielfach in entsprechen- 
der Anwendung der Vorschriften der §§ 2 bis 6 der 3. DVO 
zum AktG freiwillig vereinigt worden. In Übereinstim- 
mung mit § 7 der 3. DVO zum AktG erschien es deshalb 
zweckmäßig, die gesetzliche Zulässigkeit dieser Maß- 
nahmen ausdrücklich zu bestätigen. 

Zu Artikel 6 

(Handelsrechtliche Vorschriften für Unternehmen 
mit Sitz in Berlin [West]) 

In diesem Artikel sind einige handelsrechtliche Sonder- 
vorschriften für Unternehmen mit Sitz in Berlin (West) 
zusammengefaßt, die mii Besonderheiten der Berliner D- 
Markbilanzgesetzgebung (§ 20 des Entwurfs) bzw. des 
Berliner Währungsrechts (§ 21 des Entwurfs) Zusammen- 
hängen. 

Zu § 20 

Die Vorschrift, für die § 13 des (Ersten) D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes als Vorbild gedient hat, ist auf eine 
Ungleichheit in der D-Markbilanzgesetzgebung des Bun- 
desgebiets und von Berlin zurückzuführen. 
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Während im Bundesgebiet Reichsmarkverbindlidikeiten 
gegenüber Angehörigen der Vereinten Nationen nur mit 
einem Zehntel ihres Reichsmarknennbetrages eingesetzt 
werden durften (§ 32 Abs. 1 DMBG), sah die entsprechen- 
de Vorschrift des Berliner D-Markbilanzgesetzes vor. daß 
diese Verbindlichkeiten mit mehr als einem Zehntel ihres 
Reichsmarknennbetrages angesetzt werden konnten; fer- 
ner konnte eine Rückstellung gebildet werden. Der 
höhere Ansatz und die Bildung einer Rückstellung waren 
im Berliner D-Markbilanzgesetz zugelassen worden, weil 
in Berlin im Gegensatz zur Rechtslage im Bundesgebiet 
die Schuldner wegen des übeischießenden Betrages kei- 
nen Erstattungsanspruch gegen das Land hatten Soweit 
nunmehr aui Grund des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1003) endgültig 
feststeht, daß diese Verbindlichkeiten mit weniger als 
einer Deutschen Mark für je eine Reichsmark zu erfüllen 
sind, entspricht ein höherer Ansatz der Verbindlichkeiten 
nicht mehr der Rechtslage; audi einer Rückstellung bedarf 
es nicht mehr. Die aus dieser veränderten Sachlage zu 
ziehenden Folgerungen werden in Absatz l für den Fall 
einer Rückstellung, in Absatz 2 für den Fall eines zu hohen 
Ansatzes der Verbindlichkeiten gezogen 

Absatz 1 bestimmt, daß eine Kapitalgesellschaft, die 
in ihrer Eröffnungsbilanz gemäß § 32 Abs, 1 des Berliner 
D-Markbilanzgesetzes eine Rückstellung wegen Reichs- 
markverbindlichkeiten gegenüber Angehörigen der Ver- 
einten Nationen gebildet hat, den Rückstellungsbetrag in 
dem ersten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes aufzu- 
stellenden Jahresabschluß in die gesetzliche Rücklage 
(Sonderrücklage) überführen kann, soweit die auf Deut- 
sche Mark umgestellten Reichsmarkverbindlichkeiten 
nicht im Verhältnis von einer Reichsmark zu einer Deut- 
schen Mark zu erfüllen sind. 

Die Auflösung der Rückstellung zu Gunsten der gesetz- 
lichen Rücklage stellt die wirtschaftliche Gleichheit der 
Unternehmen mit Sitz im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) noch nicht her. Im Bundesgebiet konnten die 
Unternehmen, da sie keine Rückstellung zu bilden brauch- 
ten. die von den Berliner Unternehmen zur Bildung der 
Rückstellung verwendeten Beträge nicht nur in Rücklage 
stellen, sondern statt dessen ihr Grundkapital höher neu 
festsetzen. Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 gestattet des- 
halb den Berlinei Unternehmen, bei Auflösung der Rück- 
stellung eine Erhöhung ihres Nennkapitals um den Rück- 
stellungsbetrag durch Gewährung von Freianteilen nach 
den Vorschriften über die Kapitalerhöhung zu beschließen. 
Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 stellt klar, daß die Ge- 
währung von Freianteilen weder handelsrechtlich noch 
steuerrechtlich als Gewinnausschüttung gilt Die Kapital- 
erhöhung darf bei den Berliner Unternehmen ebensowenig 
wie eine von vornherein beschlossene höhere Neufest- 
setzung eine Steuerpflicht für die Steuern vom Einkom- 
men. vom Ertrag und vom Kapitalverkehr begründen. 
Absatz 1 Satz 3 sieht deshalb die sinngemäße Anwen- 
dung des § 73 Abs 1 und 2 DMBG vor. 

Eine Kapitalgesellschaft konnte nach § 32 Abs 1 des 
Berliner DMBG wegen Reichsmarkverbindlichkeiten ge- 
genüber Angehörigen der Vereinten Nationen nicht nur 
eine Rückstellung über den ausgewiesenen Betrag hinaus 
bilden, sondern auch die Verbindlichkeiten selbst höher 
als mit einem Zehntel ihres Reichsmarknennbetrages aus- 
weisen. Soweit nunmehr feststeht, daß der ausgewiesene 
Betrag zu hoch ist, muß zur Herstellung der wirtschaft- 
lichen Gleichheit mit dem Bundesgebiet gestattet werden, 
daß auch der Betrag, um den der ausgewiesene Betrag 
den zur Erfüllung dei umgestellten Verbindlichkeiten auf- 
zuwendenden Betrag übersteigt, in die gesetzliche Rück- 
lage (Sonderrücklage) überführt oder zu einer Erhöhung 
des Nennkapitals durch Gewährung von Freianteilen ver- 
wendet werden darf Absatz 2 bestimmt deshalb, daß 
in diesen Fällen Absatz 1 entsprechend gilt. 

§ 32 Abs 1 des Berliner DMBG gilt nicht nur für Kapi- 
talgesellschaften. sondern auch für Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften Absatz 3 sieht daher die sinn- 
gemäße Anwendbarkeit der Absätze 1 und 2 für Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften vor. 


Zu § 21 

Nach der Verordnung der Kommandanten des franzö- 
sischen, britischen und amerikanischen Sektors von Groß- 
berlin vom 24 Juni 1948 (VOBl für Großberlin S. 363) 
wurde die Deutsche Mark der Bank deutscher Länder 
(Westmark) mit Wirkung vom 25. Juni 1948 in den West- 
sektoren von Berlin als gesetzliches Zahlungsmittel ein- 
geführt. In gewissem Umfang galt daneben aber zunächst 
auch die im sowjetischen Sektor in Berlin als gesetzliches 
Zahlungsmittel eingeführte Deutsche Mark der Deutschen 
Notenbank (Ostmark) als Zahlungsmittel. Erst durch die 
Währungsergänzungsverordnung vom 20. März 1949 
(VOBl. für Großberlin S 86) wurde die Westmark alleini- 
ges gesetzliches Zahlungsmittel in Berlin (West). 

In der sogenannten Mischwährungszeit sind eine Reihe 
von Kapitalgesellschaften mit einem Nennkapital in Ost- 
mark in das Handelsregister des für Handel-sregistersachen 
in den Westsektoren von Berlin zuständigen Amtsgerichts 
Berlin-Charlottenburg eingetragen worden. Ein Teil dieser 
Gesellschaften ist bereits wieder gelöscht oder aufgelöst; 
andere Gesellschaften haben ihre Kapitalverhältnisse nach 
den Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes neu festge- 
setzt. Einige Gesellschaften sind aber auch jetzt noch mit 
einem Ostmarknennkapital als werbende Gesellschaften 
im Handelsregister eingetragen, ln der Rechtsprechung der 
Berliner Gerichte ist bezweifelt worden, daß für diese Ge- 
sellschaften das D-Markbilanzgesetz gilt, weil es nur die 
Umstellung der Kapitalverhältnisse von Reichsmark auf 
Deutsche Mark, nicht aber von Ostmark auf Westmark 
regle Der Grundgedanke des D-Markbilanzgesetzes, das 
kaufmännische Rechnungswesen und die Kapitalverhält- 
msse der neuen Währung anzupassen, erfordert es aber, 
daß auch die jetzt noch mit einem Ostmarknennkapitai 
eingetragenen Gesellschaften eine Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark aufstellen und ihre Kapitalverhältnisse 
neu festsetzen müssen. 

Absatz 1 Satz 1 und 2 bestimmt deshalb, daß 
Kapitalgesellschaften, die beim Inkrafttreten des Gesetzes 
mit einem Nennkapital in Ostmark im Handelsregister des 
Amtsgerichts in Berlin-Charlottenburg eingetragen sind, 
eine Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark auf den in Ber- 
lin maßgebenden 1. April 1949 aufzustellen und ihre Ka- 
pitalverhältnisse nach 35 bis 59 DMBG neu festzusetzen 
haben. Um diesen Gesellschaften, wenn sie ein Kapital- 
entwertungskonto nach § 36 oder § 37 DMBG in ihre 
Eröffnungsbilanz einstellen, eine angemessene Frist zum 
Ausgleich dieser Konten zu gewähren, sieht Absatz 1 
Satz 3 vor, daß die Kapitalentwertungskonten spätestens 
in dem am 31. Dezember 1956 endenden oder laufenden 
Geschäftsjahr auszugleichen sind. 

Absatz 2 ist § 80 Abs. 1 DMBG nachgebildet. Den nach 
Absatz 1 zur Neufestsetzung ihrer Kapitalverhältnisse 
verpflichteten Gesellschaften wird die Auflösung ange- 
droht. wenn sie den Beschluß über die Neufestsetzung 
nicht bis zum 31. Dezember 1955 beim Registergericht zur 
Eintragung in das Handelsregister anmelden (Absatz 2 
Satz 1) Für den Fall, daß der Neufestsetzungsbeschluß 
vor dem 31. Dezember 1955 angefochten wird, trifft Ab- 
satz 2 Satz 2 besondere Bestimmungen, die dem § 80 
Abs 1 Satz 2 DMBG entsprechen. 

Die in Absatz 2 angedrohte Auflösung ist nur dann ge- 
eignet. die Gesellschaften zur Einhaltung der für die Neu- 
festsetzung und zum Ausgleich von Kapitalentwertungs- 
konten vorgesehenen Frist zu zwingen, wenn ihnen die 
endgültige Auflösung angedroht wird. Durch Absatz 3 
wird deshalb die Fortsetzung eines nach Absatz 2 auf- 
gelösten Unternehmens ausgeschlossen. 

Einzelne Gesellschaften, die in der Mischwährungszeit 
mit einem Nennkapital in Ostmark eingetragen waren, 
haben später ihr Nennkapital zwar nicht nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzqesetzes, aber währungsmäßig 
durch Ersetzung der Rechiiungseinheit Ostmark durch 
Westmark oder aber auch durch eine andere Änderung 
des ursprünglichen Ostmarknennkapitals in ein West- 
marknennkapital der D-Markwährung angepaßt. Für den 
ähnlichen Fall einer währungsmäßigen oder sonstigen 
Anpassung eines Reichsmarknennkapitals an die Deutsche 
Mark ist in § 78 DMBG bestimmt, daß diese Maßnahmen 
nicht von der Pflicht zur Neufestsetzung der Kapitalver- 
hältnisse befreien. Da nur wenige Gesellschaften ihr ur- 
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sprünglidi eingetragenes Ostmarknennkapital der Deut- 
schen Mark anders als nach den Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes angepaßt haben durften, ist es nicht un- 
bedingt notwendig, von diesen Gesellschaften jetzt noch 
die Aufstellung einer D-Markeröffnungsbilanz und eine 
Neufestsetzung ihrer Kapitalveihältnisse nach den Vor- 
schriften des D-Markbilanzgesetzes zu verlangen. Eine 
Befreiung dieser Gesellschaften von diesen Pflichten ist 
aber zum Schutze ihrer Gläubiger nur vertretbar, wenn 
das zum Zwecke der Anpassung an die Deutsche Mark 
an Stelle des Ostmarknennkapitals eingetragene Nenn- 
kapital in Deutscher Mark durch das im Zeitpunkt seiner 
Eintragung vorhandene Reinvermögen der Gesellschaft 
gedeckt war Nach Absatz 4 Satz 1 sind deshalb diese 
Kapitalgesellschaften von der Pflicht zur Aufstellung 
einer Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und zur Neu- 
festsetzung ihrer Kapitalverhältnisse nach den Vorschrif- 
ten des D-Markbilanzgesetzes nur befreit, sofern sie bin- 
nen 6 Monaten nach dem Inkrafttreten des Gesetzes durch 
Vorlage einer Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers 
nachweisen, daß ihr Reinvermögen den Betrag des ein- 
getragenen Nennkapitals in Deutscher Mark nach einer 
auf den Tag der Eintragung dieses Kapitals aufgestellten 
Bilanz erreichte. Wenn dieser Nachweis nicht erbracht 
wird, müssen diese Gesellschaften eine Eröffnungsbilanz 
aufstellen und ihre Kapitalverhältnisse neu festsetzen. 
Die Sachlage ist dann bei diesen Gesellschaften die gleiche 
wie bei den jetzt noch mit einem Ostmarknennkapital 
eingetragenen Gesellschaften. Nach Absatz 4 Satz 2 
gelten deshalb in diesen Fällen die in Absatz 1 bis 3 für 
Gesellschaften mit einem Ostmarknennkapital getroffe- 
nen Vorschriften sinngemäß 


Zu Artikel 7 

(Steuerliche Vorschriften für Pensionsrückstellungen 
der Geldinstitute) 

Die einzige Vorschrift dieses Artikels (§ 22 des Ent- 
wurf s) enthält eine steuerliche Sonderregelung für Pen- 
sionsrückstellungen der Geldinstitute. In die Eröffnungs- 
bilanz eingestellte Rückstellungen der Geldinstitute für 
vertragliche oder sonstige Pensionsverpflichtungen (ein- 
schließlich der Anwartschaften) sind nach der 38. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz auf der 
Grundlage eines Rechnungszinsfußes von'3 vom Hundert 
zu berechnen Nach dem neuen § 74 a Satz 2 DMBG (§ 11 
Nr. 11 des Entwurfs) müßten dagegen in den auf die Er- 
öffnungsbilanz folgenden Wii tschaftsjahren die Rück- 
stellungen für am 21. Juni 1948 bestehende Anwartschaf- 
ten auf der Grundlage eines Rechnungszirrsfußes von min- 
destens 3 V 2 vom Hundert berechnet werden. Um diesen 
Wechsel in der Berechnungsweise zu vermeiden, gestat- 
tet Satz 1, daß die Geldinstitute, die in der Eröffnungs- 
bilanz Pensionsrückstellungen nach der 38. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz gebildet haben, für 
die Berechnung der Rückstellungen nach § 74 a DMBG auch 
v/eiterhin einen Rechnungszinsfuß von mindestens 3 vom 
Hundert zugrunde legen können. 

Nach Satz 2 kann ferner, um eine einheitliche Berech- 
nung der Rückstellungen für laufende Pensionen und für 
Anwartschaften zu ermöglichen, auch eine Rückstellung 
für am 21. Juni 1948 bereits laufende Pensionen unter 
Zugrundelegung des Rechnungszinsfußes von mindestens 
3 vom Hundert weitergefühlt werden 

Aus Vereinfachungsgründen kann schließlich nach 
Satz 3 und 4 bei einer Erhöhung von laufenden Pen- 
sionen oder Anwartschaften der Berechnung der Rückstel- 
lung für die neuen Rententeile ebenfalls ein Rechnungs- 
zinsfuß von mindestens 3 vom Hundert zugrundegelegt 
werden. 


Zu Artikel 8 

(Ergänzungen des Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes) 
Durch das Berliner Altbankengesetz vom 10. Dezember 
1953 (GVBl. S. 1483) sind die Voraussetzungen für den 
Wiederbeginn der Geschäftstätigkeit der Berliner Alt- 
banken in Berlin geschaffen worden. 

Bei den Berliner Altbanken lassen sich die folgenden 
drei Gruppen unterscheiden: 


a) Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, die keine 
Niederlassung im Bundesgebiet haben, 

b) Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, die Nieder- 
lassungen im Bundesgebiet haben, 

c) Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet, die 
Niederlassungen in Berlin haben. 

Das Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetz — ABilG — vom 
10. Dezember 1953 (GVBl. S. 1488) sieht für alle Berliner 
Altbanken die Aufstellung einer — der westdeutschen 
Umstellungsrechnung entsprechenden — Altbankenrech- 
nung vor, deren Stichtag in der Regel der 1. Januar 1953 
ist. Außerdem haben die unter a und b bezeichneten Ber- 
liner Altbanken — von Ausnahmen abgesehen — auf den 
Stichtag der Altbankenrechnung eine DM-Eröffnungs- 
bilanz aufzustellen, die das gesamte Vermögen des Unter- 
nehmens erfaßt. 

Bis zum Inkrafttreten des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
hatten die unter Buchstabe a fallenden Berliner Altbanken 
in der Regel keine Umstellungsrechnung oder Eröffnungs- 
bilanz aufzustellen. 

Die unter Buchstabe b fallenden Berliner Altbanken 
hatten nach der 35. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz für ihre Niederlassungen im Bundesgebiet 
eine Umstellungsrechnung auf den 21. Juni 1948 aufzu- 
stellen, die nach § 2 der 42. Durdiführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz für den von ihr erfaßten Geltungs- 
bereich die Wirkung einer Eröffnungsbilanz im Sinne des 
D-Markbilanzgesetzes hat. Nach dem Altbanken-Bilanz- 
Gesetz werden nunmehr die bisher getrennt geführten 
westdeutschen und Berliner Vermögenswerte und Ver- 
bindlichkeiten in der Altbankenrechnung und in der nach 
dem Altbanken-Bilanz-Gesetz aufzustellenden DM-Eröff- 
nungsbilanz zusammengefaßt. 

Die unter Buchstabe c fallenden Berliner Altbanken 
hatten auf den 21. Juni 1948 für den gesamten Geschäfts- 
bereich nach der 2. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz eine Umstellungsrechnung und nach der 
42, Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz eine 
Eröffnungsbilanz aufzustellen, in der die Berliner Werte 
mit einem Erinnerungsposten anzusetzen waren. Für diese 
Berliner Werte sind nun nach § 44 des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes vom 21. September 1953 (BGBl. I S. 1439) 
die sich aus der Altbankenrechnung ergebenden Wert- 
ansätze in der ersten Jahresbilanz nach der Bestätigung 
der Altbankenrechnung anzusetzen. 

Das Altbanken-Bilanz-Gesetz enthält die vorstehend 
dargelegten handelsrechtlichen Vorschriften für die Ber- 
liner Altbanken. Die steuerlichen Vorschriften müssen 
durch Bundesgesetz geregelt werden, da sie nach dem 
Dritten überieitungsgesetz vom 4. Januar 1952 (BGBl. I 
S. 1) über die Gesetzgebungsbefugnisse des Landes Ber- 
lin hinausgehen. Es war zunächst vorgesehen, diese 
steuerlichen Vorschriften in das Umstellungsergänzungs- 
gesetz aufzunehmen. Da jedoch das Altbankengesetz und 
das Altbanken-Bilanz-Gesetz bei der Beratung des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes noch nicht in Kraft getreten 
waren, wurden die steuerlichen Vorschriften zurückge- 
stellt. Sie sind nunmehr als §§ 23 bis 27 in den Entwurf 
aufgenommen worden, weil sie in engem Zusammenhang 
mit der D-Markbilanzgesetzgebung stehen. Der Zusam- 
menhang ergibt sich insbesondere daraus, daß die steuer- 
lichen Vorschriften zur handelsrechtlichen DM-Eröffnungs- 
bilanz der Berliner Altbanken den Vorschriften im D-Mark- 
bilanzgesetz weitgehend entsprechen und zum Teil un- 
mittelbar auf sie Bezug nehmen. 

In Artikel 8 ist ferner noch eine zusätzliche Vorschrift 
zum Umstellungsergänzungsgesetz (§ 28 des Entwurfs) 
aufgenommen worden. 

Im einzelnen ist zu §§ 23 bis 28 folgendes zu bemerken: 

Zu § 23 

Nach § 1 ABilG haben alle Berliner Altbanken eine 
Altbankenrechnung aufzustellen, deren Stichtag in der 
Regel der 1. Januar 1953 ist Für den gleichen Stichtag 
haben die Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin eine 
handelsrechtliche DM-Eröffnungsbilanz aufzustellen, es 
sei denn, daß sie nicht zum Neugeschäft zugelassen sind. 
Bei Berliner Altbanken, die nicht zum Neugeschäft zu- 
gelassen sind, hat die bestätigte Altbankenrechnung die 
Wirkung einer DM-Eröffnungsbilanz (§ 22 ABilG). 
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Die Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten in der handelsrechtlichen DM-Eröffnungsbilanz der 
Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin ist durch das Alt- 
banken-Bilanz-Gesetz wie folgt geregelt: 

Nach § 12 ABilG sind grundsätzlich die Werte der Alt- 
bankenrechnung in die DM-Eröffnungsbilanz zu über- 
nehmen. § 7 ABilG sieht vor, daß in der Altbankenrech- 
nung und damit in der DM-Eröffnungsbilanz der Berliner 
Altbanken die Berliner Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten mit den Vermögensteuerwerten für den 1 Januar 
1953 anzusetzen sind. Bei Altbanken mit Sitz in Berlin, die 
für ihre Niederlassungen im Bundesgebiet eine west- 
deutsche Umstellungsrechnung auf den 21. Juni 1948 auf- 
zustellen hatten, sind die westdeutschen Vermögenswerte 
und die westdeutschen Verbindlichkeiten in die Alt- 
bankenrechnung (DM-Eröffnungsbilanz) grundsätzlich mit 
den handelsrechtlichen Wertansätzen in der letzten Bilanz 
der westdeutschen Niederlassungen vor dem Stichtag der 
DM-Eröffnungsbilanz zu übernehmen. Sind die Vermögen- 
steuerwerte vom 1 Januar 1953 für diese westdeutschen 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten höher, so können 
in der Altbankenrechnung (DM-Eröffnungsbilanz) diese 
höheren Vermögensteuerwerte auch für die westdeutschen 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten angesetzt werden. 

Absatz 1 sieht vor, daß bei Berliner Altbanken mit 
Sitz in Berlin die duich das Altbanken-Bilanz-Gesetz vor- 
geschriebene handelsrechtliche DM-Eröffnungsbilanz auch 
die Grundlage für die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz 
bildet. Entsprechendes gilt für die Altbankenrechnung, 
soweit sie ciie Wirkung einer DM-Eröffnungsbilanz hat. 
Die Berliner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten sind 
aus der handelsrechtlichen DM-Eröffnungsbilanz unver- 
ändert in die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz zu über- 
nehmen (Absatz 1 Satz 1 und 2) Die westdeutschen 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten mit Ausnahme 
der Pensionsrückstellungen sind dagegen nach Absatz 1 
Satz 3 mit den Werten der Steuerbilanz, die auf den Tag 
vor dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz für die west- 
deutsche Niederlassung aufzustellen war, in die steuer- 
liche DM-Eröffnungsbilanz zu übernehmen Diese Ver- 
mögenswerte sind bereits auf den 21. Juni 1948 neu be- 
wertet worden? eine nochmalige Unterbrechung des 
Bilanzzusammenhanges soll steuerlich ausgeschlossen 
werden. 

Für Pensionsrückstellungen schreibt § 12 Abs. 2 ABilG 
vor, daß für sämtliche am Stichtag der DM-Eröffnungs- 
bilanz der Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin bereits 
laufenden Pensionen eine Rückstellung in voller Höhe 
gebildet werden muß. Im Hinblick auf diese — von der 
Regelung im Bundesgebiet abweichende — Vorschrift 
muß die nach § 12 Abs. 2 ABilG handelsrechtlich auszu- 
weisende Rückstellung für Pensionsverpflichtungen, auch 
soweit sie für westdeutsche Pensionsverpflichtungen ge- 
bildet ist, in die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz unver- 
ändert übernommen werden. Nur auf diese Weise wird 
eine einheitliche Fortentwicklung der Rückstellungen für 
alle Pensionsverpflichtungen nach dem l. Januar 1953 er- 
möglicht. Absatz 1 Satz 3 nimmt deshalb Rückstel- 
lungen für westdeutsche Pensionsverpflichtungen aus- 
drüddich aus. Sie sind wie die Rückstellungen für Berliner 
Pensionsverpflichtungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 un- 
verändert in die steuerliche DM-Eröffnungsbilanz zu über- 
nehmen. 

Der Ansatz von Rückstellungen für Pensionsverpflich- 
tungen wird sich bei Berliner Altbanken mit Sitz in Ber- 
lin und Niederlassungen im Bundesgebiet in der Regel 
zusammensetzen aus 

1. den nach § 8 Abs. 3 ABilG gebildeten Rückstellungen 
für Berliner Pensionsberechtigte, 

2. den Rückstellungen für westdeutsche Pensionsberech- 
tigte, die in der handelsrechtlichen Schlußbilanz der 
westdeutschen Niederlassung enthalten sind, die auf 
den Tag vor dem Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz 
aufzustellen war, 

3. einem etwaigen zusätzlichen Betrag, der nach § 12 
Abs. 2 Satz 2 ABilG in der DM-Eröffnungsbilanz der 
Berliner Altbanken einzustellen ist, wenn die Beträge 
zu 1 und 2 nicht ausreichen, um mindestens eine 
Rückstellung für sämtliche am Stichtag der DM-Er- 
öffnungsbilanz bereits laufenden Pensionsleistungen 
zu bilden. 


Die Pensionsrückstellungen sind in den auf die steuer- 
liche DM-Eröffnungsbilanz folgenden Bilanzen auf der 
Grundlage des nach § 12 Abs 2 ABilG in die steuerliche 
DM-Eröffnungsbilanz eingesetzten Werts fortzuentwickeln. 

Absatz 2 stellt klar, daß zu einer Berichtigung der 
steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz führen: 

a) Berichtigungen der Altbankenrechnung, soweit sie 
als Berichtigungen der handelsrechtlichen DM-Er- 
öffnungsbilanz gelten ((§ 19 Abs. 1 ABilG); 

b) der erstmalige Ausweis von Verbindlichkeiten nach 
§ 20 Abs 1 ABilG Es handelt sich hierbei insbeson- 
dere um Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern 
aus der sowjetischen Besatzungszone, aus dem so- 
wjetischen Sektor von Berlin und aus dem Ausland, 
die zunächst außer Ansatz geblieben sind und unter 
bestimmten Voraussetzungen in einem Jahres- 
abschluß nach dem Stichtag der DM-Eröffnungs- 
bilanz erstmals ausgewiesen werden müssen; 

c) Berichtigungen der DM-Eröffnungsbilanz nach § 23 
Abs 2 und § 24 Abs. 2 ABilG Es handelt sich hier- 
bei um Berliner Altbanken, die ausnahmsweise eine 
DM-Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 aufzu- 
stellen haben (Altbanken mit bankfremdem Geschäft 
und die Sparkasse der Stadt Berlin (West]) und diese 
durch Ausweis der Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten der Berliner Altbankenrechnung berich- 
tigen müssen. 

Für die steuerliche Behandlung der Tilgung eines auf 
Grund der Vorschriften des Altbanken-Bilanz-Gesetzes 
eingestellten Kapitalentwertungskontos oder Kapital- 
berichtigungskontos gelten nach Absatz 3 die Vorschrif- 
ten des § 73 Abs. 3 DMBG über die steuerliche Behand- 
lung der Tilgung eines nach den Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes eingestellten Kapitalentwertungskontos 
entsprechend. 

Nach § 44 des Umstellungserqänzungsgesetzes haben 
Berliner Altbanken, die eine Eröffnungsbilanz nach § 1 
der 42. Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
auf den 21 Juni 1948 aufgestellt haben — Berliner Alt- 
banken mit Sitz im Bundesgebiet — , die in die Altbanken- 
rechnung eingestellten Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten in die auf die Bestätigung dei Altbankenrech- 
nung folgende Bilanz zu übernehmen. Absatz 4 Satz 1 
bestimmt, daß der erstmalige Ausweis dieser Vermögens- 
werte und Verbindlichkeiten zu einer Berichtigung der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz führt und damit steuer- 
lich erfolgsneutrai ist Die Rückbeziehung der Einbuchung 
in die steuerliche Eröffnungsbilanz berührt nicht die Vor- 
schrift des § 25 Abs. 3 des Entwurfs, wonach Berliner Alt- 
banken mit Sitz im Bundesgebiet bis zum Stichtag der 
Altbankenrechnung mit ihrem Berliner Geschäftsbetrieb 
zu den Steuern vom Einkommen und zur Gewerbesteuer 
nicht herangezogen werden? Berliner Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten bleiben also bei der Gewinn- 
ermittlung für diesen Zeitraum außer Ansatz. Dies stellt 
Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 klar. Absatz 4 Satz 2 
bestimmt, daß der in Absatz 2 Buchst, b bezeichnete erst- 
malige Ausweis von Verbindlichkeiten auch bei Berliner 
Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet zu einer Berichtigung 
der steuerlichen Eröffnungsbilanz führt. 


Zu § 24 

Nach Absatz 1 gelten die von Berliner Altbanken in 
Berlin zu entrichtenden Steuern für die Zeit vor dem 
9. Mai 1945 durch die geleisteten Zahlungen als abgegol- 
ten. Diese Vorschrift ist schon aus Verwaltungsgründen 
erforderlich. Soweit für den Zeitraum bis zum 9. Mai 1945 
rechtskräftige Veranlagungen noch nicht vorliegen, was 
insbesondere für die Veranlagungszeiträume 1943 und 
1944 der Fall sein kann, soll auf diese endgültig verzichtet 
werden, weil in den meisten Fällen keinerlei geeignete 
Besteuerungsunterlagen mehr vorhanden sind. 

Da die Zeit vor dem 9. Mai 1945 steuerlich endgültig 
abgeschlossen werden soll, sieht Absatz 2 vor, daß 
etwaige Ansprüche der Berliner Altbanken, auf Grund 
des Gesetzes vom 8. April 1952 die Erstattung überzahl- 
ter Steuern für diesen Zeitraum zu verlangen, aus- 
geschlossen sind. 
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Zu § 25 

Diese Vorschrilt regelt die Veranlagung der Berliner 
Altbanken zu den Stf3uern vom Einkommen und zur Ge- 
v.erbesteuer für die Zeit vom 9. Mai 1945 bis zum Stich- 
tag der DM-Eröffnungsbilanz aer Berliner Altbanken. 

Nach Absatz 1 soll für die Zeit vom 9 Mai 1945 bis 
zum Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz oder der Altban- 
kenrechnung (in der Regel der 1 Januar 1953) eine Ver- 
anlagung zu den Steuern vom Einkommen und zur Ge- 
werbesteuer grundsätzlich nicht stattfinden, weil die Ge- 
schäftstätigkeit der Berliner Altbanken während dieser 
Zeit geruht hat Bilanzen nicht aufzustellen waren und sich 
etwa doch ergebende Erträge und Aufwendungen dieser 
Zeit bei der Berechnung der Ausgleichsforderungen auf 
Grund der Altbankenrechnung auswirken. 

Ausnahmen von diesem Grundsatz sehen die Absätze 2 
bis 4 vor. 

Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin, die nach §§ 23, 
24 AßilG bereits auf den l. April 1949 eine Eröffnungs- 
bilanz aufzustellen haben (Altbanken mit bankfremdem 
Geschäft und die Sparkasse der Stadt Berlin (West)), sind 
von diesem Zeitpunkt an zu den Steuern vom Einkommen 
und zur Gewerbesteuer heranzuziehen (Absatz 2). 

Berliner Altbanken, die ihren Sitz im Bundesgebiet 
haben, hatten nadi § 1 der 42 Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz eine Eröffnungsbilanz auf den 
21 Juni 1948 aufzustellen. In dieser Eröffnungsbilanz 
wurden die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten einer 
Berliner Niederlassung mit einem Erinnerungsposten aus- 
gewiesen Diese Berliner Altbanken sind nadi Absatz 3 
Satz 1 für die Zeit bis zum Stichtag der Altbankenrech- 
nung nur mit den gewerblichen Einkünften der Nieder- 
lassungen im Bundesgebiet zu veranlagen. Die in die 
steuerliche Eröffnungsbilanz übernommenen Berliner Ver- 
mögenswerte und Verbindlichkeiten (§ 23 Abs. 4 des Ent- 
wurfs) bleiben bei der Gewinnermittlung für diesen Zeit- 
raum außer Ansatz. Soweit sich jedoch bei der Verwaltung 
der ruhenden Berliner Niederlassungen Ausgabenüber- 
schüsse ergeben haben, sind diese Ausgabenüberschüsse 
bei den Veranlagungen im Bundesgebiet abzugsfähig, 
wenn diese Beträge zu Lasten der westcieutschen Rechnung 
gezahlt worden sind |Absatz3Satz2). Von dem Stichtag 
der Altbankenrechnung ab sind diese Berliner Altbanken 
unter Berücksichtigung der aus der Altbankenrechnung 
übernommenen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
zu veranlagen (Absatz3 Salz 3) Von diesem Zeitpunkt 
an wird also das gesamte Unternehmen zur Besteuerung 
herangezogen. 

Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin und Niederlassun- 
gen im Bundesgebiet waren nach der 35 Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz verpflichtet, für ihre 
Niederlassungen im Bundesgebiet eine Umstellungsrech- 
nung aiifzustellen Diese Umstellungsrechnung hat nach 
§ 2 der 42. Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz für den von ihr erfaßten sachlichen Geltungsbereich 
die Wirkungen einer Eröffnungsbilanz auf den 21, Juni 
1948 Absatz 4 bestimmt, daß auch bei diesen Berliner 
Altbanken bis zum Stichtag der DM-Eröffnungsbilanz nur 
die Niederlassungen im Bundesgebiet zu den Steuern vom 
Einkommen und zur Gewerbesteuer herangezogen werden 
(Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 3 Satz l) Dabei sind 
ebenfalls etwaige Ausgabenüberschüsse der ruhenden 
Berliner Niederlassungen abzugsfähig (Absatz 4 in Ver- 
bindung mit Absatz 3 Satz 2) Ab dem Stichtag der DM- 
tröffnungsbilanz ist das gesamte Unternehmen zu ver- 
anlagen. 

Zu §26 

Die Hauptfeststellung der Einheitswerte der gewerb- 
lichen Betriebe wird bei Berliner Altbanken, die ihren 
Sitz im Bundesgebiet haben, auf den 21. Juni 1948 und 
bei Altbanken, die ihren Sitz in Berlin haben, auf den 
1 April 1949 vorgenommen. Die Einheitswerte sollen so- 
wohl das Berliner Vermögen als auch das westdeutsche 
Vermögen umfassen Dabei sind die Wertansätze ver- 
schieden je nach dem, ob es sich um Berliner Vermögen 
oder um westdeutsches Vermögen handelt. Für das Ber- 
liner Vermögen gilt Absatz 1 Nr 1, für das westdeutsche 
Vermögen Absatz 1 Nr. 2 Buchst, a. 


Durch die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 1 soll für 
die Berliner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten eine 
besondere Feststellung des Vermögens vermieden werden. 
Deshalb werden die Vermögensverhältnisse, wie sie sich 
aus der auf den 1 Januar 1953 aufzustellenden DM-Eröff- 
nungsbilanz ergeben, auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 
zurückbezogen. Dies gilt sowohl für den Bestand als auch 
für den Werl des Vermögens. Eine von der DM-Eröff- 
nungsbilanz abweichende Regelung ist jedoch in folgenden 
Fällen erforderlich: 

1. Die Höhe der Ausgleichsforderung, auf deren Ge- 
währung die Berliner Altbank einen Anspruch 
gegen den Bund hat, ergibt sich nicht aus der DM- 
Eröffnungsbilanz. Sie wird vielmehr nach den Vor- 
schriften des § 45 des Umstellungsergänzungsgesetzes 
ermittelt. Es ist deshalb der dariach festgestellte 
Wert anzusetzen (Absatz 1 N r. 1 Buchst, a). 

2. Wertpapiere, Anteile und Genußscheine an Kapital- 
gesellschaften sind nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst, b 
nicht mit den Werten der DM-Eröffnungsbilanz, 
sondern mit den Werten anzusetzen, die nach §11 
Abs I des Zweiten Vermögensbesteuerungsgesetzes 
(GVBl. für Berlin 1954 S 140) bei der Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe 
auf den 1. April 1949 dafür maßgebend sind. Würden 
sie mit dem Kurs oder dem Wert am Stichtag der 
DM-Eröffnungsbilanz (1 Januar 1953) angesetzt, so 
würde sich in der Regel ein erheblich höherer Wert 
ergeben. Die Altbanken sollen jedoch bei der Ver- 
mögensbesteuerung nicht schlechter gestellt werden 
als die anderen Steuerpflichtigen, Deshalb sollen 
auch für die Altbanken die niedrigeren Werte vom 
31. Dezember 1948 maßgebend sein. 

3. Wirtschaftsgüter die nach den §§ 59 und 60 des Be- 
wertungsgesetzes nicht zum Betriebsvermögen ge- 
hören, sollen auch dann außer Betracht bleiben, wenn 
sie in der DM-Eröffnungsbilanz erscheinen (Ab- 
satz 1 N r. 1 Buchst, c). Hauptsächlich wird dies 
für Schachtelbeteiligungen von Bedeutung sein. 

Für die westdeutschen Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten gilt Absatz 1 Nr. 2 Buchst, a. Die Vermö- 
genswerte und Verbindlichkeiten sind danach mit den in 
die steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 1948 ein- 
gestellten Werten anzusetzen. 

Ein Fehlbetrag, der sich bei der Ermittlung des Berliner 
Vermögens ergibt, kann bei dem westdeutschen Vermögen 
abgesetzt werden (Absatz 1 Nr. 2 Buchst, b). Diese 
Vorschrift entspricht den Vorschriften des § 1 Abs, 4 des 
Gesetzes über die Aufteilung der Vermögensteuer zwi- 
schen Berlirj (West) und dem übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes (Aufteilungsgesetz) vom 15. Dezember 
1952 (BGBl. I S. 796). 

Die in Absatz 2 aufgeführten Geldinstitute müssen 
eine sachlich auf gewisse Vermögenswerte und Verbind- 
lichkeiten beschränkte Eröffnungsbilanz auf den 1. April 
1949 aufstellen. Insoweit können die für alle zur Auf- 
stellung einer Eröffnungsbilanz verpflichteten Kaufleute 
in Berlin (West) geltenden allgemeinen Vorschriften auch 
für die Einheitsbewertung bei diesen Geldinstituten maß- 
gebend bleiben. 

Bei Wertfortschreibungen müssen die unter Absatz 1 
Nr. 1 fallenden Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
unverändert weitergeführt werden (Absatz 3 Satz 1); 
denn die Werte, die sich danach ergeben, werden aus der 
auf den l Januar 1953 aufzustellenden DM-Eröffnungs- 
bilanz oder Altbankenrechnung auf den 21. Juni 1948 oder 
auf den 1. April 1949 zurückbezogen; sie können sich daher 
in der Zwischenzeit nicht mehr ändern. Für Wertpapiere, 
Anteile und Genußscheine an Kapitalgesellschaften bleibt 
der bei der Hauptfeststellung angesetzte Wert schon nach 
§ 69 Abs. 2 BewG bis zur nächsten Hauptfeststellung maß- 
gebend. Zu Wertfortschreibungen kann es daher nur dann 
kommen, wenn sich das westdeutsche Vermögen verän- 
dert und nicht nach §§ 8, 9 des Vermögensbewertungs- 
gesetzes an den in die Umstellungsrechnung eingestellten 
Werten festgehalten werden muß. 

Zu §27 

Diese Vorschrift ersetzt nach Absatz 1 Satz 1 für 
Berliner Altbanken die Vorschriften des Aufteilungs- 
gesetzes. Eine Aufteilung des Vermögens auf Berlin (West) 
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und auf das Bundesgebiet erfolgt deshalb nicht nach § 4 
des genannten Gesetzes, sondern nach Absatz 1 Satz 2 
in dem Verhältnis dei Berliner Vermögenswerte (Aktiven) 
zu den westdeutschen Vermögenswerten (Aktiven). Für 
die Berliner Allbanken ist dies eine sachgemäßere Auf- 
teilung. über das Verfahren bei der Aufteilung treffen 
Absatz 1 Satz 3 und 4 nähere Vorschriften, 

Die sich aus der Aufteilung ergebenden vermögen- 
steuerlichen Folgen werden in Absatz 2 behandelt. Das 
auf Berlin (West) einerseits und auf das Bundesgebiet 
andererseits entfallende Vermögen wird danach von 
einem Finanzamt in Berlin (West) und einem Finanzamt 
im Bundesgebiet selbständig nadi den jeweils für das 
Gebiet geltenden Vorschriften zur Vermögensteuer heran- 
gezogen (Absatz 2 Satz 2). Diese Regelung gilt im 
Bundesgebiet vom Jahre 1949 ab, also für den gleichen 
Zeitraum, auf den sich die Hauptveranlagung 1949 be- 
zieht, In Berlin (West) dagegen gilt tür 1949 die Ver- 
mögensteuer durch die Vorauszahlungen bereits als ab- 
gegolten. Die Regelung des Absatzes 2 wird daher für 
Berlin (West) erst von 1950 ab wirksam (Absatz 2 
Satz 1), 

Für die Zeit ab 1 Januar 1953 gelten auch für die Ber- 
liner Altbanken wieder die allgemeinen Vorschriften über 
die Vermögensbestenerung Für diese Zeit sind ab- 
weichende Vorschriften nicht erforderlich. 

Nach Absatz 3 soll von Berliner Altbanken, die An- 
spruch auf Gewährung einer Ausgleichsforderung auf 
Grund des § 45 des Umstellungsergänzungsgesetzes haben 
oder die wegen ihrer Verbindlichkeiten nicht in voller 
Höhe in Anspruch genommen werden können, für die 
Zeit vor dem 1 Januar 1953 keine Vermögensteuer nach- 
erhoben werden. Für die Kalenderjahre 1950 bis 1952 sind 
sie deshalb von der Vermögenstener befreit. Für die 
Kalenderjahre vor 1950 ist die Vermögensbesteuerung 
bereits durchgeführt Um Nacherhebungen auszuschließen, 
soll die Vermogensteuer durch die tür diese Zeit gelei- 
steten Zahlungen als abgegolten gelten Diese Regelung 
ist notwendig, da sich sonst durch die Vermögensteuer 
die Ausgleichsforderung erhöhen oder die nach §37 des 
Umstellungsergänzungsgesetzes dem Bund zustehende 
Rückgriffsforderung vermindern würde Die Vermögen- 
steuer würde dadurch nur den Bund treffen. Das soll 
vermieden werden Für andere Berliner Altbanken gel- 
ten dagegen die allgemeinen Vorschriften. 

Zu § 28 

§ 7 Abs 1 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes bestimmt, 
daß die Berliner Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
in die Altbankenrechnung mit den Werten einzustellen 
sind, die nach den Vorschriften für die Feststellung der 
Einheitsweite der gewerblichen Betriebe auf den 
1 Januar 1953 maßgebend sind Nach diesen Vorschriften 
bleiben bestimmte Vermögenswerte außer Ansatz oder 
sind mit einem endgültigen Wert anzusetzen. Nach den 
Vorschriften für die westdeutsche Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute bleiben einige dieser Vermögenswerte 
dagegen nicht außer Ansatz andere sind mit einem vor- 
läufigen oder mit einem endgültigen Wert anzusetzen. 
Diese Regelung muß auch für die Berliner Altbanken 
gelten, soweit es sich um die Bewertung nach § 45 Abs. 7 
des Umstellungsergänzungsgesetzes und § 7 Abs. 1 des 
Berliner Altbanken-Bilanz-Gesetzes handelt. 

Zu Artikel 9 

(Schlußbestimmungen) 

Dieser Artikel enthält die üblichen Schlußbestimmun- 
gen. Im einzelnen ist dazu folgendes zu bemerken: 

Zu §29 

Die Vorschrift ist nötig, weil nicht in allen Ländern des 
Bundesgebiets das D-Markbilanzgesetz vom 21 August 
1949 gilt, sondern einzelne Länder gleichlautende eigene 
Gesetze erlassen haben. 

Zu §30 

Die Bestimmung enthält die Berlin-Klausel. 

Absatz 1 entspricht der üblichen Form der Berlin- 
Klausel 


Mit Rücksicht auf Besonderheiten der Berliner Gesetz- 
gebung müssen für die Anwendung des Gesetzes in Berlin 
einige besondere Vorschriften getroffen werden. 

Absatz 2 Nr 1 ersetzt für Berlin die Bezugnahme des 
Entwurfs auf Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes vom 
21 August 1949 und des (Ersten) D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes durch die Verweisung aul die entsprechenden 
Vorschriften der Gesetze des Landes Berlin 

Absatz 2 Nr 2 trifft eine ähnliche Vorschrift, für die 
in § 10 Satz 2 des Entwurfs erwähnten §§ 9, 10 des Ver- 
niögensbewertungsgesetzes (Hauptveranlagung 1949) vom 
12 August 1950. denen §§ 10, 11 des Berliner Zweiten Ver- 
mögensbesteuerungsgesetzes entsprechen. 

Absatz 2 Nr 3 schließt die Anwendung des § 9 des 
Entwurfs in Berlin aus, weil diese Vorschrift nur eine Be- 
sonderheit des im Bundesgebiet geltenden D-Markbilanz- 
gesetzes im Sinne der in Berlin schon bisher geltenden 
Rechtslage beseitigt. 

Der bisherige § 80 Abs. 3 des Berliner D-Markbilanz- 
gesetzes sieht die Auflösung von Gesellschaften, die ein 
Kapitalentwertungsknnto nach § 37 DMBG eingestellt und 
nicht ausgeglichen haben, nicht wie § 80 Abs. 3 des im 
Bundesgebiet geltenden D-Markbilanzgesetzes mit Ablauf 
des 31 Dezember 1956 sondern erst mit Ablauf des 
31, Dezember 1957 vor. Deshalb muß in der durch § 11 Nr. 12 
des Entwurfs geänderten Fassung des § 80 Abs 3 DMBG 
der künftig einheitlich im Bundesgebiet und in Berlin gel- 
tende Auflösungstag des 31 Dezember 1958 in Berlin an 
die Stelle des 31 Dezember 1957 und nicht wie im Bundes- 
gebiet an die Stelle des 31. Dezember 1956 treten (Ab- 
satz 2 N r 4), 

Auf Grund des §80 Abs 1 Satz 3 und 4 des Berliner 
D-Markbilanzgesetzes in der Fassung des Zweiten Ber- 
liner Gesetzes zur Änderung des D-Markbilanzgesetzes 
vom 11 Dezember 1951 (GVBl S 1139) könnte der Sena- 
tor für Justiz in Berlin auch nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes noch für einzelne Gesellschaften unter gewissen 
Voraussetzungen die Frist für die Neufestsetzung ihrer 
Kapitalverhältiiisse verlängern. Eine solche Verlänge- 
rung wäre mit dem Sinn des § 12 des Entwurfs nicht ver- 
einbar, da diese Vorschrift auch die bisher durch eine be- 
sondere Berliner Anordnung von der Neufestsetziings- 
pflicht befreiten Gesellschaften zur Neufestsetzung inner- 
halb einer bestimmten letzten Frist zwingen will Ab- 
satz 3 sieht deshalb vor daß die Berliner Vorschriften 
über die Ermächtigung des Senators für Justiz zu weite- 
ren Fristverlängerungen nicht mehr anzuwenden sind. 

In dem durch § 11 Nr 2 bis 4 des Entwurfs neu gefaßten 
§ 29 Abs. 1, 2 und 4 DMBG, in dem neuen §74a DMBG 
(§ 11 Nr. 1 1 des Entwurfs) sowie in § 22 des Entwurfs wird 
mehrfach auf den 20. luni 1948 bzw auf den 21 Juni 1948, 
dem Stichtag der D-Markeröffnungsbilanz im Bundes- 
gebiet bzw dem Tag vor diesem Stichtag, abgestellt In 
Berlin ist dagegen der 21 Juni 1948 nur ausnahmsweise 
der Stichtag der Eröffnungsbilanz (vgl §1 Abs 2 Satz 3 
Halbsatz 2 des Berliner D-Markbilanzgesetzes). Soweit 
in Berlin was der Regelfall ist, die Eröffnungsbilanz auf 
den 1 April 1949 aufziistellen ist, können die erwähnten 
Vorsdiriften des Entwurfs in Berlin nur mit der Maßgabe 
gelten, daß an die Stelle des 20. Juni 1948 der 31. März 
1949 und an die Steile des 21. Juni 1948 der 1. April 1949 
tritt (Absatz 4). 

A b s a t z 5 triflt aus ähnlichen Gründen Sondervorschrif- 
ten für die Anwendung der §§ 29. 74a DMBG und des § 22 
des Entwurfs für Berliner Altbanken 

Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin stellen auf Grund 
des Altbanken-Bilanz-Gesetzes (ABilG) ihre Eröffnungs- 
bilanz nidit auf den 21 Juni 1948. sondern auf einen 
späteren Stichtag, in der Regel auf den 1 Januar 1953, 
auf Absatz 5 Satz l Buchst, a bestimmt deshalb, daß 
für Berliner Altbanken mit Sitz in Berlin die erwähnten 
Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes und des Entwurfs 
mit der Maßgabe anzuwenden sind, daß an die Stelle des 
21. Juni 1948 jeweils der Stichtag der Eröffnungsbilanz 
oder, wenn die Altbankenrechnung die Wirkung einer 
Eröffnungsbilanz hat (§§ 11. 22 ABilG), der Altbanken- 
rechnung tritt Die Vorschrift sieht jedoch zwei Ausnah- 
men vor Die eine Ausnahme betrifft die in §§ 23, 24 ABilG 
bezeichneten Altbanken (Altbanken mit bankfremdem 
Geschäft, Sparkasse der Stadt Berlin). Diese Altbanken 
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stellen ihre Eröffnungsbilanz auf den 1. April 1949 auf? 
für sie gilt daher schon Absatz 4. Die zweite Ausnahme 
betrifft Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen, die 
in der westdeutschen Rechnung für die Zeit vom 21. Juni 
1948 bis zum Stichtag der Eröffnungsbilanz oder Altban- 
kenrechnung gebildet werden. Für die Bildung dieser 
Rückstellungen können §§ 29, 74aDMBG und § 22 des 
Entwurfs unverändert angewendet werden. 

Anstelle der Vorschriften der 38 Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz über die Bildung von Pen- 
sionsrückstellungen durch westdeutsche Geldinstitute gilt 
für die Bildung von Pensionsrückstellungen durch Berliner 
Altbanken mit Sitz in Berlin, auch hier mit Ausnahme der 
in §§ 23, 24 ARilG bezeichneten Altbanken, die besondere 
Vorschrift des § 8 Abs. 3 ABilG. Die Verweisung in §22 
des Entwurfs auf die 38. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz wird daher für die genannten Alt- 
banken nach AbsatzöSatzl Buchst b durch die Ver- 
weisung auf § 8 Abs. 3 ABilG ersetzt. 

Für Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet 
braucht Absatz 5 Satz l nicht angewendel zu werden, weil 
sie ihre Eröffnungsbilanz auf den 21, Juni 1948 aufstellen. 


Da diese Altbanken jedoch nach § 44 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes in ihre Eröffnungsbilanz die in die 
Altbankenrechnung eingestellten Verbindlichkeiten zu 
übernehmen haben, müssen auch Rückstellungen für Pen- 
sionsverbindlichkeiten in die Eröffnungsbilanz übernom- 
men werden, für deren Bildung der Stichtag der Alt- 
bankenrechnung also ein späterer Zeitpunkt als der 
21. Juni 1948, maßgebend ist. Insoweit muß daher auch 
für Berliner Altbanken mit Sitz im Bundesgebiet Absatz 5 
Satz 1 entsprechend gelten (Absatz 5 Satz 2). 

Zu § 31 

Das Gesetz soll im Bundesgebiet und in Berlin gleich- 
zeitig in Kraft treten, um zu vermeiden, daß die mit dem 
Inkrafttreten beginnenden Fristen (§ 13 Abs. 1, § 21 Abs. 4 
des Entwurfs) bei der Übernahme in Berlin schon zum 
Teil abgelaufen sind. Um die Übernahme des Gesetzes 
durch Berlin vor seinem Inkrafttreten zu ermöglichen, ist 
in Aussicht genommen, den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
so zu bestimmen, daß das Gesetz etwa zwei Monate nach 
seiner voraussichtlichen Verkündung im Bundesgesetz- 
blatt in Kraft tritt. 


Bundesdruckerei, Bonn 5565 12. 54 



Anlage 2 


Änderungsvorschläge des B u,n desrates 


1. § 1 Abs. 1 

In § 1 Abs. 1 ist folgender neuer Satz 
anzufügen: 

„Auf die Berichtigung sind die §§ 47, 73 
Abs. 4, 74 Abs. 2 und 3 des D-Mark- 
bilanzgesetzes anzuwenden.“ 

Begründung 

Aus gesetzestechnischen Gründen er- 
scheint es erforderlich, in § 1 Abs. 1 aus- 
drücklich klarzustellen, daß die Ersetzung 
der vorläufigen Werte durch endgültige 
Werte ein Berichtigungsvorgang im Sinne 
der §§ 47, 73 Abs. 4 und 74 Abs. 2 und 3 
des D-Markbilanzgesetzes ist. 

2. § 2 Abs, 4 Satz 2 

§ 2 Abs. 4 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Der Zuschlag richtet sich nach dem be- 
sonderen Wert, den die Beteiligung im 
Einzelfall hat; er darf höchstens zwanzig 
vom Hundert der nach den Absätzen 1 
bis 3 zulässigen Wertansätze betragen.“ 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Fassung be- 
sagt nichts über die Höhe des Beteili- 
gungszuschlags im Einzelfall. Dem Sinne 
der geplanten Regelung entsprechend 
sollte klargestellt werden, daß der Betei- 
ligungszusdilag nicht ohne Rücksicht auf 
den besonderen Wert, den die Beteili- 
gung im Einzelfall hat, vorzunehmen ist. 

3. § 7 

Es sollte geprüft werden, ob die in § 7 
des Entwurfs für den Fall erheblichen 
Auslandsvermögens vorgesehene spatere 
Berichtigung aus Gründen der Verwal- 


tungsvereinfachung nicht durch einen Zu- 
schlag zu den endgültigen Werten im 
Sinne der §§ 2 und 3 des Entwurfs ersetzt 
werden kann. 

4. § 8 Abs. 2 

In § 8 Abs. 2 ist folgender neuer Satz 2 
anzufügen: 

„Vom 1. Januar 1954 ab besteht hinsicht- 
lich der zurückzugewährenden Ausgleichs- 
forderungen kein Zinsanspruch; bereits 
gezahlte Zinsen sind zu erstatten.“ 

Begründung 

Nach dem Entwurf wären die Ausgleichs- 
forderungen bis zum Stichtag der Be- 
richtigungsbilanz, also u. U. bis zum 
31. Dezember 1955, zu verzinsen. Das ist 
nicht vertretbar. Den Geldinstituten, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkas- 
sen werden zwar die Zinsen für die Ver- 
gangenheit trotz der Rückwirkung der 
endgültigen Bewertung ln vollem Um- 
fange belassen; das kann aber nicht für 
das laufende und das folgende Jahr gelten. 

5. § 9 

§ 9 Satz 1 Halbsatz 2 ist wie folgt zu 
fassen: 

. . .; eine weitere Berichtigung nach §47 
des D-Markbilanzgesetzes — mit Aus- 
nahme einer Berichtigung im Sinne des 
§ 47 Abs. 4 des D-Markbllanzgesetzes — 
Ist ausgeschlossen.“ 

Begründung 

Nach § 9 des Entwurfs soll eine weitere 
Berichtigung der Werte für Grundstücke 
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in Berlin-West und für Forderungen 
gegen Sdiuldner in Berlin- West nadi § 47 
des D-Markbilanzgesetzes ausgesdilossen 
sein. Das ersdieint nidit gereditfertigt, 
wenn der maßgebende Grundstücksein- 
heitswert sidi infolge von Wertfortsdirei- 
bungen oder Änderungen gegenüber dem 
in der Eröffnungsbilanz angesetzten Wert 
erhöht oder erniedrigt. 

6 . § 10 

In § 10 ist folgender neuer Satz anzu- 
fügen: 

„Bei Geldinstituten, Versidierungsunter- 
nehmen und Bausparkassen hat der An- 
satz der höheren Werte für Wertpapiere 
und Anteile bei der Vermögensteuerver- 
anlagung 1949 keine Wirkung auf die 
Umstellungsredinung dieser Unterneh- 
men.“ 

Begründung 

Gemäß § 4 Abs. 1 B d der Bankenverord- 
nung sind Beteiligungen und Wertpapiere 
in der Umstellungsrechnung zu bewerten 
nadi den Grundsätzen, die' für eine Ver- 
mögensaufstcllung auf den ersten Haupt- 
veranlagungszcitpunkt nadi dem 20. Juni 
1948 maßgebend sind. Umgekehrt be- 
stimmt § 9 des Vermögensbewertungsge- 
setzes für die Geldinstitute, daß bei der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte auf 
den 21. Juni 1948 die hierfür nadi den 
geltenden Vorsdiriften in der Umstel- 


lungsrechnung eingestellten Werte zu- 
grunde zu legen sind. Im Hinblick auf 
diesen circulus vitiosus ist die Auffassung 
vertreten worden, daß der bei der Ver- 
mögensteuerveranlagung 1949 für Wert- 
papiere und Anteile angesetzte Wert audi 
in der Umstellungsredinung anzusetzen 
ist. Um in Übereinstimmung mit § 8 
klarzustellen, daß die Vorsdiriften des 
§ 10 des Entwurfs audi nidit für § 9 
des Vermögensbewertungsgesetzes für die 
Umstellungsredinung gelten, ersdieint die 
vorgesdilagene Ergänzung erforderlidi. 

7. § 30 Abs. 3 

In § 30 Abs. 3 werden die Worte 

„§ 80 Abs. 1 Satz 3 und 4 des Berliner 

D-Markbilanzgesetzes“ 

ersetzt durch die Worte 

„§ 80 Abs. 1 Satz 3 bis 7 des Berliner 

D-Markbilanzgesetzes“. 

Begründung 

Wenn die in § 80 Abs. 1 Satz 3 und 4 
des Berliner D-Markbilanzgesetzes ent- 
haltenen Vorsdiriften über eine Verlän- 
gerung der am 31. Dezember 1951 abge- 
laufenen Frist künftig nidit mehr anzu- 
wenden sind, dann entfallen audi die in 
Satz 5 bis 7 enthaltenen Vorsdiriften 
über die Rechtswirkungen einer Verlänge- 
rung oder der Ablehnung eines Verlänge- 
rungsantrags. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zu Nr. 4 bis 7 
zu. Zu Nr. 1 bis 3 der Änderungsvorschläge 
nimmt sie wie folgt Stellung: 

Zu Nr. 1 (§ 1 Abs. 1) 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Klarstel- 
lung erscheint nicht erforderlich. Nach § 1 
Äbs. 1 Satz 1 des Entwurfs gelten gewisse, 
bisher in eine Eröffnungsbilanz eingesetzte 
Werte als vorläufige Werte im Sinne des 
D-Markbilanzgesetzes. Daraus ergibt sich be- 
reits, daß § 47 Abs. 1 Buchstabe d sowie die 
auf diese Vorschrift verweisenden §§ 73 
Abs. 4, 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanz- 
gesetzes auf die Berichtigung solcher vorläu- 
figen Werte durch Einsetzung endgültiger 
Werte anzuwenden sind. Es sollen jedoch 
keine Bedenken erhoben werden, wenn der 
Bundestag dem Vorschlag des Bundesrates 
beitreten will. 

Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 4 Satz 2) 

Die Bundesregierung hält auch diese Klar- 
stellung nicht für nötig. Da für den Beteili- 
gungszuschlag nur eine Höchstgrenze be- 
stimmt ist, versteht es sich von selbst, daß 
die im Einzelfall zulässige Höhe des Zuschla- 
ges im Rahmen der Höchstgrenze durch den 
besonderen Wert bestimmt wird, den die Be- 
teiligung in dem betreffenden Einzelfall hat. 
Auch bei diesem Äniderungsvorschlag des 
Bundesrates bestehen aber keine entscheiden- 
den Bedenken gegen seine etwaige Berück- 
sichtigung durch den Bundestag. 

Zu Nr. 3 (§ 7) 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Auf- 
stellung des Entwurfs eingehend geprüft, ob 


eine erst später erkennbar werdende Unter- 
bewertung von Anteilen an Unternehmen 
mit erheblichem Auslandsvermögen in ande- 
rer Weise als durch Zulassung einer erneuten 
Berichtigung des Wertansatzes der Anteile 
ausgeglichen werden könnte. Die vom Bun- 
desrat zur Erwägung gegebene Gewährung 
eines Zuschlags ist schon damals in Betracht 
gezogen, jedoch nicht als geeignete Lösung 
angesehen worden. Ein gerechter Maßstab 
für die Höhe eines solchen Zuschlags läßt sich 
nicht finden, weil der Zuschlag künftige 
Wertberichtigungen des Auslandsvermögens 
abgelten soll, deren Umfang weder allgemein 
noch im Einzelfall voraussehbar ist. Wenn 
der Zuschlag, wie vorgeschlagen worden ist, 
nach dem Betrag bemessen werden würde, 
den das Unternehmen, an (dem die Anteile 
bestehen, in seiner steuerlichen Reichsmark- 
schlußbilanz für Auslandsvermögen ausge- 
wiesen hat, käme das weitere Bedenken hin- 
zu, daß die Anteilseigner die Anteile nur be- 
werten könnten, wenn ihnen die steuerliche 
Reichsmarkschlußbilanz bekannt wäre. Zu 
einer Offenlegung dieser Bilanz dürfte das 
Unternehmen gegenüber seinen Anteilseig- 
nern weder verpflichtet sein noch im Hin- 
blick auf die Wahrung des Steuergeheimnisses 
verpflichtet werden können. Der gegen die 
Regelung des § 7 des Entwurfs erhobene Ein- 
wand, daß die Zulassung einer erneuten Be- 
richtigung zu einer unzumutbaren Mehrbe- 
lastung der Finanzämter führen würde, er- 
scheint nicht begründet. § 7 des Entwurfs 
gestattet die erneute Berichtigung nur unter 
so engen Voraussetzungen, daß sie in ver- 
hältnismäßig wenigen Fällen in Frage kom- 
men wird. Die Bundesregierung hält aus die- 
sen Gründen auch nach erneuter Prüfung an 
§ 7 des Entwurfs fest. 
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